
Suchergebnisse: SPD

23. Mai 1863 – Der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein - ADAV wird gegründet

Leipzig * In Leipzig wird der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein - ADAV gegründet und

Ferdinand Lassalle zum Präsidenten gewählt. 

1. März 1869 – Der Münchner Ableger des ADV wird in der Nordendhalle gegründet

München * Der Münchner Ableger des seit 1863 bestehenden Allgemeinen Deutschen

Arbeitervereins - ADV wird in der Nordendhalle gegründet. Angekündigt ist eine Veranstaltung mit

dem einzigen Tagesordnungspunkt: „Besprechung der Arbeiterfrage“.    Tatsächlich ist es eine

Gründungsversammlung. Siebzig Personen treten dem Vorgängerverein der SPD an diesem Tag

bei. Der Verein wird aber ziemlich schnell wieder verboten, weil der Obrigkeit die politischen

Debatten in Vereinen einfach suspekt sind. 

Juni 1869 – Die erste Münchner Gruppe des ADAV gegründet

München-Maxvorstadt * Die erste Münchner Gruppe des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins

- ADAV gründen die Schriftsetzer Leonhard Tauscher und Robert Neff in der Nordendhalle in der

Schellingstraße. 

1. August 1869 – Die erste sozialdemokratische Zeitung erscheint in Bayern

München * Die erste sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier - Sozialdemokratisches

Arbeiterwochenblatt“ in Bayern erscheint. 

18. Juni 1871 – „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein

München * Die sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein, nachdem

die Redakteure Robert Neff und Jacob Franz wegen Beleidigung der Staatsregierung zu drei

beziehungsweise fünf Monaten Gefängnis verurteilt worden sind. 
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30. Juni 1871 – Die SAP hat etwa 500 Mitglieder in ganz Bayern

Königreich Bayern - München * Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei - SAP hat etwa 500

Mitglieder in ganz Bayern, in München 43. 

1874 – Der Sozialdemokratische Verein wird aufgelöst

München * Auf Betreiben des Münchner Polizeidirektors Max Freiherr von Feilitzsch wird der

Sozialdemokratische Verein aufgelöst. Von 1875 bis 1878 werden 568 Verfahren wegen

„geheimer Verbindung und verbotener Affiliation“ eingeleitet. 

13. März 1874 – Fest zur Feier der Pariser Commune

München-Ludwigsvorstadt * Die Münchner Sozialdemokraten organisieren ein stark besuchtes

„Arbeiter-Massenfest zur Feier der Pariser Commune“ in den Räumlichkeiten der Centralsäle.

1878 – Das katholische Stadtpfarramt lehnt die Leichenverbrennung ab

Gotha * In Gotha entsteht Deutschlands erste Leichenverbrennungsanlage. Der Münchner

Magistrat befragt daraufhin die drei Religionsgemeinschaften über Einwände gegen die

Feuerbestattung. Während die Israelitische Kultusgemeinde keinerlei Einwand sieht und das

protestantische Stadtpfarramt Änderungen des Ritus für unnötig erachtet, lehnt das katholische

Stadtpfarramt die Leichenverbrennung kategorisch ab.      Fürsprecher findet diese

Bestattungsform bei den Sozialdemokraten. Sie fordern eine allgemeine Einführung der

Feuerbestattung als einzige Möglichkeit, Chancengleichheit zu gewähren, da mit der

Leichenverbrennung endlich die Klassenbegräbnisse hinfällig werden würden.  

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das
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linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

1887 – Kommentierte Berichte der Fabrikinspektoren

München * Dr. Bruno Schoenlank, Vordenker in der SPD, kommentiert die Berichte der

Fabrikinspektoren in seinem Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“, das während der

Zeit der Sozialistengesetze verboten ist, wie folgt:    „[...] Das harte Werk, der lange Arbeitstag,

der in den oberbayerischen Ziegeleien, diesen Musteranstalten rücksichtslosester Ausbeutung

der Arbeitskraft herrscht, ist vom Fabrikinspektor oft genug denunziert worden.     Aber was nützt

es? Die Herren Ziegeleibrenner lassen sich, um den einheimischen Arbeitern die Lebenshaltung

noch tiefer als sie bereits steht, herabzudrücken, beständig neue Waggonladungen italienischer

Kulis von ihren Lieferanten aus dem Lande kommen, wo die Citronen und die

Schmutzconkurrenz blüh‘n.     So nimmt es Keinen, der die Verhältnisse selbst zu beobachten

Gelegenheit gehabt, Wunder, wenn es über die Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen

betreffs der Kinderarbeit von den Ziegeleien heißt:  ‚In einer namhaften Zahl derartiger Anlagen,

die ich im Berichtsjahr theils zum erstenmale, theils nach mehrjähriger Zwischenpause besucht

habe, fanden sich nicht einmal die Arbeitsbücher und man war anscheinend entweder noch in

völliger Unkenntniß der die jugendlichen Arbeiter betreffenden Vorschriften, oder man hat sie

mangels genügender Controle einfach außer Acht gelassen. Das behufs dieser Mißstände weiter

Erforderliche ist eingeleitet‘.     Mangel an Controle, weil Mangel an Aufsichtspersonal, und darum

eine Gesetzesverletzung nach der anderen, begangen durch die sittenstrengen Stützen der

bürgerlichen Gesellschaft, die Moral, Ehrbarkeit, Gesetzlichkeit und Schutz nationaler Arbeit in

Erbpacht haben, ferner Unkenntnis der Gesetze, d.h. derjenigen, die den Profit der Kapitalisten

ein wenig zu beschneiden bestimmt sind.     O diese unschuldvollen, ahnungslosen Engel von

Kapitalisten!“

1. Juli 1891 – Georg von Vollmar (SPD) hält seine sogenannten Eldorado-Reden

München * Der bayerische Sozialdemokrat Georg Heinrich von Vollmar hält am 1. und am 6. Juli

seine sogenannten „Eldorado-Reden“ [so genannt nach dem Lokal]. Nach dem Auslaufen der

„Sozialistengesetze“ - so Vollmar - könne man „den Weg der Verhandlungen betreten und

versuchen, auf der Grundlage der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung Verbesserungen

wirtschaftlich und politischer Art herbeizuführen“. Die Idee, eine gewaltsame soziale Revolution
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sei unvermeidlich, ist damit ebenso aufgegeben wie die Theorie von Karl Marx. Außerhalb

Bayerns werden Vollmars Ansichten nur wenig akzeptiert. 

15. Juni 1893 – Bei der Reichstagswahl sind über 106.800 Münchner wahlberechtigt

München - Deutsches Reich - Berlin * Bei der Reichstagswahl des Jahres 1893 sind über

106.800 Münchner Männer wahlberechtigt.        Den Wahlkreis München I (Altstadt, Lehel,

Maxvorstadt) gewinnt Georg Birk [SPD],   der Wahlkreis München II (Isarvorstadt,

Ludwigsvorstadt, Au, Haidhausen, Giesing), München-Land, Starnberg, Wolfratshausen, wird von

Georg von Vollmar [SPD] erobert. 

12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 

5. Dezember 1893 – Nur 19.292 Münchner haben das Wahlrecht für die Stadtratswahl

München * Kommunalwahl: Von den rund 380.800 Einwohner Münchens haben gerade einmal

19.292 das Wahlrecht für die Stadtratswahl. Die Wahlberechtigten setzen sich vor allem Haus-

und Grundbesitzern, selbstständigen Handwerkern, Geschäftsleuten und Industriellen

zusammen.       Nur der darf wählen, der das (gebührenpflichtige) Bürgerrecht besitzt.  

Voraussetzung dafür sind unter anderem der Besitz des Heimatrechts, ein ständiger Wohnsitz in

München, die Entrichtung von Steuern sowie Unbescholtenheit und Volljährigkeit.   Tagelöhner,

Handwerksgesellen, kleine Gewerbetreibende und Frauen sind vom politischen Leben nahezu

ausgeschlossen.        Trotzdem kann Georg Birk als erster Sozialdemokrat in das

Gemeindekollegium einziehen. 
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1895 – Im Sinne der Sozialdemokratie

München * Die Inbetriebnahme der elektrischen Trambahn ist auch im Sinne der immer stärker

werdenden Sozialdemokratischen Partei, die die Kommunalisierung der Versorgungsbetriebe der

Stadt fordert. Damit sind auch die Verkehrsbetriebe und die Straßenbeleuchtung gemeint, die

nach ihrer Auffassung der „Privatausbeutung zu entziehen“ waren.   Entgegen dem

wirtschaftsliberalen Kurs der Stadtgemeinde-Kollegien wollen die Münchner Sozialdemokraten

die Zerschlagung der Monopole. Das vor allem deshalb, weil sie in der Straßenbahn ein

volksnahes und preisgünstiges Verkehrsmittel sehen. 

Juli 1896 – Der Turnverein Haidhausen ist schon bald am Ende

München-Haidhausen * Schon seit der Mitte der 1890er-Jahre treffen sich Haidhauser Arbeiter zu

sportlichen Übungen im Turnverein Haidhausen. Doch nur wenige Monate später ist der Verein

finanziell schon wieder am Ende und muss Ende 1896 aufgelöst werden.    Um vor allem die

finanziellen Probleme des Vereins in den Griff zu bekommen, nehmen Mitglieder des aufgelösten

Vereins Kontakt mit der SPD und den Gewerkschaften auf. Nachdem den

Arbeitersportlern Unterstützung zugesagt worden ist, kann eine zweite Gründung erfolgen.    Ein

solches Wohlwollen war zu dieser Zeit keineswegs selbstverständlich, da viele Partei- und

Gewerkschaftsfunktionäre den Sportvereinen ablehnend gegenüberstehen und diese als

„Klimbim-Vereine“ abqualifizieren. In Gewerkschaftsversammlungen werden alle Debatten über

Sportvereine abgelehnt, da man fürchtet, dass deren Mitglieder über ihr sportliches Engagement

die politische Arbeit total vergessen könnten. 

1897 – Die  SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche

München * Der Bayerische Bauernbund - BBB fordert unter anderem       die Aufhebung der

kirchlichen Schulaufsicht und   die Abschaffung der aristokratischen Ersten Kammer.        Georg

von Vollmar, der Führer der SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche und kritisiert die

Vormundschaft der Kirche über die Lehrer.      Das Zentrum sieht darin ein Streben nach

Entchristlichung der Schule, wie sie auch den Liberalen vorschwebe, und fordert im

Umkehrschluss „die volle Emanzipation der Kirche von den Fesseln staatlicher Bevormundung“.

16. März 1897 – 56 Turngenossen gründen den Arbeiter-Turn-Verein-München Ost
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München-Haidhausen * 56 sportbegeisterte Turngenossen&nbsp;gründen in einem

Gaststättensaal an der Pariser Straße 30 den Arbeiter-Turn-Verein-München Ost.&nbsp;Der

Arbeiter-Turn-Verein München-Ost&nbsp;hat die benötigte finanzielle Hilfestellung von der SPD

und den Gewerkschaften erhalten. Damit können die Turner wieder ihre organisierten

Übungsstunden abhalten.&nbsp;Als monatlichen Beitrag müssen die Mitglieder 50 Pfennige

aufbringen.    Im ersten Monat liegt das Beitragsaufkommen - inclusive Spenden - bei 28

Reichsmark.&nbsp;Nach Abzug von 40 Mark für die Anschaffung des notwendigen Turngeräts

und der fälligen Turnhallenmiete muss ein Minderbetrag von zwölf Reichsmark von der SPD und

der Gewerkschaft übernommen werden.    Da es in Haidhausen keine anmietbare Turnhalle gibt,

findet der Turnbetrieb des Arbeiter-Turn-Vereins München-Ost&nbsp;in den Nebenzimmern von

Gaststätten statt.&nbsp;Dazu müssen die eigenen Geräte mitgebracht werden.&nbsp;

1898 – Die hohe sozialpolitische Bedeutung der Herbergen

München-Au * Dr. Joseph Freudenberger schreibt über die hohe sozialpolitische Bedeutung der

Herbergen: Es ist „nicht zu verkennen, daß sie gegen die sozialistischen Irrlehren vielfach feit, die

ja bekanntlich darauf hinausgehen, Unzufriedenheit und Haß zu säen, und den diesen Gefühlen

Verfallenen zum Kampfe gegen die Besitzenden aufzustacheln, wogegen jeder, der einen, wenn

auch noch so kleinen Besitz hat, veranlaßt und verpflichtet ist, für Erhaltung der bestehenden

Verhältnisse einzutreten.    Nimmt man ihm aber diesen Besitz, fertigt man ihn und seine

Ansprüche mit einer schnöden Summe Geldes ab, so wirft man ihn der Umsturzpartei [gemeint

waren damit die Sozialdemokraten] förmlich in die Hände.“

September 1898 – Kurt Eisner erhält ein Job-Angebot beim Vorwärts

Berlin * Wilhelm Liebknecht bietet Kurt Eisner beim SPD-Parteiorgan Vorwärts eine Tätigkeit im

Redaktionsteam an. „Eisner ist eine scharfe Klinge, die hoffentlich manchen Kopf

abschlägt. Möglich, dass es uns endlich gelingt, das Blatt journalistisch zu heben.“

1. Dezember 1898 – Kurt Eisner wird Mitglied der SPD

Berlin * Kurt Eisner wird Mitglied der SPD.
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17. Juli 1899 – Zentrum und SPD schließen ein Wahlbündnis

Bayern * Bei den Wahlen erhalten die Liberalen nur noch 44 Mandate [- 23], das Zentrum, der

Bayerische Bauernbund und die SPD können leicht zulegen, die Sozialdemokraten ihr Ergebnis

von fünf auf elf Mandate mehr als verdoppeln.      Bei dieser Wahl schließen das Zentrum und die

SPD, die sonst nur wenig Gemeinsamkeiten haben, erstmals ein Bündnis, wonach sie sich

gegenseitig in den drei Wahlbezirken München, Zweibrücken und Speyer ihre Stimmen geben, je

nach den größeren Wahlchancen der örtlichen Kandidaten. Auf diese Weise sollen die Tücken

des Mehrheitswahlrechts überwunden werden, wonach sämtliche Stimmen für die unterlegenen

Kandidaten innerhalb eines Wahlkreises verfallen. 

26. August 1900 – Weitere Briefe von der Niederschlagung des Boxer-Aufstandes in China

Berlin - Provinz Shandong - China * In einem anderen Brief eines deutschen Soldaten, der an der

Niederschlagung des Boxer-Aufstandes in China teilgenommen hat, heißt es: „68 Gefangene sind

gezwungen worden, ihr eigenes Grab zu schaufeln; dann wurden sie mit den Zöpfen aneinander

gebunden, worauf sie erschossen wurden und rückwärts in das Grab fielen.“    Oder ein anderer

Bericht, der besagte: „Am Sonntagnachmittag haben wir 74 Gefangene mit dem Bajonett

erstechen müssen.“ 

16. Juni 1903 – Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag

Deutsches Reich - Berlin * Bei den Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag erringen die

Sozialdemokraten 81 Mandate und bilden damit die zweitstärkste Fraktion.

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

2. August 1906 – Der Reichstag lehnt weiteres Geld für die Kolonialkriege ab
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Berlin * Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbundenen Kolonialkrieg zuerst gegen

die Herero und jetzt gegen die Nama ist die deutsche Regierung gezwungen, im Deutschen

Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29 Millionen Reichsmark zu beantragen.    Vor

allem die SPD verweigert angesichts der „rücksichtslosen Kriegsführung“ mit zahlreichen Opfern

ihre Zustimmung. Auch der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger kritisiert die Ausgaben

scharf und argumentiert gegen die Kolonialkriege, weshalb auch die Zentrumsfraktion - zum Teil

gegen ihren Willen - den Nachtragshaushalt ablehnt.    Vertreter beider Parteien wollen der in

Deutschland vorherrschenden patriotischen Kolonialbegeisterung eine realistischere Sicht auf die

Lage in den Kolonien entgegensetzen, um den in Deutsch-Südwestafrika tobenden Krieg zu

beenden. 

13. Dezember 1906 – Mehrheit gegen die Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges

Berlin * Bei der Abstimmung im Reichstag kommt eine knappe Mehrheit von 177 zu 168 gegen

den Nachtragshaushalt zur Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges zustande.

Daraufhin lässt Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow - in Einvernehmen mit Kaiser Wilhelm II.

- noch am gleichen Tag den Reichstag auflösen. 

25. Januar 1907 – Die Hottentottenwahl bringt massive Mandatsverluste für die SPD

Deutsches Reich * Die Reichstagswahl, die sogenannte Hottentottenwahl, führt im Reich zu

einem konservativen Richtungsumschwung in der Sozialdemokratischen Partei.  Die

Reichstagswahl bringt für die Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD herbe

Mandatsverluste ein. Die Sozis stürzten - auch aufgrund des ungerechten

Dreiklassen-Wahlrechts - von 81 auf 43 Sitze im Reichstag ab und verlieren somit 38

Mandate. Das ist die schwerste Wahlschlappe, die die SPD bis dahin einstecken musste.  Der

Reichsregierung ist dies zweifellos mit ihrem Appell an die vaterländischen Instinkte gelungen.

Gleichzeitig war dadurch die Kolonialismus-kritische schwarz-rote Mehrheit im

Reichstag gebrochen. Die Konservativen, bestehend aus der Deutschkonservativen Partei, der

Deutschen Reichspartei und der Nationalliberalen Partei billigen umgehend den

Nachtragshaushalt und damit die weitere Finanzierung des Kolonialkrieges in Übersee.  Für die

Sozialdemokratie hat der Ausgang der Wahl einen erzieherischen Einfluss. Die

SPD-Parteiführung will künftig ihre nationale Zuverlässigkeit stärker in den Mittelpunkt stellen.

Das bedeutet aber gleichzeitig die „Bereitschaft zur Vaterlandverteidigung“ nach vorne und die

Kritik an der deutschen Weltpolitik nach hinten zu stellen.  Diesen Schritt will Kurt Eisner -

aufgrund seiner aus der „Marokkokrise“ gezogenen Erkenntnisse - keinesfalls mitgehen. In der
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Fränkischen Tagespost, der er seit März 1907 angehört, warnt er nachdrücklich vor dem

„Nachlassen im Kampf gegen den Militarismus“. 

März 1907 – Kurt Eisner tritt in die Redaktion der Fränkischen Tagespost ein

Nürnberg * Kurt Eisner tritt in die Redaktion der SPD-nahen Fränkischen Tagespost in Nürnberg

ein.

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.

31. Mai 1907 – Landtagswahlen mit dem neuen Mehrheitswahlrecht

Königreich Bayern * Die Wahlen werden erstmals nach dem neuen Wahlgesetz durchgeführt.

Durch das Mehrheitswahlrecht erreicht      das Zentrum mit 44 Prozent der Stimmen 60 Prozent

der Mandate,    die Liberalen erhalten 16 Prozent der Mandate bei 24 Prozent der Stimmen,    die

SPD benötigt für zwölf Prozent der Mandate 17,7 Prozent der Stimmen. 

27. September 1907 – Der 35. Landtag will das Verhältniswahlrecht durchsetzen

München-Kreuzviertel * Der 35. Landtag dauert vom 27. September 1907 bis zum 14. November

1911. Die SPD will gemeinsam mit den Liberalen und dem Bauernbund das

Verhältniswahlrecht durchsetzen. Doch so weit kommt es nicht. 

Februar 1909 – Lion Feuchtwanger und der Phoebus-Skandal

München-Maxvorstadt * Lion Feuchtwanger organisiert als Vorsitzender der Phoebus-Gruppe

zum Ausklang der Faschingssaison im Löwenbräukeller einen aufwändigen Ball. Weil sich der

Sponsor der Veranstaltung als Betrüger herausstellt, kommt es zum Eklat. Handwerker und

Arbeiter reißen noch während des Faschingballs die Dekoration herunter und fordern ihre Löhne

und die unbezahlten Rechnungen ein.    Feuchtwanger und seine Mitstreiter holen ein
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Großaufgebot der Polizei, was alles nur noch schlimmer macht. Denn jetzt verlassen die Gäste

den Löwenbräukeller und fordern ihr Eintrittsgeld zurück. Der Phoebus-Skandal ist geboren.   

Kurt Eisner, der spätere Revolutionär und Ministerpräsident des Freistaates Bayern ist zu diesem

Zeitpunkt Redakteur der SPD-Zeitung Münchener Post, bezeichnet den Phoebus-Vorstand als

„Margarine-Barönchen“. Sein Ball hätte so viel „mit Apollon zu tun, wie Herr Lion Feuchtwanger

mit der Literatur oder sein Vater mit der Naturbutter“. 

14. November 1911 – Prinzregent Luitpold löst den Landtag vorzeitig auf

München-Kreuzviertel * Das Zentrum verweigert die Beratung des Verkehrsetats, weil ihr der

linksliberale Verkehrsminister Heinrich von Frauendorfer zu sozialistenfreundlich ist und dem der

SPD nahestehenden Süddeutschen Eisenbahnerverband ein Streikrecht einräumt.      Das

Zentrum will sich dem Prinzregenten als regierungsfähig darstellen und versucht sich mit einem

scharfen antisozialdemokratischen Kurs zu profilieren. Daraufhin macht Prinzregent Luitpold von

seinem verfassungsmäßigen Recht Gebrauch, löst den Landtag vorzeitig auf und setzt

Neuwahlen an. Die letzte derartige Landtags-Auflösung fand im Jahr 1869 statt.      Bei der

Verkündung dieses Beschlusses in der Abgeordnetenkammer vermerkt das Protokoll „lebhaften

Beifall links und bei den Sozialdemokraten“. 

12. Januar 1912 – Bei den Reichstagswahlen wird die SPD stärkste Fraktion

Deutsches Reich * Bei der Reichstagwahl 1912 erreicht       die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD 34,8 Prozent der abgegebenen Stimmen und wird mit 110 Abgeordneten [+

67] zur stärksten Fraktion,   das Zentrum wird mit 91 [- 14] Abgeordneten, aber lediglich 16,4

Prozent der Stimmen zur zweitstärksten Fraktion,    die Nationalliberale Partei - NLP kommt auf

13,6 Prozent und 45 Abgeordnete [- 10],   die Fortschrittliche Volkspartei - FVP erreicht mit 12,3

Prozent 42 Abgeordnete [-7].      Die Wahlbeteiligung liegt bei 85 Prozent. Die Benachteiligung

der Sozialdemokraten kommt durch die seit dem Jahr 1871 unveränderte Wahlkreiseinteilung und

anderen Verzerrungen durch das Mehrheitswahlrecht, zum Beispiel das Dreiklassenwahlrecht in

Preußen.    Es ist die letzte Wahl, bei der die Frauen nicht stimmberechtigt sind. 

5. Februar 1912 – Die absolute Mehrheit des Zentrums kann nicht gebrochen werden

Königreich Bayern * Bei den Bayerischen Landtagswahlen&nbsp;erringt       das

Zentrum&nbsp;87 (-12),   die Liberalen&nbsp;30 (+5),   die SPD 30 (+10) und   der
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Bauernbund&nbsp;8 (-5) Mandate.&nbsp;      Die absolute Mehrheit des Zentrums&nbsp;kann

nicht gebrochen werden.

15. Februar 1912 – SPD-Antrag zur Erhaltung „geeigneter Herbergsanwesen“ für die Nachwelt

München * Die SPD-Fraktion des

Gemeindebevollmächtigtenkollegiums&nbsp;beantragt:&nbsp;„Einen beliebigen Block geeigneter

Herbergsanwesen von besonderer Eigenart für die Nachwelt zu erhalten“.

30. Oktober 1913 – Verfassungsänderung zur Beendigung der Regentschaft

München-Kreuzviertel * Die Abgeordnetenkammer beschließt ein verfassungsänderndes Gesetz

mit 122 gegen 27 Stimmen der Sozialdemokraten. Mit diesem Gesetz kann der „Regent die

Regentschaft für beendet und den Thron für erledigt erklären“, wenn „wegen eines körperlichen

oder geistigen Gebrechens des Königs“ auch „nach Ablauf von zehn Jahren keine Aussicht auf

Regierungsfähigkeit“ besteht. Damit hat der Prinzregent die Möglichkeit, seinen noch lebenden

geisteskranken Cousin, den legitimen König Otto I., zu entthronen.     Prinzregent Ludwig III.

wollte politisch eine Veränderung herbeiführen und konnte mit dem Zentrum und den

Liberalen auf eine breite parlamentarische Mehrheit bauen. Doch eine schlichte

Proklamation Ludwigs III. zum König wurde von den Abgeordneten als nicht ratsam erachtet, da

auch der Prinzregent eine Übertragung der Krone durch den Landtag ablehnte. Schließlich wollte

Ludwig III. kein „König von Volkes Gnaden“, sondern ein „König von Gottes Gnaden“ sein.

18. Dezember 1913 – Willy Brandt wird als Herbert Ernst Karl Frahm  in Lübeck geboren

Lübeck * Willy Brandt, der spätere Regierende Bürgermeister von Berlin und Bundeskanzler der

Bundesrepublik Deutschland und SPD-Vorsitzende, wird als Herbert Ernst Karl Frahm  in Lübeck

geboren. 

21. März 1914 – Rosa Luxemburg spricht im Münchner-Kindl-Keller

München-Au * Rosa Luxemburg hält im brechend vollen Münchner-Kindl-Keller eine mitreißende

Rede zum Thema „Militarismus und Volksfreiheit“. Sie fordert auf, die Waffen nicht gegen die

ausländischen Klassenbrüder zu erheben und das Wettrüsten zu stoppen. Die Sozialdemokraten
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gehen zu diesem Zeitpunkt noch davon aus, dass der Krieg zu verhindern ist.     Rosa Luxemburg

sagt: „Wenn ein Mann von Blut und Eisen wie Bismarck trotz Ausnahmegesetz nicht mit uns fertig

geworden ist, wie wollen das die Knirpse fertig bringen, die heute an der Spitze stehen!“

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

26. Juli 1914 – Österreich hat seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert

Berlin * Während im Berliner Lustgarten die SPD noch „flammenden Protest gegen das

verbrecherische Treiben der Kriegshetzer“ erhebt und sich in den folgenden Tagen bei weiteren

Straßendemonstrationen Tausende Menschen gegen den Krieg beteiligen, hat Österreich-Ungarn

bereits seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert. 

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an
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anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser

Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

28. Juli 1914 – Über 100.000 TeilnehmerInnen an der großen Antikriegsdemo der SPD

Berlin * Die große Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin umfasst über 100.000

Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat

ausdrücklich verboten worden ist. 

28. Juli 1914 – Die drohende Kriegsgefahr ist kein Thema im Landtag

München-Kreuzviertel * Trotz der drohenden Kriegsgefahr wird im Bayerischen Landtag der

bevorstehende Krieg nur indirekt zum Thema erhoben. Wenigstens der SPD-Abgeordnete Max

Süßheim aus Nürnberg erklärt: „Wir Sozialdemokraten erwarten, dass der Friede erhalten und

Europa vor den Gräueln und Schrecknissen eines Weltkriegs bewahrt werde“. Das war auch

schon die einzige kritische und nachdenkliche Stimme im Bayerischen Landtag. 

30. Juli 1914 – Das Bayerische Wochenblatt verurteilt die Kriegshetze

Königreich Bayern * Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges findet sich im Bayerischen

Wochenblatt der folgende Artikel: „Dass sich an der gewissenlosen Kriegshetze vor allem die

Zentrumspresse beteiligt, passt durchaus zu der Sorte ‚Christentum‘, die diese verkommene

Partei vertritt.       Die Sozialdemokratie wird von ihr als ‚vaterlandsfeindlich‘ verlästert, weil sie

nicht gewissenlos genug ist, das Vaterland in einen Krieg von unabsehbaren Folgen hinein

hetzen zu helfen.    Und ‚religionsfeindlich‘ ist die Sozialdemokratie wahrscheinlich deshalb, weil

sie im Gegensatz zu den schwarzen Maulchristen bemüht ist, die Lehre Christi in die Tat

umzusetzen.“ 

2. August 1914 – SPD-Abgeordneten stimmen gegen die Haushaltsgesetze

München * Anfang August schließt die Münchner Börse kurzfristig, um Panikverkäufe zu

verhindern. Und selbst das bayerische Finanzministerium zeigte sich alarmiert: Es warnt davor,
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dass die Bürger die Banknoten zum Teil nicht mehr als Zahlungsmittel akzeptieren würden.    Bei

der Sitzung des Bayerischen Landtags stimmen die 21 anwesenden SPD-Abgeordneten gegen

die Haushaltsgesetze. Das ist aber auch schon die einzige Reaktion gegen den Krieg.  Die

beiden Kammern des Landtags befassen sich ebenfalls nicht mit dem Krieg sondern mit ungleich

wichtigeren Fragen, wie beispielsweise dem Verbot des freireligiösen Unterrichts oder der

Beschneidung des Streikrechts der Staatseisenbahner.

4. August 1914 – Die „Kriegskredite“ werden auch von der SPD bewilligt

Berlin * Mit 96 zu 14 Stimmen beschließt die SPD-Reichstagsfraktion die Bewilligung der

Kriegskredite. Hugo Haase, der stellvertretende Vorsitzende der SPD und Kriegskreditgegner,

gibt - gegen seine Überzeugung - die Erklärung ab: „Wir lassen das Vaterland in der Stunde der

Gefahr nicht im Stich“.    Kaiser Wilhelm II. gibt daraufhin seine ebenso berühmte Antwort: „Ich

kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche“.

5. August 1914 – Rosa Luxemburg gründet die Gruppe Internationale

Berlin * Rosa Luxemburg gründet mit sechs anderen Parteilinken, wie Franz Mehring und Clara

Zetkin, die Gruppe Internationale, der sich wenig später auch Karl Liebknecht anschließt. 

13. Dezember 1914 – Neuwahl des Münchner Magistrats

München * Der Münchner Magistrat wird gewählt.        Die 20 bürgerlichen

Magistratsräte gehören folgenden Parteien an: Liberale Partei 8, Sozialdemokratische Partei 7,

Zentrum 5.    Die 60 Gemeindebevollmächtigten setzen sich zusammen aus:

Sozialdemokratische Partei 22, Liberale Partei 18, Zentrum 17, Haus- und Grundbesitzer 3.      

Oberbürgermeister bleibt Dr. Wilhelm von Borscht. II. rechtskundiger Bürgermeister wird Dr. Otto

Merkt. Die Wahlperiode dauert drei Jahre.

20. März 1915 – SPD-Gegenstimmen für den Kriegskredit

Berlin * Die SPD-Abgeordneten Karl Liebknecht und Otto Rühle stimmen im

Reichstag&nbsp;gegen den Etat und einen neuen Kriegskredit. Weitere 30 SPD-ler vermeiden

die Abstimmung durch Verlassen des Sitzungssaales, darunter der SPD-Vorsitzende Hugo
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Haase.&nbsp;

19. Juni 1915 – SPD-Politiker veröffentlichen ein Manifest gegen den Krieg

Leipzig * Die SPD-Politiker Hugo Haase, Eduard Bernstein und Karl Kautsky veröffentlichen in

der Leipziger Volkszeitung ein Manifest gegen den Krieg. Daraufhin wird das Erscheinen der

Zeitung für mehrere Tage verboten. 

21. Dezember 1915 – 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren gegen weitere Kriegskredite

Berlin * 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren im Reichstag - gemeinsam mit Karl Liebknecht

und Otto Rühle und der SPD-Vorsitzende Hugo Haase - gegen weitere Kriegskredite und handeln

damit erstmals gegen die restliche SPD-Fraktion. Weitere 22 Kriegsgegner verlassen vor der

Abstimmung den Sitzungssaal. 

12. Januar 1916 – Karl Liebknecht wird aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Karl Liebknecht wird aus der

SPD-Fraktion ausgeschlossen. Karl Liebknecht hatte - ebenso wie Otto Rühle - am 20. März

1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

14. Januar 1916 – Otto Rühle tritt aus der SPD-Fraktion aus

Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Otto Rühle tritt aus Solidarität mit Karl

Liebknecht - nach dessen Ausschluss - aus der SPD-Fraktion aus. Otto Rühle hatte ebenfalls am

20. März 1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

24. März 1916 – 18 SPD-ler aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * In der SPD kommt es im Zusammenhang mit einem Not­haushalt zum offenen Bruch in

der Frage der Unterstützung der deutschen Kriegspolitik. Hugo Haase hält im Reichstag eine

Anti-Kriegs-Rede, in der er auch die durch die Regierung verschuldeten Zustände von

Unterernährung und Hunger unter Teilen der Bevölkerung anklagt. Im Parlament kommt es zu
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einem Krawall.    Der im Rahmen dieser Parlamentssitzung von der Regierung vorgestellte

Notetat wird von jenen 18 SPD-Reichstagsabgeordneten, die bereits am 21. Dezember 1915

gegen die Kriegskredite stimmten, ebenfalls abgelehnt. Die anderen SPD-Abgeordneten

bewilligen den Regierungsvorschlag. Mit der Begründung von Disziplin- und Treubruch werden

die 18 Abgeordneten in einer anschließenden SPD-Fraktionssitzung aus der Fraktion

ausgeschlossen.     Die 18 Abweichler bilden daraufhin die Sozialdemokratische

Arbeitsgemeinschaft - SAG als Fraktionsgemeinschaft. Sie betrachten sich weiterhin als

Mitglieder der SPD. Aus der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft geht im April 1917 die

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD hervor. Die USPD wird bei den

revolutionären Ereignissen in Bayern die entscheidende Rolle spielen.    Karl Liebknecht und Otto

Rühle lehnen den Anschluss an die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG ab. 

23. August 1916 – Karl Liebknecht zu über vier Jahren Zuchthaus verurteilt

Berlin * Das Urteil gegen Karl Liebknecht lautet in der zweiten Instanz: „Der Angeklagte wird

wegen versuchten Kriegsverrat in Tateinheit mit erschwertem Ungehorsam im Felde sowie wegen

Widerstand gegen die Staatsgewalt mit vier Jahren und einem Monat Zuchthaus bestraft.

Zugleich wird auf Entfernung aus dem Heere, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer

von sechs Jahren […] erkannt.“     Hugo Haase, der bis März 1916 immerhin SPD-Vorsitzender

ist, setzt sich vergeblich für Liebknechts Freilassung ein. 

Oktober 1916 – Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer aus

Berlin * Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer zu den Kriegskrediten aus der Fraktion

aus. Diese gründen daraufhin die Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG.

7. Dezember 1916 – Die USPD-Diskussionsabende im Goldenen Anker

München-Ludwigsvorstadt * Im Gasthaus Zum Goldenen Anker in der Schillerstraße beginnen

jeweils am Montagabend die USPD-Diskussionsabende. An diesem ersten Abend beteiligen sich

gerade einmal 25 Personen. Doch die Zahl der Anwesenden wird rasch auf 50 und sogar 100

anwachsen. 
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18. Januar 1917 – Organisatorische Trennung der SPD beschlossen

Berlin * Der SPD-Vorstand hält an seinem Konfrontationskurs fest und schließt die

SAG-Abgeordneten und die führenden Köpfe der Spartakusgruppe aus der SPD aus und fordert

die lokalen Parteigliederungen auf, mit deren Anhängern vor Ort ebenso zu verfahren.     Obwohl

die Führung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG es bisher vermied, die Bildung

einer neuen Partei zu propagieren, treten – zur Überraschung der SAG wie der SPD-Führung -

ganze Ortsvereine aus der SPD aus. 

18. Januar 1917 – Rosa Luxemburg wird aus der SPD ausgeschlossen

Berlin * Die in der Festung Wronke in Schutzhaft sitzende Rosa Luxemburg wird aus der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD ausgeschlossen.

23. Februar 1917 – Die SPD-Mehrheitsfraktion stimmt den Kriegskrediten zu

Berlin * Die Mehrheitsfraktion der SPD stimmt im Reichstag der neuen Vorlage für

Kriegskredite zu, „solange die Eroberungsziele der Feinde bestehen“. 

31. März 1917 – Bayerische SPD gegen die drohende Parteispaltung

Nürnberg * Auf ihrer Landeskonferenz&nbsp;in Nürnberg votiert die bayerische SPD gegen die

Gründung von Sonderorganisationen, um den drohenden Bruch der Partei zu verhindern.    „Wird

der Kampf in der bisherigen Weise weitergeführt, so werden sich die Kräfte der Arbeiterschaft

aufreiben, die Feinde der Arbeiterklassen werden freie Bahn bekommen und Steuern und

Industrieorganisationen, Arbeitergesetzgebungen und politische Einrichtungen ihren Wünschen

vollkommen anpassen.“&nbsp;

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha

Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich

Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe
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Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

28. April 1917 – Den Kampftag für Frieden, Freiheit und Brot verhindern

Berlin * Die Generalkommission und der SPD-Parteivorstand sprechen sich gegen jede

Arbeitsruhe am 1. Mai aus, nachdem die Gruppe Internationale zu einem Kampftag für Frieden,

Freiheit und Brot aufgerufen hat. 

1. Mai 1917 – Der USPD-Mitgliedsausweis von Kurt Eisner

München * Kurt Eisners Mitgliedsausweis bei der Münchner USPD - mit der Nummer sieben -

wird am 1. Mai 1917 ausgestellt.

16. Mai 1917 – Die Münchner USPD wird gegründet

München * Der Verein Unabhängige Sozialdemokratie Stadt und Land wird bei der

Polizeidirektion vereinsrechtlich angemeldet. Der Zweck der Neugründung wird beschrieben als

„die Bestrebungen der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu

unterstützen, die nach ihren Organisationsgrundlinien in grundsätzlicher Opposition zum

herrschenden Regierungssystem und zur Kriegspolitik der Reichsregierung steht“.    Der

Vorsitzende der Münchner USPD heißt Albert Winter sen..  Die neue Partei wird sofort von der
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Polizei überwacht.   Die Münchner USPD hat am Anfang etwa 35 Mitglieder.   Im Vergleich: Die

MSPD zählt in München zum gleichen Zeitpunkt rund 15.000 Mitglieder. 

3. Juni 1917 – Die deutsche sozialistische Delegation trifft in Stockholm ein

Stockholm * Die deutsche Delegation trifft unter Führung von Philipp Scheidemann in Stockholm

ein. 

6. Juni 1917 – Die SPD-Reichsfrauenkonferenz fordert das Wahlrecht für Frauen

Berlin * Die Reichsfrauenkonferenz der Sozialdemokraten fordert in Berlin das Wahlrecht für

Frauen. 

13. Juni 1917 – Gold für unsere Helden!

München * In der SPD-Zeitung Münchener Post findet sich die Anzeige: „Deutsche Frauen tilgt

Eure Ehrenschuld an unsere Helden und bringt Euren Goldschmuck der Goldankaufsstelle!“ 

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 
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14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

31. Juli 1917 – 400 Matrosen für einen Frieden ohne Annexionen

??? * Auf dem Kriegsschiff König Albert unterzeichnen 400 Matrosen eine Erklärung für einen

Frieden ohne Annexionen. Gleichzeitig geben sie ihren Eintritt in die USPD bekannt. 

2. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP wird gegründet

Königsberg * Am Tag des Friedens bei Sedan wird die erzkonservative, nationalistische,

völkische und antisemitische Deutsche Vaterlandspartei - DVLP von ultrarechten Kräften,

darunter Großadmiral Alfred von Tirpitz und dem ostpreußischen

Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp, gegründet.    Innenpolitisch kündigt die

Vaterlandspartei den Burgfrieden von rechts auf. Sie plädiert für einen unterdrückenden und

autoritären Kurs gegenüber der Arbeiterbewegung und greift auch bürgerliche Politiker heftig an,

die sich – wie beispielsweise den Zentrumspolitiker Matthias Erzberger - für eine Reform des

politischen Systems unter Einbeziehung der SPD aussprechen.    Die Parteiführung verfolgt den

Plan, mit Hilfe eines „starken Mannes“ einen autoritären Staatsumbau einzuleiten und dabei den

Reichstag und die Linksparteien auszuschalten. Im äußersten Fall sollte auch der „zu weiche

Kaiser“ Wilhelm II. bei einer sich bietenden Gelegenheit für „regierungsunfähig“ erklärt und der

weit rechts stehende Kronprinz von Preußen zum Regenten ernannt werden.     Außenpolitisch

tritt die Vaterlandspartei für einen deutschen Siegfrieden und ein umfassendes Programm

direkter und indirekter Expansion ein.    Mit ihren Kampagnen gegen einen Verzichtfrieden - oder

Judenfrieden genannten Verständigungsfrieden - und gegen Schlappheit und Verrat an der

Heimatfront legt die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP den Grundstein für den Nachkriegsdiskurs

über die Novemberverbrecher und die Dolchstoß-Legende. 

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein
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München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter

Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,

insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und

Kultusfreiheit. 

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen

Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

31. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück, nachdem ihm am 22. Oktober 1917 die

Mehrheitsparteien (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches Zentrum) das Vertrauen

entzogen hatten. 

25. November 1917 – Der schnellste und sicherste Weg zum Frieden

München-Isarvorstadt * Kurt Eisner spricht auf einer USPD-Versammlung in den

Kolosseum-Bierhallen vor rund 200 Anwesenden über seine Vorstellung der raschen Beendigung

des Krieges.  Obwohl die Veranstaltung von der Polizei überwacht wird, ruft er zum Sturz der
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bestehenden Regierungen auf. Der schnellste und sicherste Weg zum Frieden ist nach seiner

Auffassung die Übernahme der Macht durch das Proletariat. Nicht nur in Deutschland und

Österreich, sondern auch in den generischen Ländern. 

28. November 1917 – Die Amtszeit des Münchner Magistrats wird verlängert

München * Ohne Wahl wird die Amtszeit des am 13. Dezember 1914 gewählten Münchner

Magistrats um zwei Jahre verlängert.     An Stelle von Dr. Otto Merkt, dessen Wiederwahl die

Sozialdemokraten und die Liberalen verweigern, wird Hofrat Dr. Hans Küfner zum II.

rechtskundigen Bürgermeister gewählt. 

13. Dezember 1917 – Gespräche in Berlin über den Massenstreik

München - Berlin * Kurt Eisner fährt für mehrere Tage in die Reichshauptstadt Berlin, um dort

persönliche Angelegenheiten zu regeln. Er nutzt die Gelegenheit, um mit USPD-Abgeordneten

Gespräche über die aktuelle politische Lage und über den Massenstreik zu führen.  Doch die

Berliner USPD-Funktionäre zögern und stellen ihm dar, dass die Massen für einen allgemeinen

Streik nicht zu haben sind, weil sich trotz der erkennbaren Erregung über die Lebensbedingungen

eine Erschöpfung eingestellt hat.   Nach der Aufnahme der Gespräche über

Waffenstillstandsvereinbarungen in Brest-Litowsk am 5. Dezember 1917 hofft die Bevölkerung

nun auf Frieden, für den unter diesen Voraussetzungen keine besondere Anstrengung zur

Herbeiführung mehr notwendig ist.  Kurt Eisner widerspricht dieser Darstellung vehement und

unterstellt den Parteifunktionären, dass ihnen selbst zu einer derartigen Aktion das notwendige

Vertrauen fehle. Er sieht sehr wohl bei den Massen das lebhafte Bedürfnis nach einer

„idealistischen Aktion“. 

18. Dezember 1917 – Kann Kurt Eisner die USPD überzeugen?

Berlin - München * Kurt Eisner schreibt seiner Frau Else aus Berlin folgende Zeilen:  „Es scheint

mir nun doch gelungen, die schlafenden Seelen ein wenig aufzurütteln. Man hat meine Kritik

anerkannt und meine Vorschläge angenommen.Alles kommt darauf an, ob sich die

Persönlichkeiten finden, die für die Arbeit notwendig sind.Man hat mich selbst gebeten, die

Tätigkeit hier zu übernehmen“. 
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19. Dezember 1917 – Alle SPD-Forderungen werden abgeschmettert

München-Kreuzviertel * Der SPD-Reformantrag vom 18. September 1917 wird im Plenum der

Abgeordnetenkammer behandelt. Der Führer der Zentrumsfraktion, Heinrich Held, lehnte die

SPD-Vorschläge rundweg ab, denn:    „Der Antrag bezielt [...] eine fundamentale Einschränkung

der Königsrechte und geht in seinen letzten Wirkungen auf die tatsächliche Abschaffung der

konstitutionellen Monarchie, auf die Einführung der parlamentarischen Regierungsform und

schließlich auf die Republikanisierung unseres Staatswesens hinaus.“    Alle elf Vorschläge

werden in der Abstimmung per Handaufheben von der ihren Besitzstand verteidigenden

Zentrumsmehrheit im Bündnis mit den Liberalen abgelehnt. Damit ist die

Reformbewegung zumindest für die Dauer des Krieges zum Stillstand gebracht worden. 

1. Januar 1918 – Die 600 Mitglieder der Münchner USPD

München * Die Münchner USPD weist nach polizeilichen Erhebungen gerade einmal eine

Mitgliederstärke von maximal 600 Personen auf. 

9. Januar 1918 – Kurt Eisner fährt nach Berlin. Er will den Massenstreik!

München - Berlin * Kurt Eisner hält sich vom 9. bis 19. Januar 1918 in Berlin auf, um auch dort

zum Massenstreik zu drängen. 

10. Januar 1918 – USPD-Kritik an den Annexionsplänen

Berlin * Die USPD-Reichstagsfraktion kritisiert in einem Aufruf die Annexionspläne des deutschen

Imperialismus im Osten scharf. 

10. Januar 1918 – Das USPD-Flugblatt „Männer und Frauen des werktätigen Volkes!“

Berlin * Der USPD-Parteivorstand in Berlin veröffentlicht das Flugblatt „Männer und Frauen des

werktätigen Volkes!“. Er ruft darin nur zu einem zeitlich befristeten, dreitägigen

Demonstrationsstreik auf. Zu einem unbefristeten Massenstreik, wie ihn Kurt Eisner will, kann er

sich nicht durchringen. 
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19. Januar 1918 – Kurt Eisner und der Massenstreik

Berlin - München * Kurt Eisner kehrt von seinen Gesprächen in Berlin zum Massenstreik nach

München zurück. 

21. Januar 1918 – Sitzung des Münchner USPD-Vorstands

München-Ludwigsvorstadt * Der Münchner USPD-Vorstand tritt zu einer Sitzung zusammen. Der

Vorsitzende, Schreinermeister Albert Winter sen., berichtet über die Mitglieder-Entwicklung der

noch jungen Partei. Die Münchner USPD hat zu diesem Zeitpunkt circa 600 Mitglieder. Vier

Münchner MSPD-Sektionen wollen zur USPD wechseln, sodass die Münchner USPD jetzt in die

vier Sektionen Giesing, Haidhausen, Schwabing und Innenstadt aufgeteilt werden kann.  Kurt

Eisner berichtet von seinen Gesprächen in Berlin und davon, dass es dort auch Stimmen gibt, die

- entgegen der Auffassung der Mehrheit der Berliner USPD-Führung - mehr als nur einen

dreitägigen Demonstrationsstreik wollen. Auch ihr Ziel ist der Sturz der Regierenden. 

21. Januar 1918 – 150 Teilnehmer am USPD-Diskussions-Stammtisch

München-Ludwigsvorstadt * Im Anschluss an die Vorstandssitzung findet der

USPD-Diskussionsabend im Wirtshaus Zum Goldenen Anker in der Schillerstraße statt. Dort

treffen - nach Polizeiberichten - rund 150 Personen zusammen, darunter 20 Frauen und 30

Soldaten. Damit erreicht der Diskussions-Stammtisch seine größte Breitenwirkung.  Kurt Eisner

verteilt aus Frankreich stammende Flugblätter, die sich mit dem Thema „Ist in Deutschland eine

Revolution möglich?“ befassen. Er deutet an, dass ein Ausstand vorbereitet werde. Das Endziel

des Streiks ist „die Monarchie zu stürzen und nicht nur den preußischen, sondern den gesamten

Militarismus niederzuzwingen. Dazu gibt es nur ein Mittel: Die heiß ersehnte, unausbleibliche und

bald zu erwartende Revolution.“ 

22. Januar 1918 – Erhard Auer warnt vor den unorganisierten Arbeiterinnen

München * In einem Gespräch mit dem Münchner Polizeipräsidenten versichert der

Landessekretär der Bayerischen SPD, Erhard Auer, dass „die Unabhängigen in Bayern,

besonders in München, nicht viel Boden“ haben. Bei den organisierten Arbeitern besteht somit

keine Streikgefahr. Anders ist die Sache „bei den vielfach noch nicht organisierten weiblichen

Arbeiterinnen“. 
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26. Januar 1918 – Spendenaufruf für Soldatenheime an der Front

Berlin * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts veröffentlicht eine Anzeige: „An Kaisers Geburtstag

spendet für die Deutschen Soldatenheime an der Front.“ 

27. Januar 1918 – USPD-Versammlung zu den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk

München-Isarvorstadt * Die Münchner Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

USPD führt in den Kolosseum-Bierhallen eine Versammlung zum Thema „Die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk und das harrende Volk“ durch.Etwa 250 bis 300

Personen sind der Einladung gefolgt. Auch die Polizeibehörde hat zwei Vertreter zur

Überwachung geschickt, weil sie die Versammlung als öffentlich ansieht.  Unter dem Applaus der

Zuhörer hält Kurt Eisner einen kämpferischen Vortrag und nimmt dabei keinerlei Rücksicht auf die

anwesenden Polizeispitzel. Die Versuche der Polizeibeamten, den Redner einzuschüchtern,

werden von der erregten Menge unterbunden.  Er führt u.a. aus, die Zeit ist gekommen, „nicht

den Willen kundzutun, sondern ihn durchzusetzen“. Kurt Eisner bezeichnet den Massenstreik als

das Mittel, „die Macht für die deutsche Demokratie zu erobern“ und „dem Wüten der verblendeten

Herrschenden ein Ende [zu] bereiten“.   Felix Fechenbach bemerkte dazu: Kurt Eisner sprach in

Gegenwart der Polizei „trotzdem, oder gerade deshalb, ohne jede Zurückhaltung, weil er stets die

Meinung vertrat, dass das Aussprechen der Wahrheit der erste Schritt zur Revolution ist“. 

27. Januar 1918 – Albert Winter beantragt eine öffentliche Veranstaltung der USPD

München * Der Schreinermeister und Münchner USPD-Vorsitzende Albert Winter sen. beantragt

bei der Kgl. Polizeidirektion für den 5. Februar 1918 die Genehmigung zur Abhaltung einer

öffentlichen Versammlung der USPD. 

27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt

Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern
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der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.

Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Noch keine Streikfront in München

München * Kurt Eisner und seiner USPD gelingt es aufgrund der fehlenden Kontakte zu den

Rüstungsarbeitern noch nicht, die Münchner Arbeiterschaft auf die Straße zu bringen. Erst am 31.

Januar 1918 treten die Rüstungsarbeiter in den Streik ein. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem
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Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Gemeinsamer Streikaufruf der MSPD und der USPD in Nürnberg

Nürnberg * In der Nacht vom 28. zum 29. Januar 1918 beschließt die Ortsgruppe der Nürnberger

Mehrheitssozialdemokraten, sich dem Streikaufruf der USPD anzuschließen. Der fränkische

Streikaufruf ist auch als Seitenhieb auf den Opportunismus der Münchner Sozialdemokraten

gedacht.    In Nürnberg beteiligen sich weit über 40.000 Arbeiterinnen und Arbeiter an den

Streikaktionen und Demonstrationen. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

29. Januar 1918 – Die USPD trifft sich mit den Krupp-Vertrauensleuten
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München * Im Ingolstädter Hof treffen sich Kurt Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen.

mit den Vertrauensleuten der Krupp-Arbeiter in den Bayerischen Geschützwerken. Es wird eine

Empfehlung an die Arbeiter beschlossen, dass sie am Donnerstag, 31. Januar 1918 mit dem

Streik beginnen sollen.  Kurt Eisner hält sich während der Diskussion vollkommen zurück und

beantwortet lediglich Fragen, die an ihn gerichtet werden. Er sieht hier sein Ideal von der

Arbeiterschaft erfüllt:    Sie soll sich selbst führen,  soll sich von niemand vertreten lassen,  sollen

nur „Sachverständige, zu deren Charakter, Wissen, Intelligenz, Mut sie Vertrauen haben, als

Berater hinzuziehen“.    Eisner kann sich schon deshalb zurücknehmen, denn - so schreibt er

später - „es bedurfte auch gar nicht mehr meiner Einwirkung“. 

30. Januar 1918 – Kriegsminister Hellingrath verbietet die geplante USPD-Veranstaltung

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath verbietet die von Albert Winter sen. am 27.

Januar beantragte öffentliche Versammlung der USPD am 5. Februar. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem

MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

30. Januar 1918 – Die MSPD will eine Eskalation der Ereignisse verhindern

Berlin * Der Parteiausschuss der Mehrheits-SPD stimmt der Mitarbeit der drei

Reichstagsabgeordneten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Braun im

Aktionsausschuss zu, um - wie es Scheidemann ausdrückt, ein „nicht zu billigendes, aber

verständliches Unternehmen nicht nur in ruhige Bahnen zu lenken, sondern auch durch

Verhandlungen mit der Regierung schnellstens zum Ende zu bringen“.    Die MSPD versteht sich

als die einzige Kraft, die eine Eskalation der Ereignisse verhindern kann. 
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30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag

lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Motorenwerke

München-Ludwigsvorstadt * Im Festsaal der Mathäserbrauerei finden kurz hintereinander die

Betriebsversammlungen der Bayerischen Motorenwerke und der Bayerischen

Flugzeugwerke statt. Am frühen Nachmittag versammelt sich die Arbeiterschaft des im Jahr 1917

von Rapp-Motorenwerke in Bayerische Motorenwerke - BMW umbenannten Betriebs. Anders als

in den Krupp-Werken sind die BMW-Arbeitsausschüsse fest in der Hand der Gewerkschaften und

der MSPD.    Auch Kurt Eisner ergreift das Wort und erkennt, dass die Mehrheit der Anwesenden

den Streik will. Nach seinen Ausführungen stimmen die Teilnehmer für die

Arbeitskampfmaßnahme.  Ob es bei den Bayerischen Motorenwerken - BMW tatsächlich zum

Streik kommen wird, ist fraglich, denn die Versammlung war gegen den Willen der

Betriebsvertrauensleute einberufen worden. Und schon deshalb könnten diese dem

Streikbeschluss die Anerkennung versagen. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der

SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner gewinnt auch die Arbeiter der Flugzeugwerke
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München-Ludwigsvorstadt * Der taktische Winkelzug der USPD geht auf. Felix Fechenbach von

den Unabhängigen Sozialdemokraten bemächtigt sich des Vorstandstisches im Festsaal des

Mathäserbräu und beruft umgehend eine öffentliche Volksversammlung ein, die er sogleich

eröffnet.  Als Redner treten Kurt Eisner und Sara Sonja Lerch auf. Diese erzeugen einen

Sinneswandel bei den Anwesenden, die sich jetzt ebenfalls für den Streik aussprechen.  Am

Schluss wird auch die bereits am Vormittag von den Kruppianern in der Schwabinger

Brauerei beschlossene Resolution zur sofortigen Beendigung des Krieges „des Wahnsinns und

der Wahnsinnigen“ angenommen. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner wird verhaftet

München-Isarvorstadt * Am späten Abend treffen sich Kurt Eisner, Sarah Sonja Lerch und weitere

USPD-Genossen zu einer Besprechung im Restaurant Müllerbad. Kurt Eisner sowie Vater und

Sohn Albert Winter werden dort verhaftet. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

1. Februar 1918 – Die MSPD-Führung gewinnt wieder Einfluss auf die Streikenden

München-Maxvorstadt * Nach der Verhaftung von Kurt Eisner und anderen USPD-Streikführern

gewinnt die MSPD-Führung wieder Einfluss auf die Streikenden. In einer Versammlung der

Bayerischen Flugzeugwerke im Löwenbräukeller fordert Erhard Auer zur „Mäßigung und zur

Beendigung des Streiks“ auf. 

1. Februar 1918 – Otto von Dandl bedankt sich bei den Mehrheitssozialdemokraten

München * Ministerpräsident Otto von Dandl dankt den bayerischen Mehrheitssozialdemokraten

im Landtag dafür, dass sie die Führung der Streikbewegung übernommen haben und bringt

seiner Hoffnung auf baldige Beruhigung der Lage Ausdruck.&nbsp;
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1. Februar 1918 – Weitere USPD-Streik-Agitatoren werden verhaftet

München * Am frühen Morgen dieses Freitags werden Sarah Sonja Lerch, Carl Kröpelin, Hans

Unterleitner sowie die Schwestern Betty und Emilie Landauer verhaftet.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Beendigung der Streikmaßnahmen wird beschlossen

München-Isarvorstadt * Am Abend finden im Gewerkschaftshaus&nbsp;in der Pestalozzistraße

40/42 Einigungsverhandlungen zwischen den von der USPD geführten Streikenden&nbsp;und

der MSPD statt. Sie führen zu keinem Erfolg.       Die Streikleitung&nbsp;erklärt sich allerdings mit

der MSPD einverstanden, die die Forderungen der Arbeiter der

Reichsregierung&nbsp;unterbreiten will.   Ebenso ist sie mit der Wiederaufnahme der Arbeit am

Montag, dem 4. Februar einverstanden.      Letztlich ist es den Behörden - in Zusammenarbeit mit

der SPD und den Gewerkschaften - gelungen, die Streiks&nbsp;zu beenden.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Verhaftung der USPD-Streikführer erfolgte wegen Landesverrat

München * Ein weiterer Versuch durch eine Kommission der streikenden Arbeiter zur Freilassung

von Kurt Eisner und den anderen verhafteten USPD-Funktionären ist erneut erfolglos. Die

Abordnung erfährt nur, dass die Verhaftungen wegen Landesverrats erfolgt sind. 

3. Februar 1918 – Die letzte Streik-Versammlung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr treffen sich 2.500 bis 3.000 Streikende&nbsp;zur letzten

Streik-Kundgebung&nbsp;unter freiem Himmel auf der Theresienwiese.    Eine Deputation wird

gewählt, die die Forderungen vom 2. Februar 1918 bei der Regierung vortragen soll.&nbsp;Der

der USPD angehörende Handlungsgehilfe&nbsp;Fritz Schröder erklärt, dass die gegenwärtige

Bewegung ein Kinderspiel&nbsp;sei, gegen das, was noch kommen wird, wenn die Forderungen

der Arbeiter abgelehnt werden würden.    Der anschließende Demonstrationszug wächst noch

einmal auf 5.000 Menschen an.&nbsp;

4. Februar 1918 – Gegen Militärdiktatur und Regierungssozialisten

München-Au * Kurt Eisner beschreibt beschreibt die Situation der Januar-Streiks in seinem
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Gefängnis-Tagebuch:  „Wir hatten nicht nur die Militärdiktatur gegen uns, sondern auch die

Regierungssozialisten, die die gesamte politische und gewerkschaftliche Organisation fest in

Händen hielten, eine Camorra, die vor keinem Mittel zurückschreckten, um sich selbst in ihrer

verworfenen Stellung zu behaupten.   Wir waren nur ein kleines Häuflein, ohne die Autorität von

Ämtern und Würden, ohne Geld, ohne Presse, ohne die Möglichkeit schriftlicher Propaganda“. 

4. Februar 1918 – Betrübte Stimmung beim USPD-Stammtisch

München-Ludwigsvorstadt * Turnusgemäß findet im Wirtshaus Zum Goldenen Anker die

USPD-Gesprächsrunde statt.  Alfred Gärtner hat kommissarisch den Vorsitz übernommen. Die

Stimmung ist sehr gedrückt.&nbsp;

5. Februar 1918 – Nach den Januarstreiks sinkt die USPD-Mitgliederzahl

München * Nach dem Ende der Januarstreiks&nbsp;sinkt die Zahl der Münchner USPD sofort um

ein Drittel ab und pendelt sich bei etwa 400 Anhänger ein.&nbsp;

8. Februar 1918 – Eine neue Verhandlungskommission wird gebildet

München * Die am 3. Februar gewählte Deputation, die die Forderungen vom 2. Februar der

Regierung vortragen soll, wird durch eine neue Kommission ersetzt. Dazu wird eine Sitzung der

Arbeiterausschüsse von 34 Münchner Betrieben einberufen. Diese wählen eine

Kommission,&nbsp;die aus elf Betriebsvertretern und zwei

MSPD-Landtagsabgeordneten&nbsp;besteht. Diese sollen mit der Regierung verhandeln.   

Erhard Auer übernimmt die Aufgabe des Sprechers.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der
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Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;

22. Februar 1918 – Die Behörden loben die Mehrheitssozialdemokraten

München * Die bayerischen Behörden würdigen ausdrücklich das Verhalten der

Mehrheitssozialdemokratie, die den Streik „aufgenommen und in ruhige Bahnen gelenkt“ hat. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 
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22. März 1918 – Der Reichstag stimmt der Kriegskreditvorlage zu

Berlin * Der Reichstag stimmt - gegen die Stimmen der USPD - der Kriegskreditvorlage zu. 

23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert

Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

25. März 1918 – Der Kriegsminister und der Umgang mit den Sozis

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath formuliert in einem internen Schreiben seine

Meinung, welche Taktik gegenüber den beiden sozialdemokratischen Parteien einzuschlagen ist: 

  „Nach den seitherigen Erfahrungen bildet die unabhängige Sozialdemokratie eine schwere

Gefahr für den Fortbestand des Reiches. Ihren Bestrebungen muß auf jedem möglichen Wege

entgegengetreten werden.     Da sie ihren Zuwachs vornehmlich aus den Reihen der

rechtsstehenden Sozialdemokratie erhält, liegt die wirksamste Abwehr gegen ihre weitere

Ausbreitung in Maßnahmen, durch welche die sozialdemokratische Mehrheitspartei die Flucht

ihrer bisherigen Anhänger in das Lager der Unabhängigen zu verhindern sucht.     In dieser

Beziehung erblicke ich ein wirksames Mittel in der Versammlungstätigkeit der alten

sozialdemokratischen Partei. Durch mündliche Aufklärung vermag sie am ehesten ihre Mitglieder

sich zu erhalten und gegen die unterirdische Wühlarbeit der Radikalsozialisten widerstandsfähig

zu machen.     Das Bestreben der militärischen Zensurstellen wird daher dahin gehen müssen,

den Veranstaltungen der Mehrheitssozialisten so wenig wie möglich Schwierigkeiten zu bereiten. 

   Gelegentliche Entgleisungen in den Versammlungen werden in der Regel weit weniger

nachteilige Folgen haben als verbitternd wirkende Verbote und Anordnungen“. 

25. März 1918 – Immer weniger Beteiligung am USPD-Stammtisch

München-Ludwigsvorstadt * Nur mehr 30 Personen besuchen den

USPD-Diskussions-Stammtisch im Wirtshaus Zum Goldenen Anker.&nbsp;Theobald Michler

erklärt:&nbsp;„Der Krieg ist nicht vom Volke, denn das Volk will den Frieden. Der
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Großkapitalismus aller Völker hat den Krieg heraufbeschworen und dieser wird von einigen

unverantwortlichen Elementen, wie Ludendorff und Hindenburg, geführt“.&nbsp;    Wenig später

wird Michler festgenommen und bleibt bis Oktober in Untersuchungshaft.&nbsp;

26. März 1918 – Hugo Haase sucht Kurt Eisner im Gefängnis auf

München * Der Rechtsanwalt und USPD-Reichstagsabgeordnete Hugo Haase trifft in München

ein, um dort seinen Mandanten Kurt Eisner im Gerichtsgefängnis Neudeck zu besuchen. 

27. März 1918 – Der USPD-Reichstagsabgeordnete Hugo Haase spricht im Lamplgarten

München * Der Rechtsanwalt und USPD-Reichstagsabgeordnete Hugo Haase spricht bei der

USPD-Versammlung im Lamplgarten vor 46 Anwesenden.&nbsp;Kurz darauf wird die

Versammlung von der Polizei gestürmt und die Personalien der Anwesenden erfasst.&nbsp;

1. April 1918 – Sarah Sonja Lerch wird beerdigt

München * Dr. phil. Sarah Sonja Lerch, geborene Rabinowitz, eine der Anführerinnen der

Januarstreiks, wird am Ostermontag auf dem Neuen Israelitischen Friedhof an der Garchinger

Straße beerdigt. Ein Vertreter der USPD legt einen Kranz am Grab ab und erklärt, dass die

Polizei einen Nachruf verboten hat. Josef Sontheimer ergreift daraufhin das Wort, wird aber sofort

verhaftet und mit Handschellen gefesselt abgeführt.  Frau Lerch war gemeinsam mit Kurt Eisner,

Albert Winkler, Hans Unterleitner, Emilie und Babette Landauer und anderen wegen

Landesverrats verhaftet worden. Die 35-jährige Sarah Sonja Lerch hat sich am 29. März 1918 im

Gefängnis Stadelheim erhängt. Sie wird nicht die letzte Sozialdemokratin sein, die im Freitod die

Erlösung aus offenbar nicht zu verändernden Verhältnissen sucht. 

2. April 1918 – Der Vorwärts berichtet über den Freitod der Sarah Sonja Lerch

München * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts berichtet in ihrer Ausgabe über das Ableben der

Sarah Sonja Lerch: „Im Untersuchungsgefängnis Stadelheim erhängte sich nachmittags die beim

letzten Streik bekanntgewordene Frau Sara Sonja Lerch, gegen die zusammen mit dem

Schriftsteller Kurt Eisner ein Landesverratsverfahren eingeleitet war. -   Die Umstände, unter

denen die bedauernswerte Frau zu ihrer Verzweiflungstat getrieben wurde, bedürfen der
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Aufklärung. Soviel wir wissen, handelt es sich im Falle der Frau Lerch, einer geborenen Russin,

um eine reine Idealistin, die mit ihrer Streikpropaganda der Sache der Menschheit einen Dienst

zu erweisen glaubte.   Die Strafe, mit der sie zu rechnen hatte, war nicht so erschreckend, dass

sie den freiwilligen Tod ihr vorziehen konnte. Es bleibt also unklar, was diese Frau zu ihrem

Selbstmord getrieben hat. […].“ 

8. April 1918 – Die USPD-Diskussionsabende werden eingestellt

München-Ludwigsvorstadt * Nachdem sich nur mehr acht Personen am

USPD-Diskussionsabend&nbsp;im Gasthaus Zum Goldenen Anker&nbsp;in der Schillerstraße

beteiligen, stellt man dieses Bildungsangebot wieder ein.&nbsp;Durch die Verhaftung der

Vordenker der Partei sind ihr       die Integrationsfiguren weggebrochen,  

nennenswerte&nbsp;Aktionen finden nicht mehr statt.   Die Münchner USPD versinkt in der

Bedeutungslosigkeit.&nbsp;

16. April 1918 – Das Verhältniswahlsystem gefordert

München-Kreuzviertel * Die Sozialdemokraten bringen gemeinsam mit den Liberalen einen

Antrag ein, nach dem die Abgeordnetenkammer in allgemeinen Wahlen nach dem

Verhältniswahlsystem gewählt werden soll. 

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf

ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

Münchner Zeitensprünge Seite 36/154



weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 

2. Mai 1918 – Die Münchner USP als Sammelbecken der Revolutionäre

München * Das bayerische Innenministerium schreibt an die Kgl. Regierungen:    Die Münchner

USPD bildet „das Sammelbecken für alle revolutionär gesinnten Kreise“. 

6. Juni 1918 – Die USPD bleibt im Parlament völlig isoliert

Berlin * Die USPD kann unter den herrschenden Ausnahmegesetzen fast nur noch den Reichstag

oder die einzelnen Landtage als Tribüne nutzen, um ihre Kritik an der Obersten Heeresleitung -

OHL in die Öffentlichkeit zu tragen. Sie bleibt mit ihrer Einsicht in die verheerenden Folgen der

deutschen Politik auch im Parlament völlig isoliert (sie stimmt als einzige Fraktion gegen den

Friedensvertrag von Brest-Litowsk).    Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase gibt sich jedenfalls

diesbezüglich keinerlei Illusionen hin. In seiner Rede im Reichstag sagt er: „Wer etwa glaubte,

daß durch Reden, und seien es die schärfsten Reden, die Regierung in eine andere Richtung

gebracht werden könnte, irrt sich. Die Erfahrungen von fast vier Jahren müssten in dieser

Beziehung aufklärend wirken. […] Das Volk muss eingreifen, der Reichstag hat versagt und wird

weiter versagen.“ 

14. Juni 1918 – Nicht den Eindruck der Zusammenarbeit erwecken

München - Nürnberg * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer macht sein Eingreifen bei drohenden

Streiks in Nürnberg davon abhängig, dass ihn dabei keine amtliche Stelle bei seinen

Bemühungen unterstützt. Denn „es würde unter der Arbeiterschaft sofort die Meinung Platz

greifen, dass es sich um eine zwischen ihm und der Regierung abgekartete Sache handle“. 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die
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Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

26. Juni 1918 – USPD-Mitgliederversammlung im Senefelder Hof

München * Bei der USPD-Mitgliederversammlung im Senefelder Hof in der Senefelderstraße 14

treten etwa 70 Mitglieder zusammen. 

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

30. Juni 1918 – Der Mitgliederstand der USPD hat sich bei 400 eingependelt

München * Die Münchner USPD hat noch ungefähr 400 Mitglieder. 

6. Juli 1918 – Eine hilf- und planlose MSPD

Berlin * Im Interfraktionellen Ausschuss erklärt Friedrich Ebert: „Wir haben nicht die Absicht, diese

Regierung zu stürzen. Wir wollen ihr Gewissen schärfen, sie antreiben“. Diese Aussage offenbart

die ganze Hilf- und Planlosigkeit seiner MSPD.    Philipp Scheidemann stellt in der selben Sitzung

zur Lage an der Westfront fest: „Die Amerikaner kommen nicht mehr, sondern sie sind da“.  Er

zieht daraus die einzig richtige Folgerung: „Je schneller wir Schluss machen, um so besser für

uns“. 

Münchner Zeitensprünge Seite 38/154



13. Juli 1918 – Die MSPD stimmt dem Etat zu

Berlin * Die MSPD-Fraktion stimmt im Reichstag erneut dem Etat zu, obwohl in allen

innenpolitischen Fragen, vor allem bei der preußischen Wahlrechtsreform, jeglicher Fortschritt

fehlt.    Zur Entscheidung der MSPD-Fraktion für die neuen Kredite erklärt Friedrich Ebert in

seiner Rede, dass Deutschland niemals „auf entehrende, seine politische, wirtschaftliche und

kulturelle Zukunft vernichtende oder herabdrückende Bedingungen“ eingehen wird, weshalb man

„die Mittel bewilligen [muss], die zur weiteren Verteidigung der Lebensinteressen unseres Volkes

und zur Erreichung des Friedens erforderlich sind“.    Das Parlament geht danach in die

Sommerpause. 

19. Juli 1918 – Kurt Eisner beklagt sich bei Karl Kautsky

München-Stadelheim - Berlin * Kurt Eisner schreibt an den USPD-Mitbegründer Karl Kautsky und

beschwert sich darin: „Jetzt sitze ich bald ein halbes Jahr. […] Die Voruntersuchung ist sachlich,

aber noch nicht formell abgeschlossen“. Kurt Eisner beginnt merklich zu altern und leidet unter

Anfällen von Depressionen. 

22. Juli 1918 – Die Münchener Post schlägt angeblich versöhnlichere Töne an

Nürnberg - München * Die Nürnberger Volkszeitung, eine Zeitung des konservativen Zentrums,

stellt fest:    Die „Münchener Post […] ist in den alten Ton gefallen und führt häufig eine schärfere

Sprache als früher. Man kann sich nicht des Eindruckes erwehren, dass sie es bewußt tut, um die

‚Unabhängigen‘ versöhnlicher zu stimmen und dem Vorwurf des ‚Regierungssozialismus‘ zu

begegnen. Denn die ‚Unabhängigen‘ machen in Bayern den Mehrheitssozialisten viel zu

schaffen“. 

30. Juli 1918 – SPD und Gewerkschaften wollen kein Regierungslob

München * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer bittet das Innenministerium, „von der Verleihung

von Anerkennungsurkunden für Kriegsarbeit an die sozialdemokratische Presse und

Gewerkschaften abzusehen“. 

15. August 1918 – Erneute Haftentlassung für Eisner & Co gefordert
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München - Leipzig * Dr. Benedikt Bernheim beantragt beim Reichsgericht in Leipzig erneut die

Entlassung von Kurt Eisner, Albert Winter sen., Albert Winter jun. und Carl Kröpelin. 

26. August 1918 – Die Entlassungsanträge für Eisner & Co werden abgewiesen

Leipzig - München * Die Entlassungsanträge für Kurt Eisner, Albert Winter sen., Albert Winter jun.

und Carl Kröpelin werden von dem in Leipzig sitzenden Reichsgericht, dem obersten Gerichtshof

im Deutschen Reich, erneut abgewiesen. 

29. August 1918 – Georg von Vollmar legt seine Mandate nieder

München - Berlin * Der SPD-Abgeordnete Georg von Vollmar legt aus gesundheitlichen Gründen

sein Reichstags- und sein Landtags-Mandat für die Wahlkreise München II und XII nieder. Die

Kriegsverletzung hat er sich im Deutsch-französischen Krieg von 1870/71 zugezogen. 

2. September 1918 – König Ludwig III. fordert eine Revolution von oben

München * König Ludwig III. fordert gesetzliche Maßnahmen       zur Sicherung der Monarchie

und   zur Stabilisierung des Systems.      Ein neues Kabinett soll gebildet werden, dem sowohl

das Zentrum wie die Sozialdemokratie angehören soll.    Da diese Revolution von oben

hauptsächlich dem Machterhalt des bestehenden Systems dient, wird sie nur vom konservativen

Teil der Bevölkerung unterstützt.    Es wird aber noch bis zum 16. Oktober dauern, bis in Bayern

die Frage der Verfassungsreform grundsätzlich erörtert wird. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten
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Arbeiterschaft. 

14. September 1918 – Kurt Eisner wird zum USPD-Kandidaten zur Reichstagswahl nominiert

München * Auf einer Geheimversammlung der Münchner USPD wird der inhaftierte Kurt Eisner

zum Kandidaten zur Reichstagsersatzwahl am 17. November nominiert.  Der ebenfalls in Haft

befindliche Albert Winter senior wird als Kandidat zur Landtagsersatzwahl aufgestellt. 

19. September 1918 – Die Gründe, warum Kurt Eisner als Kandidat aufgestellt wurde

München * Die Zentralpolizeistelle Bayern berichtet dem Kriegsministerium:   „Die Gründe, warum

Eisner als Kandidat aufgestellt werden soll, sind folgende:   1.) Man will erreichen, dass Eisner für

die Zeit des Wahlkampfes, nachdem er noch nicht verurteilt ist, freigesprochen werde. Die

Wahlversammlungen könnten nach Ansicht der Vereinsmitglieder [der USPD] vom

Generalkommando nicht verboten werden.Man werde Veranlassung nehmen, den Massen die

Ziele der Unabhängigen klarzulegen; zu dem Zweck kämen als Redner von Berlin Leute, gegen

welche die Polizei sich nicht vorzugehen traue, wie Haase, [Adolph] Hoffmann, Ledebour, von

Nürnberg der Gauvorsitzende Baier.   2.) Man will gegen die Mehrheitssozialisten opponieren.

Diesbezüglich sei eine Weisung aus Berlin da.“ 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die
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Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

28. September 1918 – Durchhalteparolen sozialdemokratischer Zeitungen

Deutsches Reich * In verschiedenen Tageszeitungen äußern deutsche Sozialdemokraten die
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Überzeugung, dass Deutschland nur noch einige Wochen mit dem „Mut der Verzweiflung“

kämpfen müsse, um einen „besseren Frieden“ sichern zu können. 

28. September 1918 – Das herrschende System kracht in allen Fugen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase schreibt: „Das herrschende System kracht in allen

Fugen. […] Im Bürgertum, in Zirkeln, die monarchisch bis auf die Knochen sind, wird offen davon

gesprochen, dass die Hohenzollern weichen müssen, wenn anders der Friede nicht zu erlangen

ist.“ 

1. Oktober 1918 – Die Münchnener Post steigert ihre Auflage um 15.000 Exemplare

München - Königreich Bayern * Die SPD-Zeitung Münchener Post wird auf der ersten Seite

Artikel unter der Überschrift „Fort mit dem Militarismus!“, „Ein Systemwechsel notwendig!“, „Eine

neue Politik“ oder „Für ein neues freies Vaterland“ abdrucken. Alleine zwischen dem 1. und 15.

Oktober 1918 kann die Zeitschrift damit ihre Auflage um 15.000 Exemplare steigern. 

2. Oktober 1918 – Die MSPD-Spitze ist von Max von Baden begeistert

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert berichtet dem Fraktionsvorstand über sein erstes

Treffen mit Prinz Max von Baden. Er verspricht sich von dem Kanzlerkandidaten viel für die

sozialdemokratische Sache. Auch Philipp Scheidemann bezeichnet den designierten Kanzler als

„sehr weit entgegen kommend“, insbesondere was die „entschiedene Demokratisierung“ des

Reiches anbelangt.    Philipp Scheidemann soll als Minister ohne Portefeuille in das neu zu

bildende Kabinett Max von Baden aufgenommen werden. 

2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die
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Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei

den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,

badischen Prinzen. 

3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.

4. Oktober 1918 – Die Deutsche Zeitung kämpft gegen den Reichskanzler

Berlin * Die Deutsche Zeitung beschreibt Prinz Max von Baden als sich doch „offen als

Vertrauensmann des sozialistisch-freisinnig-zentrümlichen Volksteils“ zu bekennen. Und weiter:

„Wir fragen die deutschen Bundesfürsten, mit deren Rechten eine wildgewordene

Reichstagsmehrheit heute Fangball spielt, ob sie diese Entwürdigung ihres hohen Berufes ruhig

hinnehmen können?“ 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung
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Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 
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8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 

9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 
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12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

12. Oktober 1918 – USPD-Kritik an der Regierung mit MSPD-Beteiligung

Berlin * Ein Erlass legt die Amnestie der politischen Gefangenen in die Hand der einzelnen

Landesfürsten. Diese Entscheidung stößt bei der USPD und in Teilen der MSPD auf starke

Kritik. Auch an den geltenden Zensurbestimmungen ändert sich zunächst ebenfalls wenig.    Als

der USPD-Parteivorsitzende Hugo Haase daraufhin in einer öffentlichen Veranstaltung erklärt,

dass noch immer „der alte reaktionäre Wind“ weht, wird die Versammlung aufgelöst. Auf die

Vorwürfe, dass von einer Neuorientierung in der Innenpolitik noch nichts spürbar sei, reagierte die

Regierung nicht. 

13. Oktober 1918 – Der Mann kann getrieben werden

Berlin * Auf der gemeinsamen Sitzung des Partei- und Fraktionsvorstands der MSPD stellt Otto

Braun in Hinblick auf die „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max von Baden fest: „Nachdem der

Mann uns diese Schwäche gezeigt hat, stärkt er unsere Position. Der Mann kann getrieben

werden.“ 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die
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Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

15. Oktober 1918 – Die Liberale Fraktion stellt ihre Forderungen vor

München * Die Liberale Fraktion der Bayerischen Abgeordnetenkammer fordert       die

Abschaffung des bisherigen Beamtenministeriums,   die Bildung einer Volksregierung auf

parlamentarischer Grundlage unter Beschränkung der königlichen Gewalt und Beiziehung der

Sozialdemokraten.   Die sofortige Beschlussfassung über die nötigen verfassungsrechtlichen

Umgestaltungen und Verwaltungsreformen, insbesondere auch   die Einführung des

Verhältniswahlrechts.

15. Oktober 1918 – Wilhelm Dittmann wird aus der Festungshaft entlassen

Berlin * Wilhelm Dittmann, Gründungsmitglied der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD und

Aktivist beim Berliner Munitionsarbeiterstreik im Januar 1918, wird aus der Festungshaft

entlassen.    Wilhelm Dittmann war am 4. Februar 1918 vom Außerordentlichen Kriegsgericht

wegen des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt worden. 

21. Oktober 1918 – Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fordert

München * Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fasst in seiner

außerordentlichen Generalversammlung den einstimmigen Beschluss        zur sofortigen

Parlamentarisierung und Demokratisierung der bayerischen Staatsverfassung unter Aufhebung

der Reichskammer,   für ein Wahlrecht für beide Geschlechter, dem die Verhältniswahl zugrunde

liegt,   sowie für die Umgestaltung der Verwaltung.

22. Oktober 1918 – Albert Winter sen. wird aus der Untersuchungshaft entlassen

München-Au * Der am 31. Januar 1918 wegen seiner Beteiligung am Januarstreik verhaftete
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Schreinermeister und Vorsitzende der Münchner USPD, Albert Winter sen., wird aus der

Untersuchungshaft entlassen. Seine Freilassung erfolgt aufgrund seiner Kandidatur für die USPD

für die Landtagsersatzwahl. 

23. Oktober 1918 – Die USPD fordert die neue Staatsform der Republik

Berlin * In der Frage der Staatsform erklärt der USPD-Vorsitzende Hugo Haase in der

Reichstagssitzung: „Die Kronen rollen auf das Pflaster. […] Rings um uns werden Republiken

sich auftun, und da soll Deutschland allein […] noch einen Kronenträger haben oder Träger vieler

Kronen und Krönlein!“ Schließlich: „Es muss zur Republik kommen! […].    Die

Götzendämmerung für das alte System ist hereingebrochen. Schon zeigt sich die Morgenröte

einer neuen Zeit. Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird aufhören; nur Freie

und Gleiche wird es dann geben.     Von der Kühnheit und Entschlossenheit der Arbeiter […] wird

es abhängen, ob diese die Menschheit befreiende Umwälzung bald erfolgt, oder ob wir noch

schwere Zeiten bis dahin durchzumachen haben. Wir haben Vertrauen zu den Arbeitern, wir sind

überzeugt, daß aus all dem Elend am letzten Ende doch hervorgehen wird die volle Befreiung der

Menschheit.“ 

24. Oktober 1918 – Schwere Vorwürfe Kurt Eisners gegen die MSPD

München * Kurt Eisner und seine USPD gehen in ihrer Werbung für die Wahl am 17. November

mit der MSPD ins Gericht:  „Diese Wahl soll und muss die große Abrechnung der Massen mit

denen sein, die das Volk alle die Kriegsjahre hindurch getäuscht und verraten haben. In erster

Linie mitverantwortlich für alles, was sich in diesen Zeiten Furchtbares ereignet hat, sind die

Regierungssozialisten, die sich jetzt überbieten in schreiendem Radikalismus, um die

Aufmerksamkeit von der eigenen Schuld und Mitschuld abzulenken. […]   Einer der belastetsten

und gefährlichsten Regierungssozialisten, Herr Erhard Auer, der bereits ungezählte Ämter fest in

der Hand hält, wagt es, trotz seiner Belastung mit der Schuld an der verwüstenden Kriegspolitik

der herrschenden Klassen sich unter dem angemaßten Namen eines Sozialdemokraten um den

Reichstagssitz in München zu bewerben.“ 

24. Oktober 1918 – Wehrfreudige Artikel im Vorwärts

Berlin * Bei seiner Rede im Reichstag führt Friedrich Ebert aus, dass die Sozialdemokraten auch

dann ihr Land nicht im Stich lassen, wenn der ersehnte Friede nicht zustande käme. Selbst der
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sozialdemokratische Vorwärts druckt wehrfreudige Artikel und erklärt, dass es besser ist

weiterzukämpfen, als einen „demütigenden Frieden“ hinzunehmen. 

25. Oktober 1918 – Erhard Auer wettert gegen den preußischen Militarismus

München * Bei der Wählerversammmlung zur Reichstagswahl wettert der SPD-Kandidat Erhard

Auer gegen den preußischen Militarismus, der mit aller Gründlichkeit abgeschafft werden müsse.

Er warnt jedoch vor jeder Form der Gewaltanwendung zur Veränderung des politischen Systems.

25. Oktober 1918 – Die bürgerlichen Parteien wollen den SPD-Forderungen nicht nachgeben

München-Kreuzviertel * Die sozialdemokratische Landtagsfraktion nimmt nicht mehr an den

Verhandlungen über die Änderungen der Bayerischen Verfassung teil, weil die bürgerlichen

Parteien den SPD-Forderungen nicht nachgeben wollen.

25. Oktober 1918 – Die Worte Kaiserfrage und Revolution beschäftigen das Volk

Deutsches Reich * Spätestens seit der dritten Note des US-amerikanischen Präsidenten

Woodrow Wilson vom 23. Oktober sind die Worte „Kaiserfrage“ und „Revolution“ in aller Munde.

Viele Männer in verantwortlichen Positionen, einschließlich des Reichskanzlers Max von Baden

und des Vorsitzenden der MSPD-Reichstagsfraktion Friedrich Ebert, sehen in dem Thronverzicht

des Kaisers das einzige Mittel zur „Rettung der Monarchie“.    Vizekanzler Friedrich von Payer

berichtet: „Die allerwildesten Kaiserstürzler sind die rechts stehenden Leute. Die Herren der

Hochfinanz und der Großindustrie, ja bis hoch in die Offizierskreise hinein kann man mit einer

erstaunlichen Offenheit sagen hören: Der Kaiser muss sofort zurücktreten. […] Je länger die

Hetzte fortdauert, desto stärker wird die Forderung hervortreten, dass man überhaupt keine

Monarchie mehr brauchte, sondern eine Republik errichten sollte.“ 

28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine
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Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

1. November 1918 – Prinzessin Wiltrud von Bayerns Angst vor der USPD

München-Graggenau * Prinzessin Wiltrud von Bayern schreibt in ihr Tagebuch: „Wenn die

unabhängigen Sozialdemokraten noch mehr Zuwachs und Macht bekommen, dann kann auch

Bayern die Republik drohen.“

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von
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oben sehr skeptisch gegenüber. 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

3. November 1918 – Prinzessin Wiltrud: „Vielleicht sind wir auch in einiger Zeit abgesetzt“

München-Graggenau * Die bayerische Prinzessin Wiltrud schreibt nach der Veranstaltung der

USPD auf der Theresienwiese in ihr Tagebuch: „Was noch alles werden wird, vielleicht sind wir

auch in einiger Zeit abgesetzt.“    Sehr gut hat sie beobachtet, dass bei dieser

Massenveranstaltung für einen sofortigen Frieden aus der Forderung nach Abdankung eine

solche nach Absetzung des deutschen Kaisers geworden ist. 
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4. November 1918 – Versammlung der Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu findet eine gemeinsame Versammlung der

Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften statt. Sie fassen den einstimmigen Beschluss: 

   „Da unter dem Streit zwischen Sozialdemokraten und Unabhängigen die Arbeiterinteressen

Schaden leiden, appellieren die Obleute an die Leitung beider Parteien, den Bruderkrieg

einzustellen und die ganze Kraft des Proletariats zum Kämpfe gegen den gemeinsamen Feind,

Kapitalismus und Reaktion, zu vereinigen.“

4. November 1918 – Die USPD will die Herbeiführung des sofortigen Friedens

Berlin * Die deutsche USPD fordert in einem Aufruf „An das deutsche Volk“ die „Herbeiführung

des sofortigen Friedens“. Die Arbeiterschaft und das ganze werktätige Volk soll sich zum

Eingreifen bereit halten.

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

5. November 1918 – Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten

München-Theresienwiese * Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten. Der

Andrang ist aber so groß, dass der Saal viel zu klein ist und die Versammlung - im Dunkeln - auf

der Theresienwiese durchgeführt werden muss. Das geschieht, ohne dass eine Erlaubnis dafür

eingeholt worden war. Kundgebungen unter freiem Himmel sind während des Kriegszustands

generell verboten. Die Polizei lässt zwar Ausnahmen zu, doch diesmal werden die Vorschriften

einfach ignoriert - und die Behörden schreiten nicht ein.   Als der Redner Kurt Eisner in den
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Versammlungssaal kommt, findet er nur noch leere Gläser vor. Er muss seine

Wählerversammlung suchen und findet eine große dunkle Masse bei der Bavaria. Es sollen

20.000 Menschen gekommen sein. Kurt Eisner mahnt zur Geduld und warnt vor einem sofortigen

Aufbruch, da Münchens Erhebung am lichten Tage erfolgen wird. „Nur noch kurze Zeit. Aber ich

setze meinen Kopf zum Pfande, ehe 48 Stunden verstreichen, steht München auf!“ 

5. November 1918 – Noske will die Revolution im Keime ersticken

Kiel - Berlin * Den Mann, den die aufständischen Matrosen am Tag zuvor noch als ihren

Richtigen erkannt und sogar zu ihrem Gouverneur ernannt haben, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Noske, telefoniert an diesem Abend nach Berlin und erklärt, dass er „nur eine Hoffnung

hat: Die freiwillige Rückkehr zur Ordnung unter sozialdemokratischer Führung; dann wird die

Rebellion in sich zusammen sinken“.    Reichskanzler Max von Baden setzt noch am selben Tag

den Beschluss durch: „Freie Hand für Noske bei dem Versuch, den lokalen Ausbruch zu

ersticken.“ 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Ebert: Die letzte Gelegenheit zur Rettung der Monarchie

Berlin * Der SPD-Vorsitzende Friedrich Ebert erscheint in der Reichskanzlei, wo sich auch

Generalquartiermeister Wilhelm Groener befindet. Ebert, der die Monarchie als solche noch

immer retten will, fordert ultimativ die Abdankung des Kaisers, „wenn man den Übergang der

Massen in das Lager der Revolutionäre verhindern will“. Das, so Ebert weiter, ist „die letzte

Gelegenheit zur Rettung der Monarchie“.    Als Groener den Vorschlag als indiskutabel ablehnt,
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erklärt Ebert: „Wir danken Ihnen, Exzellenz, für die offene Aussprache und werden uns stets gern

der Zusammenarbeit mit Ihnen während des Krieges erinnern. Von nun an trennen sich unsere

Wege. Wer weiß, wo wir uns je wieder sehen werden.“ 

6. November 1918 – Radikale und unbelehrbare Angestellte

München * Das Kriegsministerium berichtet über Berichte von Vertrauensleuten, wonach sich „die

Arbeiter weit ruhiger als die Angestellten“ verhalten. Die Angestellten sind „weit radikaler und

unbelehrbarer, ja fast ausnahmslos Anhänger der USPD“.     Tatsächlich zeigen die wenigen

Teilnehmerlisten von USPD-Versammlungen ein eindeutiges Übergewicht von Angestellten und

Handwerkern gegenüber der Arbeiterschaft. „Die USPD ist eine Partei von Angehörigen des

Mittelstands, die die revolutionäre Potenz der Arbeiterschaft für ihre Revolution verwenden“ will. 

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den

nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

6. November 1918 – Erhard Auer spricht zum Thema: Was wollen wir Sozialdemokraten?

München-Au * Im Franziskanerkeller spricht der SPD-Reichstagskandidat Erhard Auer zum

Thema „Was wollen wir Sozialdemokraten“ und fordert       die Abdankung des Kaisers und des

deutschen Kronprinzen,   die Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus der politischen

Verwaltung,   die Änderung des Mannschaftsbeschwerdegesetzes,   eine

Arbeitslosenversicherung und   den Achtstundentag.       Die Anwendung von Gewalt lehnt er ab.
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6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee

als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen

für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 

6. November 1918 – Informationen, dass die USPD einen großen Schlag plant

München * Die Polizeidirektion informiert das Innenministerium, dass ihre

Überwachungsmaßnahmen „mit Sicherheit“ festgestellt haben, dass die Münchner USPD nach

der großen Friedenskundgebung am 7. November einen „großen Schlag plane“. Innenminister

Dr. Friedrich von Brettreich weist daraufhin die Polizeidirektion an, „jede zulässige Maßnahme zur

Unterbindung einer solchen Aktion vorzubereiten“. Gleichzeitig wird das Kriegsministerium

informiert.    Kriegsminister Philipp von Hellingrath versichert, dass in München genügend

zuverlässige Truppen sind, die eventuelle Unruhen unterdrücken werden. Den Schutz der Haupt-
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und Residenzstadt sollen die in München stationierten Truppen übernehmen. Die Polizei wird mit

uniformierten Schutzleuten die Residenz, die Preußische Gesandtschaft und die Polizeigebäude

schützen. Die übrigen Polizisten sollen in Zivil die Stimmung in der Stadt erkunden. 

7. November 1918 – Eine erste Initiative zur Bildung von Räten

München * Um 15 Uhr wird eine erste Initiative zur Bildung von Räten beobachtet. Eine kleine

Gruppe von Soldaten findet sich „unter der Parole: Schaffung von Soldatenräte“ zusammen.

Nach einem Bericht der Münchener Post fordert ein USPD-Redner die „sofortige Einsetzung

eines Arbeiter- und Soldatenrats“ bereits als die Mehrheitssozialdemokraten und Gewerkschafter

zur Demonstration aufbrechen. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Es lebe die Revolution !

München-Theresienwiese * Kurt Eisner spricht zur gleichen Zeit am anderen Ende

der Theresienwiese - unterhalb vom Hackerbräu. Die Demonstranten haben rote Fahnen, Tafeln

und Plakate mitgebracht. Ihre Revolutionsbereitschaft demonstrieren die anwesenden Matrosen

und Soldaten auch dadurch, dass sie die Reichskokarden von ihren Mützen genommen haben.  

Was nach dem Abmarsch der Mehrheitssozialisten und der Gewerkschafter passiert, schildert

Felix Fechenbach so: „Drei Redner sprachen an dieser Stelle.    Zuerst Kurt Eisner, kurz und

bündig. Es sei jahrelang geredet worden, man müsse jetzt handeln!   Der Bauernführer Ludwig

Gandorfer verspricht, dass das Landvolk die Arbeiter nicht im Stiche lassen werde.   Dann trete

ich vor in Uniform, die rote Fahne in der Hand, erinnere daran, dass die Soldaten in den

Kasernen zurückgehalten werden.   Und dann: ‚Soldaten! Auf in die Kasernen! Befreien wir
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unsere Kameraden! Es lebe die Revolution‘. Das war das Signal.“

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – SPD-Forderungen an Reichskanzler Max von Baden

Berlin * Die SPD-Reichstagsfraktion und der SPD-Vorstand stellen eine Reihe von Forderungen

an den Reichskanzler Max von Baden. Die Wichtigste beinhaltet       den Rücktritt des Deutschen

Kaisers und   den Thronverzicht des Kronprinzen bis zum Mittag des nächsten Tages.      Bei

Nichterfüllung der Forderungen will die SPD aus der Regierung austreten. 

7. November 1918 – Abdankung oder Revolution

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bittet Friedrich Ebert zu einem Vieraugengespräch in

die Reichskanzlei. Max von Baden will Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung - OHL in Spa zum Thronverzicht auffordern. Er will von Ebert wissen: „Habe ich Sie

dann auf meiner Seite im Kampf gegen die soziale Revolution?“. Ebert antwortet ganz

unzweideutig: „Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich

aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“    Die Reise findet nicht mehr statt. Die

Revolution ist schneller. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 
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7. November 1918 – Hände rein halten von Geld und von Blut

München * Der Journalist Victor Klemperer, nicht gerade ein enger Vertrauter Kurt Eisners, der

der USPD eher distanziert gegenüber steht, schreibt am 22. Februar 1919 in einem Nachruf auf

Kurt Eisner in den Leipziger Neuesten Nachrichten nachstehende Zeilen:  „Keiner zweifelte an

Eisners völlig reinen Absichten. Er wollte nichts für seine Person, er war, obwohl ihn die

Plötzlichkeit seines Aufstiegs natürlich mit Selbstbewusstsein erfüllt hatte. […] Er wollte seine

Hände rein halten von Geld und von Blut. Er hatte immer den besten Willen, und er setzte bei

anderen Menschen […] die gleiche Seelenunschuld voraus.“ 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre fordern die Soldaten zum Mitmachen auf

München * Unter der Führung von Kurt Eisner, Ludwig Gandorfer, Felix Fechenbach, Hans

Unterleitner und weiteren 2.000 Arbeitern und Soldaten ziehen sie zu den Kasernen und

überreden die kriegsmüden Soldaten zum mitmachen. Zuerst eine Kraftwagenkolonne in der

Kazmairstraße, dann eine Landsturm-Kompanie in der Gudeinschule.  Im weiteren Verlauf

schließen sich auch die Truppen in der Marsfeld-Kaserne, Türkenkaserne und

der Max-II-Kaserne den Demonstranten an. Unterwegs befreien sie die Kameraden, die wegen
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irgendeiner Aufsässigkeit im Militärgefängnis einsitzen. Aus Versehen befreien sie die Bewacher

gleich mit, die sich beim Herannahen der revolutionären Arbeiter selbst in die Zellen eingesperrt

haben. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre richten im Mathäserbräu ihr Standquartier ein

München * Kurt Eisner und seine Unabhängigen ist es trotz ihrer kleinen Zahl gelungen, die

Mehrheitssozialdemokraten auszumanövrieren. Auf dem Weg schließen sich ihnen weitere

Arbeiterinnen und Arbeiter, Zivilisten, Männer und Frauen aber auch Kinder an. Auf einmal sind

es Zehntausende. Im Mathäser-Bräu richten sie das Standquartier der Arbeiter- und Soldatenräte

ein.    Oskar Maria Graf schreibt: „Der Marsch hatte begonnen und war unaufhaltsam. Keine

Gegenwehr kam. Alle Schutzleute waren wie verschwunden. Aus den vielen offenen Fenstern

schauten neugierig Menschen auf uns herunter. Überall gesellten sich neue Trupps zu uns, nun

auch schon einige Bewaffnete. Die meisten Menschen lachten und schwatzten, als ging‘s zu

einem Fest. […] Die ganze Stadt schien zu marschieren.“ 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

7. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen haben begonnen
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München * Bayerns Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich gibt in einem Aufruf bekannt: „Die

Waffenstillstandsverhandlungen sind im Gang, sie werden baldigst zum Abschluss

kommen.“ Und dann: „Jetzt gilt es erst recht, Ruhe und Ordnung zu wahren. Innere Unruhen

anstiften, hieße den Krieg noch mal beginnen.“ Eine Variation des alten und sattsam bekannten

Spruchs: „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht!“    Dahinter verbirgt sich sicherlich auch die Angst vor

eventuellen Ausschreitungen und Unruhen, denn für den Nachmittag des selben Tages haben die

Mehrheitssozialdemokraten und die Unabhängigen zu einer gemeinsamen Versammlung auf der

Theresienwiese eingeladen. 

7. November 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte wählen Kurt Eisner zu ihrem Vorsitzenden

München-Au - München-Ludwigsvorstadt * Kurt Eisner zieht sich nach der Einnahme der

Guldein-Schule in den Franziskaner-Keller an der Hochstraße zurück. Sicher auch, um einer

eventuellen Verhaftung zu entgehen. Als er erfährt, dass der Hauptteil der Soldaten und der

Arbeiter zum Mathäserbräu ziehen, begibt er sich auch dort hin.   Im Erdgeschoss wird er von

den anwesenden Arbeitern zum Ersten Vorsitzenden des Arbeiterrats gewählt. Sein Stellvertreter

wird Hans Unterleitner. Anschließend begeben sich er und weitere Mitglieder des Arbeiterrats in

das Obergeschoss, in dem er sich mit den Führern des Soldatenrats zur gemeinsamen Sitzung

zusammentrifft. Damit ist der Arbeiter- und Soldatenrat gegründet. 

7. November 1918 – Die revolutionären Vorgänge sind in Kiel bereits beendet

Kiel - München * Als in München die revolutionären Vorgänge beginnen, sind sie in Kiel bereits

beendet. Der Einfluss von Gustav Noske war so groß, dass er die Revolution in Kiel im Sinne der

Obersten Heeresleitung - OHL, der Reichsregierung und der Sozialdemokratischen Partei -

SPD „ersticken“ und „zurückrollen“ kann.

8. November 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts in Berlin, rechnet mit seinem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt am 1. Dezember 1918 mit arroganter Überheblichkeit in der

SPD-Zeitung Vorwärts einen Leitartikel über Kurt Eisner und die „Revolution in Bayern“.  Darin

heißt es: „Als am 8. November 1918 die Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident

geworden sei, erfüllte Heiterkeit die Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und

Maschinensäle. Es war keiner unter uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der
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ihm übel wollte oder ihn missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]  

Wozu wären wir ein befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und

öffentlich zu sagen: Du hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich

von Deinen revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen

ließest, das war Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du

glaubst, Du eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt

hat und den man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das

Vertrauen des bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum

Ernst unserer Zeit in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank

Wedekind, von Kurt Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger

Naturtheater. In fünf Minuten geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“  Die preußische

Sozialdemokratie fühlt sich Kurt Eisner gegenüber weit überlegen. Sie verhöhnt und verlacht ihn

und sieht in ihm einen unqualifizierten Abenteurer und absoluten Dilettant, der offensichtlich

nichts von Politik versteht und den Ernst der Lage völlig verkennt. 

8. November 1918 – Ein MSPD-Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft Münchens

München * Die Münchener Post spricht in einem Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft

Münchens die MSPD von der Schuld am Umsturz frei, bittet und wirbt aber gleichzeitig um „treue

Mitarbeit“, vor allem damit die Ernährung der Schwachen gesichert und so gezeigt wird, „dass die

herauf kommende neue Zeit die wahre Wohlfahrt und den Frieden der Menschheit bedeutet. An

die Arbeit, Genossen! An den Aufbau!“ 

8. November 1918 – Erhard Auer: Die SPD hat den Umsturz nicht vorbereitet!

München * Der SPD-Führer Erhard Auer macht noch einmal deutlich, dass die Sozialdemokraten

den Umsturz nicht vorbereitet haben. In seiner Erklärung sagt er:    „Unter dem Druck der

fürchterlichen Drangsale des deutschen Vaterlandes hat sich die gestrige Kundgebung ohne

unser Zutun zu einem Willensakte gesteigert, mit dem alle Teile der Bevölkerung rechnen

müssen.“ 

8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und
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seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – In Nürnberg werden Arbeiter- und Soldatenräte gegründet

Nürnberg * Am Mittag trifft ein Zug mit Soldaten aus München in Nürnberg ein. Sie verbünden

sich mit den in Nürnberg stationierten Einheiten und besetzen alle Kasernen und öffentlichen

Gebäude.    Der Nürnberger SPD-Landtagsabgeordnete Ernst Schneppenhorst verständigt sich

mit der Nürnberger USPD auf ein gemeinsames Vorgehen. Sie können die Soldaten beruhigen
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und lassen einen Arbeiter- und Soldatenrat wählen. 

8. November 1918 – Die MSPD setzt in Regensburg einen Arbeiterrat ein

Regensburg * Meuternde Soldaten lösen in Regensburg die Revolution in aus. Ein durch die

örtliche MSPD gegründeter Arbeiterrat setzte sich an die Spitze der revolutionären Bewegung

und verhindert, dass es zu Ausschreitungen kommt. Der Arbeiter- und Soldatenrat ordnet sich der

Stadtverwaltung unter, um die prekäre Versorgungslage nicht zu gefährden. 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe
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steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

8. November 1918 – Kurt Eisner kürzt als erstes sein hohes Gehalt

München-Kreuzviertel * Der Unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner, der das Amt des

Ministerpräsidenten der Republik Bayern übernommen hat, wird er dieses Amt 105 Tage

ausüben. In seiner ersten Amtshandlung kürzt der neu ernannte Bayerische

Ministerpräsident sein „hohes“ Gehalt. 

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Philipp Scheidemann ruft die Deutsche Republik aus
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Berlin * Während der designierte Reichskanzler und Vorsitzende der

Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, noch mit den Unabhängigen verhandelt, ruft Philipp

Scheidemann gegen 14 Uhr vom Balkon des Reichstagsgebäudes unter brausendem Beifall die

„Deutsche Republik“ aus:    „Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das alte

Morsche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt! Die Hohenzollern haben

abgedankt! Es lebe die Deutsche Republik!“ 

9. November 1918 – Gründung eines Arbeiter- und Soldatenrats in Burglengenfeld

Burglengenfeld * In Burglengenfeld, am Standort der Maxhütte wird ein Arbeiter- und Soldatenrat

gegründet. Vorsitzender wird Joseph Schmid von der USPD.  Burglengenfeld wird zu einem

Musterbeispiel der „Räteherrschaft in der Provinz“ im Eisner‘schen Sinn. Kein Wunder, dass Kurt

Eisner seinen Antrittsbesuch in der Oberpfalz nicht in Regensburg, sondern in Burglengenfeld

abhält. 

9. November 1918 – Eine sozialistische Regierung in Stuttgart

Stuttgart * Am Nachmittag, erst nachdem bekannt geworden war, dass Philipp Scheidemann in

Berlin die Republik proklamiert hat, wird im württembergischen Landtag eine provisorische

sozialistische württembergische Regierung aus Mitgliedern der MSPD und USPD gebildet. 

9. November 1918 – Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen wird abgesetzt

Darmstadt * Nachdem sich Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen weigert, freiwillig

zurückzutreten, wird er von einem gewählten Arbeiter- und Soldatenrat mit Zustimmung des

Vorsitzenden der MSPD-Landtagsfraktion, Carl Ulrich, formell abgesetzt. 

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   
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Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Die Thule-Gesellschaft gründet einen Kampfbund

München-Graggenau * Mitglieder der Thule-Gesellschaft gründen einen Kampfbund, der die

Zerschlagung der Räterepublik mit Waffengewalt zum Ziel hat. Die Leitung übernimmt Freiherr

Rudolf von Sebottendorff selbst.      Diese Nationalisten, Antisemiten und

Deutschnationalen entwickeln eine Doppelstrategie, die maßgeblichen Anteil an der

Zerschlagung der späteren Räteherrschaft hat. Die Thule-Gesellschaft wird zum

Organisationszentrum der Münchner Gegenrevolution und Aktionsgemeinschaften organisieren   

    den Aufbau eines umfangreichen Informations- und Spitzelsystems in allen revolutionären und

kommunistischen Gruppierungen,   die Kontaktaufnahme mit gesprächsbereiten

Sozialdemokraten aus der Provisorischen Regierung und der Parteispitze sowie    die Errichtung

eines illegalen Werbebüros zur Unterstützung bereits existierender nationaler Militärverbände und

zum Aufbau einer eigenen militärischen Organisation. 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 

10. November 1918 – König Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt erklärt

Dresden * Der neugebildete Vereinigte Revolutionäre Arbeiter- und Soldatenrat erklärt König

Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt und die Monarchie für beseitigt. Im Zirkus

Sarrasani ruft Herrmann Fleißner von der MSPD die Republik aus. 

11. November 1918 – Gründung des Spartakusbundes in Berlin

Berlin * In Berlin wird der Spartakusbund als Propagandavereinigung gegründet. Er ist vorerst

noch keine Partei. Seine Mitglieder gehören der USPD an.
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12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Ein zitternder Herzog von Braunschweig und Lüneburg

Augsburg * Ernst August III. Herzog zu Braunschweig und Lüneburg und Prinz von Hannover hat

es nach seiner Abdankung am 8. November 1918 mit seiner Familie nach Augsburg verschlagen.

Er lebt in materieller Not in einem Hinterhof.    Da er als Ortsfremder keine Lebensmittelkarten

erhält, bekommt er auf seine vorsichtige Anfrage vom Arbeiter- und Soldatenrat die Auskunft,

dass er sich wie jeder andere Bürger bei der Behörde anmelden und seine Lebensmittelkarte

persönlich abholen kann.    Herzog Ernst August III. spricht daraufhin persönlich beim

Vorsitzenden des Augsburger Arbeiter- und Soldatenrats, Ernst Niekisch, vor: „Er zitterte am

ganzen Körper, im buchstäblichen Sinn des Wortes klapperte er mit den Zähnen. Ich beruhigte

ihn, niemand wolle ihm oder seiner Familie etwas zuleide tun. Ich händigte ihm die

Lebensmittelkarten aus.“ 

14. November 1918 – Die Staatssekretäre werden im Amt bestätigt

Berlin * Die meisten Staatssekretäre werden ohne weiteren Kommentar in ihren Ämtern bestätigt.

Lediglich die Leitung des Kriegsernährungsamtes wird von dem USPD-ler Emanuel Wurm
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übernommen. 

17. November 1918 – Revolution als Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit

Frankfurt am Main * Die Deutsche Friedensgesellschaft feiert gemeinsam mit dem Deutschen

Frauenausschuss und den Frankfurter MSPD-Frauen in der Frankfurter Paulskirche die

Revolution als „Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit“. 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die

Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

18. November 1918 – Hedwig Kämpfer fordert frauenrechtliche Schulungen

München * Hedwig Kämpfer von der USPD fordert auf einer großen Frauen-Versammlung „die

frauenrechtlerische Schulung der proletarischen Frauen, besonders der Frauen innerhalb der

sozialistischen Parteien und Gewerkschaften“.    Diese Forderung wird in Bayern bald

verwirklicht. Frauen der radikalen Frauenbewegung und der politisch linksgerichteten schließen

sich schon bald zum „Bund sozialistischer Frauen“ zusammen. 

18. November 1918 – Der linke Flügel der USPD will die Sozialisierung der Betriebe

Berlin * Der linke Flügel der USPD will die Sozialisierung der Betriebe. Hugo Haase bringt im

Kabinett den Antrag ein, dass Betriebe, die reif für die Sozialisierung sind, sofort sozialisiert

werden müssen. 
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19. November 1918 – Ein offenes Bekenntnis der Schuld übernehmen

Bern - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner erhält von dem amerikanischen

Pazifisten George Davis Herron ein Telegramm, in dem es heißt:  „Ich habe mein möglichstes

getan, um den Präsidenten und die Entente-Regierungen zu überzeugen, dass ihre Regierung

vertrauenswürdig ist.[…] Vor allem rate ich Ihnen dringend, möglichst viele deutsche Staaten zu

überzeugen, Ihrer Führung zu folgen, zweitens die ersten Schritte zu einem vollen und offenen

Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des Krieges und an den

Grausamkeiten der Kriegsführung zu unternehmen. Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend. […] Ich bitte Sie, kühn, offen und unverzüglich zu

handeln, nicht nur Deutschlands, sondern der Zivilisation und der Menschheit wegen.“  Diese

Ratschläge entsprechen Eisners eigenen Erfahrungen und Intentionen bis ins Detail. Doch

welche Handlungsmöglichkeiten stehen ihm konkret offen, da der Rat der Volksbeauftragten in

Berlin, der aus je drei SPD- und USPD-Männern besteht, wobei die Letztgenannten über eine

Statistenrolle nicht hinauskommen, kaum eigene Schritte zu Friedensverhandlungen

unternehmen wird. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle
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notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus

München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die
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Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

27. November 1918 – Kurt Eisners Vorschläge für ein provisorisches Reichspräsidium

München - Berlin * In einem Telegramm an den bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich

Muckle, übermittelt Kurt Eisner seinen Besetzungsvorschlag für das von ihm auf der

Ministerpräsidenten-Konferenz vorgeschlagene provisorische Reichspräsidium.  Darin schlägt er -

neben sich selber - vor: die Mitglieder im Rat der Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann, Karl Kautsky [alle USPD] und den parteilosen Diplomaten Johann Wilhelm Muehlon.

Keiner der Vorgeschlagenen gehört der MSPD an. Der Sitz des Gremiums soll in München sein. 

1. Dezember 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts, rechnet mit einem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt mit arroganter Überheblichkeit in der SPD-Zeitung Vorwärts

einen Leitartikel über Kurt Eisner und die Revolution in Bayern:  „Als am 8. November 1918 die

Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident geworden sei, erfüllte Heiterkeit die

Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und Maschinensäle. Es war keiner unter

uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der ihm übel wollte oder ihn

missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]   Wozu wären wir ein

befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und öffentlich zu sagen: Du

hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich von Deinen

revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen ließest, das war
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Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du glaubst, Du

eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt hat und den

man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das Vertrauen des

bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum Ernst unserer Zeit

in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank Wedekind, von Kurt

Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger Naturtheater. In fünf Minuten

geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“ 

2. Dezember 1918 – Auer drängt auf die Festsetzung eines Wahltermins

München * Es kommt erstmals zur offenen Regierungskrise, nachdem Innenminister Erhard Auer

auf die Festsetzung eines Termins zur Wahl der Bayerischen Nationalversammlung besteht. Die

Minister Erhard Auer, Johannes Timm und Heinrich Ritter von Frauendorfer drohen mit ihrem

Rücktritt.  Ministerpräsident Kurt Eisner stimmt daraufhin einem Kompromiss zu, den er auf der

Sitzung der Soldatenräte darlegen wird. 

2. Dezember 1918 – Innenminister Erhard Auer als Hemmschuh der Revolution

München * Für viele Münchner und Bayern ist der Innenminister Erhard Auer von der SPD der

„Hemmschuh der Revolution“. Josef Hofmiller schreibt dazu in sein Tagebuch:    „Gegen Auer

wird unglaublich gehetzt, in aller Öffentlichkeit. Die Gegensätze spitzen sich so zu, dass entweder

Eisner zurücktreten oder Auer aus dem Kabinett austreten muss. Letzteres würde den Sieg des

Bolschewismus bedeuten.“ 

4. Dezember 1918 – Eine Kommission erstellt ein Sozialisierungskonzept

Berlin * Da der Rat der Volksbeauftragten kein Sozialisierungskonzept hat, wird eine Kommission

gegründet, in der Karl Kautsky von der USPD und Ernst Francke, der Generalsekretär der

Gesellschaft für soziale Reformen, den Vorsitz übernehmen. Vertreter der MSPD, der

Gewerkschaften und der Unternehmer gehören dem Gremium zusätzlich an.    Aufgrund der

Zusammensetzung ist kaum mit schnellen Entscheidungen und Einschnitten zu rechnen. Die

Kommission dient mehr der Beruhigung in allen Richtungen. 
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4. Dezember 1918 – Landtagswahlen ohne Beteiligung der Frauen vorgeschlagen

München * Innenminister Erhard Auer schlägt auf der Ministerratssitzung vor, die Wahlen zum

Landtag und zur verfassungsgebenden Nationalversammlung möglichst bald und deshalb ohne

Frauen durchzuführen, da die Erstellung der Wählerlisten bei einer Einbeziehung der Frauen

doppelt so lange dauern würde.    Zum Glück für die Frauen kann sich der bayerische

SPD-Landesvorsitzende mit seinen Vorstellungen nicht durchsetzen. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

5. Dezember 1918 – Termin für die Landtagswahl auf 12. Januar 1919 festgelegt

München-Kreuzviertel * Im Ministerrat kommt es zu heftigen Diskussionen über die

Terminfestsetzung zur Nationalratswahl. Kurt Eisner sieht in einem frühen Termin keinen Vorteil.

„Die Massen scheuen sich davor und fürchten die Preisgabe der Errungenschaften.“  Dagegen

fordern die MSPD-Minister einen möglichst frühen Wahltermin. Jeder Tag früher stellt für sie

einen „Gewinn gegenüber dem Zentrum“ dar. Erhard Auer dringt deshalb auf den 12. Januar

1919.  Innenminister Erhard Auer und Justizminister Johannes Timm geben unumwunden ihre

Abneigung gegen die Räte zu und treten für die Umwandlung der Arbeiter- und Bauernräte in

Arbeiter- und Landwirtschaftskammern ein und sprechen den Räten jede politische Funktion ab.

Verkehrsminister Heinrich Ritter von Frauendorfer sieht in den Räten eine „nur notwendige

Begleiterscheinung der Revolution“. Den Soldatenräten gibt man keine Zukunft. 
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7. Dezember 1918 – Der Arbeiterrat tagt im Deutschen Theater

München * Die konstituierende Sitzung des Münchener Arbeiterrats findet im Deutschen Theater

statt. Das Gremium setzt sich aus über 400 gewählten Arbeiterräten und den rund 50 Mitgliedern

des Revolutionären Arbeiterrates zusammen. Die Mehrheit des Münchener Arbeiterrates besteht

aus Mitgliedern der Mehrheitssozialdemokraten. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

7. Dezember 1918 – Der Blutige Freitag im Spannungsfeld der Propagandisten

Berlin * Für die bürgerlichen Parteien sind die Schuldigen an den Vorgängen vom Vortag schnell

gefunden: „Die blutigen Krawalle sind anscheinend durch Pläne und Unternehmungen der

Spartacus-Leute und der mit ihnen verbündeten Elemente verursacht worden, deren Ziel der

Sturz der Regierung Ebert-Haase war.“    Für die Linken erklärt Karl Liebknecht: „Es ist gar nicht

mehr zu leugnen, dass der Putsch des gestrigen Tages von der Regierung inszeniert worden ist,

denn es muss doch dem Harmlosesten auffallen, dass die Ereignisse des blutigen Freitags alle

miteinander in Zusammenhang stehen.“    Es lässt sich weder ein Spartakusputsch noch eine

Beteiligung oder Mitwisserschaft der MSPD-Spitze an einem Putschversuch nachweisen. Doch

die Faktenlage stört in dieser aufgeheizten Stimmung die Propagandisten weder von Rechts noch

von Links. 

7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der
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Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

12. Dezember 1918 – Die USPD hält ihre ersten zwei Wahlkampf-Versammlungen ab

München * Die USPD hält ihre ersten zwei Wahlkampf-Versammlungen ab. Kurt Eisner spricht im

Mathäserbräu, Hans Unterleitner im Wagnersaal. Beide wollen den Kampf für den

Sozialismus mit geistigen Waffen führen.

16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 
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19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 

23. Dezember 1918 – De Schlüssel des Stadtschlosses werden in der Reichskanzlei abgegeben

Berlin * Um 16 Uhr werden die Schlüssel des Stadtschlosses von Matrosen der

Volksmarinedivision beim Rat der Volksbeauftragten abgegeben. Der Stadtkommandant Otto

Wels von der MSPD weigert sich aber nun, die Lohnzahlung durchzuführen, weil die Schlüssel

nicht in der Stadtkommandantur abgegeben worden sind. Eine Farce.     Die Matrosen verlassen

verärgert die Reichskanzlei. Auf ihrem Weg werden zwei Matrosen von rechtsstehenden Militärs

getötet. 
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23. Dezember 1918 – Verhandlungen ohne die USPD-Volksbeauftragten

Berlin * Um 23 Uhr findet in der Reichskanzlei eine Besprechung zwischen dem Kriegsminister

Heinrich Schëuch und den MSPD-Volksbeauftragten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und

Otto Landsberg statt. Der Koalitionspartner, die USPD-Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann und Emil Barth sind nicht anwesend und werden auch an den weiteren Vorbereitungen

nicht beteiligt.    Immer wieder wird der Kontakt mit der Führung der Volksmarinedivision

hergestellt, ob der Stadtkommandant Otto Wels und seine beiden mitgefangenen Mitarbeiter

inzwischen freigelassen worden sind. 

24. Dezember 1918 – Die Reichskanzlei ist verlassen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Georg Ledebour kann gegen 3 Uhr die sofortige Freilassung des

Stadtkommandanten Otto Wels und seiner Mitgefangenen erreichen. Mit einer Abordnung der

Matrosen begibt er sich zur Reichskanzlei. Diese ist aber inzwischen geschlossen und verwaist. 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt

Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind

grandios gescheitert. 
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24. Dezember 1918 – Ein gesichtswahrendes Verhandlungsergebnis

Berlin * Eine Besprechung wird in der Universität anberaumt, die die Bevollmächtigten der

Regierung unter der Leitung des USPD-Vorsitzenden Georg Ledebour geführt wird. Es wird

beschlossen:       Die Truppen des Generalkommandos ziehen mit allen militärischen Ehren aus

der Stadt.   Die Matrosen bleiben bewaffnet.   Die Volksmarinedivision räumt das Stadtschloss

und den Marstall.   Sie wird - wie bereits vorgesehen - von 1.500 auf 600 Mann reduziert.   Die

entlassenen Matrosen werden in die Republikanische Soldatenwehr integriert. 

25. Dezember 1918 – Die MSPD-Parteizeitung Vorwärts wird von Demonstranten gestürmt

Berlin * Weil das MSPD-Parteiorgan Vorwärts Kritik am Verhalten der Volksmarinedivision äußert,

endet eine Demonstration mit der Besetzung der Zeitung.    Die Besetzer richten einen

provisorischen Redaktionsstab ein. Dieser lässt ein Flugblatt drucken, das dass „lügerische

Reptil“ Vorwärts von nun an als „Roter Vorwärts“ erscheinen und der Bevölkerung „die heiß

ersehnte Wahrheit verkünden“ wird. 

27. Dezember 1918 – Der Vorwärts druckt die Erklärung der Revolutionären Obleute

Berlin * Im SPD-Organ Vorwärts wird die Erklärung der Revolutionären Obleute abgedruckt. In

dieser heißt es, dass die Zeitung „in der letzten Zeit in schamlosester Weise alle ehrlichen und

entschiedenen revolutionären Kreise sowie die Volksmarinedivision beschimpft“ habe. 

27. Dezember 1918 – Gustav Noske wird zur Krisensitzung geladen

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert bittet den in Kiel - im Sinne der Reichsregierung - so

erfolgreichen Gustav Noske zu einer Krisensitzung nach Berlin, um an den Beratungen über die

künftige Entwicklung mitzuwirken.    Der MSPD-Mann Noske vertritt die Ansicht, dass geschossen

werden muss, wenn „sich dies zur Wiederherstellung der Ordnung als notwendig erweisen sollte,

und zwar auf jeden, der der Truppe vor die Flinte läuft“.    Das Ziel ist, die radikale Linke

auszuschalten, was jedoch mit den Volksbeauftragten der USPD nicht machbar sein wird,

weshalb diese schnellstens ihre Funktionen niederlegen sollten. Möglichst von sich aus. 

27. Dezember 1918 – Erhard Auer und Johannes Timm wollen eine Bürgerwehr gründen
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München * In einem Aufruf fordern Innenminister Erhard Auer [MSPD] und Justizminister

Johannes Timm [MSPD] zusammen mit dem Landtags-Bibliothekar Rudolf Buttmann und dem

Verleger Julius Lehmann sowie weiteren 21 namhaften, rechtsstehenden Bürgerlichen die

Schaffung einer „freiwilligen Bürgerwehr“ als Organ der „ordnungsliebenden Kreise“. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst
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Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im

Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

29. Dezember 1918 – Der Spartakusbund will eine eigenständige Partei werden

Berlin * Der Spartakusbund beschließt die Trennung von der USPD und die Gründung einer

eigenen Partei, die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD. 

30. Dezember 1918 – Gefährdung der Revolution durch die Politik der Mehrheitssozialisten

Berlin * Die aus dem Rat der Volksbeauftragten ausgeschiedenen USPD-Mitglieder Hugo Haase,

Wilhelm Dittmann und Emil Barth geben eine öffentliche Erklärung für den Grund ihres
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Ausscheidens ab: Darin erklären sie, dass sie diesen Schritt an dem Punkt unternahmen, „wo sie

nicht mehr in der Lage waren, die Gefährdung der Revolution durch die Politik der

Mehrheitssozialisten zu verhindern“. 

30. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt die Bürgerwehr ab

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt im Provisorischen Nationalrat die

Bildung einer Bürgerwehr ab. Er drückt sein Bedauern darüber aus, dass Innenminister Erhard

Auer [MSPD] und Justizminister Johannes Timm [MSPD] als Regierungsmitglieder „unter irrigen

Voraussetzungen“ einen Aufruf zur Gründung einer solchen Einrichtung unterzeichnet haben.   

Nachdem Innenminister Erhard Auer von Ernst Toller mit Vorwürfen zur Gründung

einer Bürgerwehr konfrontiert wird, erklärt dieser, dass er weder über die Ziele noch über die

Truppenstärke informiert war und nur die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl sicherstellen

wollte. Unter den gegebenen Umständen ziehen er und Minister Johannes Timm ihre

Unterschriften unter dem Aufruf zurück.    Auer bietet seinen Rücktritt vom Ministeramt an. Das

lehnt Ministerpräsident Kurt Eisner ab. Einen Erhard Auer außerhalb der Regierung erscheint ihm

noch gefährlicher als einen Minister Auer. 

30. Dezember 1918 – Der Gründungsparteitag der KPD beginnt in Berlin

Berlin * Der radikale linke Flügel der USPD, der Spartakusbund, formiert sich auf einem Parteitag

in Berlin zur Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD. Der Parteitag dauert vom 30.

Dezember 1918 bis 1. Januar 1919.    Obwohl Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die

Teilnahme an den Nationalwahlen empfehlen, lehnt dies der Parteitag ab. 

3. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn hält an seinem Amt fest

Berlin * Die USPD-Mitglieder der preußischen Regierung erklären ihren Rücktritt. Damit bekleidet

kein USPD-ler noch ein wichtiges Amt im Deutschen Reich beziehungsweise in Preußen. Die

einzige Ausnahme ist der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn, der an seinem Amt festhalten

will. 

3. Januar 1919 – Keine Weisungsberechtigung
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Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn [USPD] erklärt dem preußischen

Innenminister Paul Hirsch [MSPD], dass er ihn nicht als weisungsberechtigt anerkennt. 

4. Januar 1919 – Wahlkampf-Versammlungen der Parteien

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP hält an diesem Tag elf, die USPD fünf und die

Internationalen Interventionisten eine Wahlkampf-Versammlung ab. 

4. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn wird abgesetzt

Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn von der USPD wird durch den Rat der

Volksbeauftragten abgesetzt.    Eichhorn verweigerte am 24. Dezember 1918 den Befehl des

Reichskanzlers Friedrich Ebert und der zwei anderen MSPD-Volksbeauftragten, Philipp

Scheidemann und Otto Landsberg, die im Berliner Stadtschloss und im Marstall einquartierte

Volksmarinedivision mit der ihm unterstellten Republikanischen Sicherheitswehr zu bekämpfen,

um den als Geisel genommenen Stadtkommandanten Otto Wels [MSPD] zu befreien. Für Ebert

gilt Emil Eichhorn deshalb als unzuverlässig. 

4. Januar 1919 – USPD und Revolutionäre Obleute rufen zur Demonstration auf

Berlin * Der Vorstand der Berliner USPD beschließt zusammen mit den Revolutionären Obleuten

für den folgenden Tag die Abhaltung einer Demonstration als Reaktion auf die Absetzung des

Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn.    Die Revolutionären Obleute sind frei gewählte, von

den Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte, die sich während des Ersten Weltkriegs

hauptsächlich in den Berliner Rüstungsbetrieben gebildet haben und sich aktiv an den

Januarstreiks 1918 beteiligten.    Als Kriegsgegner sind sie in der überwiegenden Zahl in der

USPD organisiert. Eine Mitgliedschaft in der gerade gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD lehnen sie ab. 

5. Januar 1919 – Erstmals dürfen Frauen bei der Landtagswahl in Baden wählen

Baden * Bei den Landtagswahlen in Baden sind erstmals auf deutschem Staatsgebiet Frauen

wahlberechtigt. Die Frauen dürfen wählen und gewählt werden.        Stärkste Partei wird das

katholische Zentrum mit 36,6 Prozent,   zweitstärkste Kraft wird die SPD mit 32,1 Prozent,   die
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Deutsche Demokratische Partei - DDP erhält 22,8 Prozent der Stimmen.   Kein einziger Kandidat

der USPD wird gewählt. 

5. Januar 1919 – Beginn des sogenannten Spartakusaufstands in Berlin

Berlin * Die von der Berliner USPD und den Revolutionären Obleuten organisierte Demonstration

entwickelt sich zur größten und eindrucksvollsten, die Berlin seit dem 9. November 1918 gesehen

hat. Im Verlauf der Demo wird die sozialdemokratische Zeitung Vorwärts und weitere

Verlagsgebäude und Druckereien im Zeitungsviertel von bewaffneten Demonstranten besetzt. 

5. Januar 1919 – Ein Revolutionsausschuss wird gegründet

Berlin * Die Zeitungsbesetzer werden von der USPD und der KPD unterstützt. Am Abend wird

aus den Vertretern der Parteien und den Besetzern ein Revolutionsausschuss gebildet, dem 53

Personen angehören. Georg Ledebour [USPD], Karl Liebknecht [KPD] und Paul Scholze

[Revolutionäre Obleute] werden gleichberechtigte Vorsitzende. 

6. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Regierungssturz auf

Berlin * Der von USPD, KPD und den Revolutionären Obleuten gebildete Revolutionsausschuss

ruft auf       zum Generalstreik und   zum Sturz der Regierung Ebert. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

7. Januar 1919 – Der Januaraufstand zeigt seine Macht

Berlin * Dem Aufruf des Revolutionsausschusses folgen etwa 500.000 Menschen. Die

Menschenmenge zieht in die Innenstadt und versammelt sich auf einem der Berliner Plätze. 
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7. Januar 1919 – Die Verhandlungen mit der Regierung werden vertagt

Berlin * Am Nachmittag sind die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und

Reichskanzler Friedrich Ebert sowie dem Rat der Volksbeauftragten kurz vorm Scheitern. Man

vertagt sich auf den nächsten Tag. 

7. Januar 1919 – Gustav Noske erhält den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin

Berlin * Der Volksbeauftragte für Heer und Marine, Gustav Noske [MSPD], erhält von

Reichskanzler Friedrich Ebert den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin.       Es ergehen

Aufrufe zur Aufstellung weiterer Freikorps in Berlin.   Außerdem befiehlt Noske die telefonische

Überwachung aller Mitglieder des Revolutionsausschusses, um sie später festzunehmen. Dazu

werden 50 ausgesuchte Offiziere in allen Berliner Postämtern eingesetzt. 

8. Januar 1919 – Chance zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan

Berlin * Die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und dem Rat der

Volksbeauftragten scheitern an der beiderseitigen Kompromissunfähigkeit. Damit ist die Chance

zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan. 

9. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Kampf gegen die Judasse auf

Berlin * Die Revolutionären Obleute, der Zentralvorstand der Berliner USPD und der KPD rufen in

einem gemeinsamen Aufruf den Kampf auf gegen „die Judasse in der Regierung. […] Sie

gehören ins Zuchthaus, aufs Schafott. […] Gebraucht die Waffen gegen eure Todfeinde.“ 

10. Januar 1919 – Bremen wird Selbstständige Sozialistische Republik

Bremen * Die Hansestadt Bremen wird durch die Internationalen Kommunisten Deutschlands zur

Selbstständigen Sozialistischen Republik, eine Räterepublik, erklärt. Die USPD ist zunächst

bereit, gemeinsam mit den Kommunisten - unter Ausschluss der anderen politischen Kräfte - die

Regierung zu übernehmen. 

11. Januar 1919 – Gustav Noske gibt den Einsatzbefehl gegen die Besetzer
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Berlin * Gustav Noske [MSPD], der Volksbeauftragte für Heer und Marine, gibt den Einsatzbefehl

gegen die Besetzer des Vorwärts. Die Angreifer, das Freikorps Potsdam, erobert das Gebäude

mit Flammenwerfern, Maschinengewehren, Mörsern und Artillerie. Nach etwa 70

Artillerieschüssen sind die Besetzer am Ende. Als die Regierungstruppen zum Sturm ansetzen,

geben die Aufständischen auf. 

11. Januar 1919 – Eine Neunerkommission zur Sozialisierung wird gebildet

Essen * Der Essener Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt die Streikinitiative im Ruhrgebiet und

verkündet, er nimmt die Sozialisierung in die eigenen Hände. Dazu wird eine Neunerkommission,

bestehend aus Vertretern der USPD, SPD und KPD, gebildet. Noch am selben Tag wird das Büro

des Kohlensyndikats und das Gebäude des Bergbaulichen Vereins in Essen besetzt. 

12. Januar 1919 – Landtagswahl in Württemberg

Württemberg * Auch bei den Landtagswahlen in Württemberg können Frauen erstmals ihr

demokratisches Wahlrecht ausüben. Die Sitzverteilung für den württembergischen Landtag setzt

sich wie folgt zusammen:       die Sozialdemokratische Partei - SPD erhält 52 Sitze,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP bekommt 38 Abgeordnete,   das katholische Zentrum

kommt auf 31 Mandate,   andere bürgerliche Parteien erringen insgesamt 25

Abgeordnetenplätze.   Die USPD kann lediglich 4 Plätze für sich verzeichnen. 

12. Januar 1919 – Die besetzten Verlagsgebäude werden von Regierungstruppen erobert

Berlin * Alle im Berliner Zeitungsviertel besetzten Verlags- und Druckereigebäude sind von den

Regierungstruppen erobert. Obwohl die Zeitungsbesetzer bewaffnet sind, kommt es nicht zu

organisierten Schlachten. Die meisten Aufständischen ergeben sich freiwillig.    Dennoch

erschießt das Militär über hundert Besetzer und unbeteiligte Zivilisten vor Ort. Insgesamt ermittelt

ein Untersuchungsausschuss des Preußischen Landtags 156 Todesopfer. Auf Seiten der

Angreifer werden 13 Gefallene und zwanzig Verwundete gezählt. 

12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die
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erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der

französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54

Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;

15. Januar 1919 – Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht werden brutal ermordet

Berlin * Die beiden Kommunistenführer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht werden verhaftet

und ins Hotel Eden gebracht, in dem die Garde-Kavallerie-Schützen-Division ihr Stabsquartier

aufgeschlagen hat.       Karl Liebknecht wird - nach schweren Misshandlungen - am Abend in den

Tiergarten gefahren und von hinten erschossen.   Rosa Luxemburg wird niedergeschlagen, in ein

Auto gezerrt und während der Fahrt durch einen aufgesetzten Schläfenschuss getötet. Ihren

Leichnam werfen die Mörder in den Landwehrkanal.       Der Hauptverantwortliche für die

Ermordungen, Waldemar Papst, beruft sich später auf einen angeblichen „Schießbefehl“ des

SPD-Innenministers Gustav Noske. 

16. Januar 1919 – Erhard Auer erhebt den Anspruch aufs regieren

München * Der bayerische SPD-Vorsitzende Erhard Auer führt auf einer politischen

Versammlung seiner Partei aus: „Eine Klasse kann herrschen, aber nicht regieren; regieren kann

nur eine Organisation.“ Er meinte dabei wohl seine Partei. 

16. Januar 1919 – Die Banken sperren der Bremer Räteregierung die Kredite
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Bremen * Sämtliche Banken sperren der Räteregierung in Bremen die Kredite. Aus der

Finanzkrise wird schnell eine Regierungskrise der gemeinsam regierenden Kommunisten mit der

USPD. 

19. Januar 1919 – Erstmals können Frauen reichsweit wählen und gewählt werden

Deutsches Reich * Erstmals können Frauen in Deutschland reichsweit wählen und gewählt

werden. 82,3 Prozent der Frauen beteiligen sich an der Wahl.       300 Frauen kandidieren zur

Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung. Unter den 423 Abgeordneten befinden

sich 37 Frauen. Die meisten weiblichen Abgeordneten gehören der Sozialdemokratischen Partei -

SPD an.   Rechnet man die Nachrückerinnen dazu, erreicht die Frauenquote 9,6 Prozent. Ein

Wert, der erst 1983 wieder erreicht werden wird. 

19. Januar 1919 – Wahl zum neuen gesamtdeutschen Reichstag

Deutsches Reich * Die Wahlen zur Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung [=

Reichstag] finden statt. Das deutschlandweite Ergebnis lautet:         Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD: 37,9 Prozent = 163 Abgeordnete   Christliche Volkspartei - Zentrum: 18,8

Prozent = 91 Abgeordnete   Deutsche Demokratische Partei - DDP: 18,1 Prozent = 75

Abgeordnete   Deutschnationale Volkspartei - DNVP: 8,6 Prozent = 44 Abgeordnete  

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD: 7,6 Prozent = 22 Abgeordnete  

Deutsche Volkspartei - DVP: 4,4 Prozent = 19 Abgeordnete   Übrige Parteien: 1,6 Prozent = 7

Abgeordnete      Der Wahlkreis Oberbayern und Schwaben erhält 15 Abgeordnetensitze. Davon

fallen 6 Sitze auf die BVP, 6 Sitze auf die SPD, 2 Sitze auf den BBB und ein Sitz auf die

Deutsche Volkspartei in Bayern - DVP. Von den 15 Abgeordneten gehört keiner der USPD an. 

21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen

ausgeschrieben werden. 
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24. Januar 1919 – Kundgebung für einen gerechten Frieden

München-Ludwigsvorstadt * Im Deutschen Theater treffen sich Angehörige und Anhänger aller

Parteien zu einer machtvollen Kundgebung. Es geht um den Völkerbund und einen gerechten

Frieden.    Es sprechen der Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter [SPD],

Joseph Graf von Pestalozza [BVP], Professor Dr. Moritz Julius Bonn, die Frauenrechtlerin Lida

Gustava Heymann und Professor Dr. Lujo Brentano. 

1. Februar 1919 – Gespräche zur Regierungsbildung zwischen SPD und DDP

Berlin * Zwischen SPD und Deutscher Demokratischer Partei - DDP finden erste Gespräche zur

Regierungsbildung statt.&nbsp;

3. Februar 1919 – Kurt Eisner fährt zur Konferenz der Sozialistischen Internationale

München - Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner reist in Begleitung von Ernst Toller zur Konferenz

der Sozialistischen Internationale nach Bern ins dortige Volkshaus. Die Konferenz dauert bis zum

10. Februar. Es wird Eisners letzter großer Auftritt werden, den er zur Abrechnung mit den

Sozialdemokraten nutzt. 

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern

dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt

verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der
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Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

6. Februar 1919 – Trauerfeier für Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

München-Maxvorstadt * Die USPD veranstaltet im großen Odeonssaal&nbsp;eine

Trauerfeier&nbsp;für Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. Gustav Landauer hält die

Gedächtnisrede.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die USPD beteiligt sich nicht an der Reichsregierung

Berlin - Weimar * Die Unabhängigen Sozialdemokraten antworten auf das Angebot der

SPD-Fraktion zum Eintritt in die Reichsregierung distanziert. Die USPD&nbsp;will sich nur dann

beteiligen, wenn sämtliche Mitglieder der Regierung den entschlossenen Willen zeigen, „die

demokratischen und sozialistischen Errungenschaften der Revolution gegen die Bourgeoisie und

gegen die Militärautokratie sicherzustellen“.&nbsp;

11. Februar 1919 – Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten gewählt

Weimar * Friedrich Ebert von der SPD wird mit 277 von 379 Stimmen zum Reichspräsidenten des

Deutschen Reiches gewählt. In seiner Antrittsrede sagt er: „Ich will und werde als Beauftragter

des ganzen deutschen Volkes handeln, nicht als Vormann einer einzigen Partei.“&nbsp;

12. Februar 1919 – Reichspräsident Ebert ernennt die neue Reichsregierung
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Weimar * Reichspräsident Friedrich Ebert setzt das neue Reichsministerium ein. Die

Reichsregierung wird auch als Weimarer Koalition bezeichnet. Sie besteht aus SPD, Zentrum und

Deutsche Demokratische Partei - DDP. Das Kabinett Scheidemann setzt sich zusammen

aus:&nbsp;       Philipp Scheidemann, Reichsministerpräsident, SPD;   Otto Landsberg,

Justizminister, SPD;   Gustav Noske, Reichswehrminister, SPD;   Rudolf Wissell,

Wirtschaftsminister, SPD;   Robert Schmidt, Reichsernährungsminister, SPD;   Gustav Bauer,

Reichsarbeitsminister, SPD;   Eduard David, Minister ohne Geschäftsbereich, SPD;   Eugen

Schiffer, stellvertretender Ministerpräsident und Finanzminister, DDP;   Hugo Preuß,

Innenminister, DDP;   Georg Gothein, Reichsschatzminister und Minister ohne Geschäftsbereich,

DDP;   Johannes Bell, Verkehrsminister und Reichsminister für Kolonien, Zentrum;   Johannes

Giesberts, Reichspostminister, Zentrum;   Matthias Erzberger, Minister ohne Geschäftsbereich,

Zentrum;   Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, Auswärtiges Amt, Parteilos.&nbsp;      Die

Aufgabe des Rates der Volksbeauftragten ist damit erfüllt.&nbsp;

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

13. Februar 1919 – Eine Verordnung über Einschränkung der Tanzlustbarkeiten

München * Martin Segitz [SPD] erlässt in seiner Funktion als Staatskommissar für

Demobilmachung&nbsp;eine „Verordnung über Einschränkung der Tanzlustbarkeiten“.&nbsp;

15. Februar 1919 – USPD-Kritik am Regierungsprogramm

Weimar * In seiner Stellungnahme zum Programm der Regierung Scheidemann erklärt Hugo

Haase [USPD]: „Was diesem Programm fehlt, das ist auch der kleinste Tropfen sozialistischen

Öles“. 
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17. Februar 1919 – Der alte Geist in der Nationalversammlung

Weimar * Hugo Haase [USPD] schreibt an seine Cousine: „Sehe ich von der äußeren Umgebung

ab, so fühle ich mich ganz in den alten Reichstag versetzt: die alten Gesichter und - was

schlimmer ist - die alte Denkweise, als ob eine Revolution gar nicht gewesen wäre.“&nbsp;

18. Februar 1919 – Die Münchener Post fordert den Rücktritt Kurt Eisners

München * Die SPD-nahe Münchener Post fordert im Zusammenhang mit der Landeskonferenz

der Mehrheitssozialisten - SPD den Rücktritt Kurt Eisners. Begründung: „Seine sich auf das

Rätesystem stützende Politik muss zu den schwersten Konflikten mit dem bayerischen Volke

führen.“ 

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter

Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon

deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

21. Februar 1919 – Erscheinen sämtlicher Münchner Zeitungen verhindert

München * Weil der Presse ein bedeutender Anteil an der Hetze gegen Kurt Eisner und damit an

seiner Ermordung zugesprochen wird, verhindert man das Erscheinen sämtlicher Münchner

Zeitungen mit Ausnahme der Parteiorgane der USPD und des Bayerischen Bauernbundes -

BBB. 

21. Februar 1919 – Der Zentralrat nimmt seine Arbeit auf
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München-Kreuzviertel * Gleich nach seiner Ernennung nimmt der Zentralrat seine Arbeit auf.       

Der von der USPD spontan ausgerufene Generalstreik wird bestätigt,   alle Geschäfte und

Vergnügungsstätten werden für drei Tage geschlossen,   der Zug- und Straßenbahnverkehr wird

eingestellt,   eine nächtliche Ausgangssperre wird erlassen und  der Belagerungszustand über

München verhängt,   und damit Raub, Plünderung und Diebstahl unter Todesstrafe gestellt. 

21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

21. Februar 1919 – Die Nachricht von Eisners Ermordung verbreitet sich in Windeseile

München * Die Nachricht von Eisners Ermordung verbreitet sich in Windeseile. Von überall her
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strömen die Massen an den Tatort. Aus dem stark angefeindeten USPD-Politiker ist ein „Märtyrer

der Revolution“ geworden, dem alle noch einmal huldigen wollen.    Die Schriftstellerin Richarda

Huch erinnert sich an die Schüsse: „Jedermann verdammte und beklagte nun die verhängnisvolle

Kugel des jungen Arco. Es war gerade, als ob sie nur gefallen, um der stockenden Revolution

einen neuen Auftrieb zu geben.“         Dabei wäre mit dem Rücktritt Kurt Eisners und

der Konstituierenden Sitzung des Bayerischen Landtags vermutlich die Revolution in Bayern

beendet gewesen.    Eine gesetzmäßig gewählte Regierung - angeführt von

den Mehrheitssozialisten und Demokraten - hätte ihr Amt übernommen.   Da sich die neue

Regierung rechtlich und politisch in einer starken Position befand, wäre sie nur unter ganz

außergewöhnlich schwierigen Umständen zu stürzen gewesen.   Doch mit der verbrecherischen

Tat und der politischen Dummheit des Grafen Anton von Arco auf Valley wird die Zweite

Revolution eingeleitet. 

21. Februar 1919 – Die Kommunisten verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik

München * Es ist ein ähnliches Machtvakuum entstanden wie am 7. November 1918. Alleine die

Räte verfügen noch über ein gewisses Maß an Handlungsfähigkeit. Niemand ist mehr an der

Übernahme der Regierung durch die Sozialdemokraten interessiert.    Die Kommunisten um Max

Levien verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik. Verhandlungen mit den

Mehrheitssozialisten lehnen sie als Verrat ab. Die Kommunisten sind aber prinzipiell zur

Zusammenarbeit mit der USPD bereit. Auch gegen Kurt Eisner haben sie plötzlich nichts mehr

einzuwenden und loben - jetzt, wo es freilich zu spät ist - in einem Aufruf an das bayerische

Proletariat sein ehrliches und edles Streben, das „Ideal des Sozialismus“ zu verwirklichen.   

Ausgerechnet die radikale Linke, die zu seinen Lebzeiten scharf gegen Eisner Stimmung

gemacht hat, nimmt jetzt für sich in Anspruch, sein Vermächtnis verwirklichen zu wollen. 

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des
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Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

22. Februar 1919 – Ein Nachrichtenblatt des Zentralrats erscheint

München * Der Zentralrat verbietet die gesamte Presse mit Ausnahme des USPD-Organs Neue

Zeitung. Am 22. Februar erscheint neben der Neuen Zeitung, dem Bauernbund-Blatt Neue freie

Volks-Zeitung nur das Nachrichtenblatt des Zentralrats.    Es wird in den vom Militär besetzten

Räumen der Münchner Neuesten Nachrichten gefertigt und den Abonnenten der Münchner

Neuesten Nachrichten, der Münchener Zeitung, der München-Augsburger Abendzeitung und des

Bayerischen Kuriers zugestellt.    Die Redakteure, Setzer und Drucker der Münchener Post

lehnen es ab, die Zeitung unter Vorzensur erscheinen zu lassen. Das Nachrichtenblatt des

Zentralrats wird die erste und einzige Ausgabe bleiben. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-
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und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. Februar 1919 – Der Zentralrat wird erweitert

München-Kreuzviertel * Der Zentralrat wird durch die Aufnahme des Mehrheitssozialisten Karl

Schmidt und des Gewerkschaftssekretärs Albert Schmid erweitert.

23. Februar 1919 – Arbeiter können unter bestimmten Umständen eine Waffe erhalten

München-Theresienwiese * Auf der Theresienwiese versammeln sich gegen 13 Uhr mehrere

Tausend Personen. Hier können freigewerkschaftlich organisierte oder einer sozialistischen

Partei zugehörige Arbeiter eine Waffe erhalten, wenn sie mindestens 20 Jahre alt und an der

Waffe ausgebildet sind. Ob und in welcher Anzahl Waffen ausgegeben wurden, ist unklar.     

Gegen 16 Uhr formiert sich ein Demonstrationszug zur Innenstadt, der sich am

Schiller-Denkmal auflöst. 
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23. Februar 1919 – Bei der Berliner Stadtverordnetenwahl erringt die USPD 33 Prozent

Berlin * Bei der Berliner Stadtverordnetenwahl erringt die USPD 33 Prozent der Mandate. Der

SPD laufen die Wähler davon. 

23. Februar 1919 – Die lokalen Räte sollen die Pressezensur vornehmen

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat fordert in Telegrammen die lokalen Räte außerhalb

Münchens auf, bis auf weiteres die Zensur über die Presse auszuüben. Ausgenommen davon

sind nur die sozialistischen und bauernbündlerischen Blätter. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der

Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.

Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der
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Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir
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dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der

Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

1. März 1919 – Flugblätter flattern über München vom Himmel

München * Flugzeuge werfen über München Flugblätter ab. Die von Ernst Schneppenhorst und

Hermann Ewinger für das Kommando des III. Armeekorps unterzeichneten Aufrufe fordern im

Namen der Arbeiter und Soldaten von Amberg, Bayreuth, Sulzbach, Regensburg, Straubing,

Erlangen, Ingolstadt, Grafenwöhr, Nürnberg und Fürth auf, sich gegen eine Diktatur der

Kommunisten und Dr. Max Levien zu wenden. 
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2. März 1919 – Außerordentlicher Parteitag der USPD in Berlin

Berlin * Die USPD trifft sich in Berlin zu einem außerordentlichen Parteitag. Er dauert bis zum 6.

März. Hugo Haase, der Parteivorsitzende der USPD, spricht der SPD den Willen ab, eine

antikapitalistische Politik betreiben zu können und zu wollen. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

4. März 1919 – Die SPD verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks

Berlin * Die Führung der Sozialdemokraten verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks. Damit

nimmt sie die selbe Haltung wie die politisch Rechte ein. 

5. März 1919 – Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München

Berlin - München * Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München,

um hier die Ortsgruppe zu reorganisieren und die Redaktion der Münchner Roten Fahne zu
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übernehmen. Ihm folgen in den nächsten Wochen weitere Parteimitglieder.    Zu Beginn seiner

Münchner Zeit ist Leviné noch im Verborgenen tätig. Er wird zusammen mit Max Levien, dem

bayerischen KPD-Vorsitzenden, zum führenden Kopf der Münchner Kommunisten während der

Rätezeit. Eugen Leviné verweigert sich der Zusammenarbeit mit der SPD, die bislang als die

schärfste Gegnerin der Kommunisten aufgetreten ist. 

6. März 1919 – Die sofortige Freilassung der Geiseln gefordert

München * Der SPD-Landtagsabgeordnete und Rechtsanwalt Dr. Max Süßheim stellt auf dem

Rätekongress den Antrag auf sofortige Freilassung der Geiseln, die aufgrund des Beschlusses

des Zentralrats vom 22. Februar im Hotel Bayerischer Hof in Geiselhaft genommen worden

waren. Zu diesem Zeitpunkt sind noch zwölf Geiseln in Stadelheim untergebracht. Fünfzehn sind

bereits entlassen worden.    Der Rätekongress beschließt die sofortige Entlassung der Geiseln,

„soweit nicht nachweisbare Verdachtsgründe vorliegen“. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

7. März 1919 – Der Rätekongress lehnt die Einrichtung von Frauenräten ab

München * Anita Augspurg beantragt im Rätekongress die Einrichtung von Frauenräten. Die

Delegierten lehnen den Antrag ab. 

8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei
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Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz

Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 

8. März 1919 – Ernst Toller wird zum Vorsitzenden der Münchner USPD gewählt

München * Auf einer außerordentlichen Generalversammlung wird Fritz Schröder als Münchner

USPD-Vorsitzender abgelöst und Ernst Toller zum neuen Vorsitzenden gewählt. 

8. März 1919 – Wo die Bestialität anfängt, hört die Solidarität auf!

Berlin * Das SPD-Organ Vorwärts schreibt: „Wo die Bestialität anfängt, hört die Solidarität auf!“.

Die Zeitungsredakteure sprechen dem politischen Gegner jede Menschlichkeit ab und

liegen damit voll auf der Linie der Konservativen. 

10. März 1919 – Der erste Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den ersten Teil der

von „Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“, die er eigentlich am 21. Februar vor der

Nationalversammlung ausführen wollte. Der zweite Teil der Rede wird am 12. März folgen. 

11. März 1919 – Abkehr von bürgerlicher Demokratie und Parlamentarismus

München * Die Münchner USPD beschließt auf ihrer Generalversammlung eine politische

Kundgebung. In dieser erklärt sie die Abkehr von der bürgerlichen Demokratie und dem

bürgerlichen Parlamentarismus.    Sie sieht nur in den „aus der Revolution elementar

erwachsenen Räten die Organisationsform, die notwendig ist, die Interessen aller produktiv

Schaffenden in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu vertreten und die kapitalistische

Ordnung in eine sozialistische umzugestalten“. Erforderlich dazu ist „die Eroberung der

politischen Macht durch die Räte“. 

12. März 1919 – Der zweite Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den zweiten Teil von
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„Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“ vom 21. Februar. 

12. März 1919 – Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab

München * Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab. In einer Entschließung

bekennt sie sich eindeutig         zum Rätesystem,     zur Diktatur des Proletariats und     zur

gemeinsamen Arbeit mit der KPD. 

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten
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übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

18. März 1919 – Niekisch: Die demokratisch-parlamentarische Republik ist hergestellt

München * Durch die&nbsp;Regierungsbildung&nbsp;ist - nach einer späteren Aussage

des&nbsp;Zentralratsvorsitzenden&nbsp;Ernst Niekisch - seine&nbsp;„Mission als Träger der

obersten Gewalt zu Ende“. Mit der Verabschiedung des

vorläufigen&nbsp;Staatsgrundgesetzes&nbsp;ist&nbsp;„formal die

demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt“.&nbsp;

21. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Ministerrat sein Sozialisierungskonzept vor

München * Der Wiener Philosoph, Sozialdemokrat und Nationalökonom Otto Neurath stellt auf

Betreiben des USPD-Ministers für Handel und Gewerbe, Josef Simon, dem bayerischen

Ministerrat seine Sozialisierungspläne vor. Simon leitet damit den entscheidenden Schritt zur

Umgestaltung der bayerischen Ökonomie ein, wie sie Ministerpräsident Johannes Hoffmann in

seiner Regierungserklärung angekündigt hat.       Otto Neurath ist ein Verfechter der

Planwirtschaft.   Er will die gesamte gesellschaftliche Produktion in Bereiche einteilen,   alles

nach sozialistischen Grundsätzen erzeugen und verteilen,   und so die Versorgung jedes

einzelnen mit Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bildung und Vergnügen gewährleisten.   Die

Bedarfsdeckung der Bevölkerung und nicht der Reingewinn der Unternehmen stehen im

Vordergrund seiner Wirtschaftstheorie.   „So wie man die Volkswirtschaft durch ein

Hindenburg-Programm dem Kriege dienstbar machen konnte, müsste man sie auch dem Glück

aller dienstbar machen können.“      Otto Neurath erhält den Auftrag, seine Pläne im

Sozialisierungsausschuss und im Landtag zu erklären. 
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22. März 1919 – Thomas Manns Sympathie für Spartakismus und Kommunismus

München * Der Schriftsteller Thomas Mann vertraut seinem Tagebuch an: „Fortschritte des

Bolschewismus in Italien und Ungarn, deutlich als Folge der gottverlassenen Ententepolitik.

Wiederholte deutsche Versicherungen, daß man einen unmöglichen Frieden nicht unterzeichnen

werde. […]     Meine Teilnahme wächst für das, was am Spartacismus, Kommunismus,

Bolschewismus gesund, menschlich, national, anti-ententistisch, anti-politisch ist. Das Gerücht

über meinen ‚Anschluß an die U.S.P.‘ ist nicht sinnlos“. 

22. März 1919 – Diskussion um die Installation von Betriebsräten

Weimar * Auf der erste Parteikonferenz der SPD nach dem Krieg kommt es zu kontroversen

Diskussionen in der Frage der Installation von Betriebsräten.    Carl Legien, der Vorsitzende der

Generalkommission der freien Gewerkschaften, warnt davor, den Arbeiterräten das Recht der

Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zuzugestehen. Denn „dann haben die

Gewerkschaften keine Existenzberechtigung mehr“. 

23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich

geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu

schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und

selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;

28. März 1919 – Das Gesetz über die Abschaffung des Adels beschlossen

München * Das Gesetz über die Abschaffung des Adels wird beschlossen. Die Sozialdemokraten

gehen wie selbstverständlich davon aus, dass im Rahmen des allgemeinen
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Gleichheitsgrundsatzes mit dem Gesetz zugleich das Recht Adelsnamen zu führen entfallen ist. 

31. März 1919 – Über das Ruhrgebiet wird der Belagerungszustand verhängt

Weimar - Ruhrgebiet * Die Reichsregierung       verhängt den Belagerungszustand über das vom

Streik betroffene Gebiet.   Kündigt den Einmarsch von Truppen an und&nbsp;   schickt den

SPD-Abgeordneten und Gewerkschaftssekretär Carl Severing als Staatskommissar ins

Industriegebiet.&nbsp;      In der Folge werden zahlreiche Streikführer verhaftet, um die

Arbeitskampfmaßnahme zu unterlaufen und zu schwächen.&nbsp;

3. April 1919 – Die Sozialisierungskommission tritt endgültig zurück

Weimar - Berlin * Die Mehrheitssozialdemokraten lehnen tief greifende

Sozialisierungsmaßnahmen unter dem Eindruck       der harten Forderungen der Alliierten,   der

Demobilmachungsprobleme und   der katastrophalen Ernährungslage ab.      Daraufhin tritt die

Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts endgültig zurück. 

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das

tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der

Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;

3. April 1919 – Johannes Hoffmann beruft den Landtag für den 8. April ein

München * Am Abend gibt Ministerpräsident Johannes Hoffmann völlig überraschend bekannt,
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dass der Landtag - entgegen bestehender Absprachen - am kommenden Dienstag, dem 8. April,

wieder eine Sitzung abhalten würde.    Die angekündigte Einberufung des Parlaments ist eine

politische Machtdemonstration Hoffmanns. Anschließend reist das bayerische

Regierungsoberhaupt nach Berlin.     Unterstützt wird der SPD-Ministerpräsident von den

bürgerlichen Parteien, die im Landtag das einzige Instrument sehen, politisch doch noch in

Erscheinung zu treten. 

4. April 1919 – Eine weitere geheime Beratung zur Räterepublik

München-Maxvorstadt * Um 22 Uhr findet eine erneute Besprechung im Militärministerium in der

Ludwigstraße statt. Diesmal ist der Personenkreis auf 100 bis 150 angewachsen.       Der

Bauernführer Karl Gandorfer erklärt unter welchen Bedingungen die Bauern der Einführung eine

Räterepublik zustimmen können.&nbsp;   Die verspätet eintreffende Delegation der KPD will

diese Form der Räterepublik nicht anerkennen, da die Massen selbst über die Räterepublik

entscheiden müssten. Die Haltung der Kommunisten ruft Erstaunen hervor, weil sie bislang die

Räterepublik am lautesten forderten.&nbsp;   Auch jetzt werden noch keine Beschlüsse

gefasst.&nbsp;      Die geheime Zusammenkunft wird durch den Zentralratsvorsitzenden Ernst

Niekisch geleitet. Er befindet sich in einem Dilemma, denn einerseits befürwortet er den

Rätegedanken, andererseits will er im Interesse von Ruhe und Ordnung die Räterepublik

verhindern.    Zur Überraschung aller erklärt ausgerechnet Johannes Hoffmanns Stellvertreter

Ernst Schneppenhorst, dass er eine Räterepublik zum jetzigen Zeitpunkt für die beste aller

Lösungen hält. Der bayerische Militärminister will zwei Tage Bedenkzeit, um die Frage der

Räterepublik mit der SPD-Parteibasis zu besprechen.    Welche Motivation liegt hinter

Schneppenhorsts Vorschlag? Sein Hauptziel ist die Machterhaltung der SPD. Zudem will er die

Kommunisten unter seine Kontrolle bringen.&nbsp;Er möchte den Räten ihre eigene

Regierungsunfähigkeit vor Augen führen, um sie dann, mit einem Militärputsch der Münchner

Garnison, die er wenigstens teilweise in der Hand hat, schnell und möglichst schmerzlos zu

beseitigen. Er und die Regierung Hoffmann wollen die Räte nicht nur schnell, sondern vor allem

in eigener Regie, ohne die von Noske und Epp angebotenen außerbayerischen Freikorps und

Regierungstruppen, loswerden.&nbsp;

4. April 1919 – Generalstreik in Augsburg ausgerufen

Augsburg - München * In Augsburg rufen Arbeiterräte einen Generalstreik aus.&nbsp;Eine

Delegation der Augsburger Räte erscheint am Abend im Ministerrat und trägt ihre Forderung

nach Ausrufung einer Räterepublik vor. Die SPD-Minister lehnen eine Räterepublik nicht
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kategorisch ab, wollen aber in Abwesenheit des Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann keine

Entscheidung treffen.&nbsp;

5. April 1919 – Gegen die vom Zentralrat geplante Ausrufung einer Räterepublik

München * Die Kommunistische Partei&nbsp;spricht sich gegen die vom

Zentralrat&nbsp;geplante Ausrufung einer Räterepublik&nbsp;aus. Denn, so seine Begründung:   

   Die Proklamation ist entweder eine bewusste Provokation, um die Idee

der&nbsp;Räterepublik&nbsp;zu diskreditieren, oder   der Versuch&nbsp;bankrotter SPD-Führer,

den Anschluss an die Massen zu gewinnen;   die Massen sind nicht aufgeklärt,   es gibt keinen

eigenständigen bayerischen Weg der Revolution und   die Kommunisten beanspruchen die

Führung.   Es&nbsp;wäre nur eine&nbsp;Diktatur des Zentralrates&nbsp;und eben nicht die von

den Kommunisten angestrebte&nbsp;Diktatur des Proletariats.&nbsp;

5. April 1919 – Errungenschaften der Revolution auf Dauer erhalten

München * Am 5. und 6. April findet der Gautag der Sozialdemokraten

Südbayerns&nbsp;statt.&nbsp;Die Versammelten erklären sich mit der Errichtung einer

Räterepublik&nbsp;einverstanden, wenn sich die drei sozialistischen Parteien [SPD, USPD und

Kommunisten] an der Durchführung beteiligen.&nbsp;Es geht ihnen um den Erhalt der

„Errungenschaften der Revolution gegen alle Anschläge der Reaktion“.&nbsp;

5. April 1919 – Ministerpräsident Johannes Hoffmann verweigert sich einer Räterepublik

München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann wird in der Sitzung des Ministerrats mit den

Forderungen nach einer Räterepublik konfrontiert. Er verweigert sich dem Ansinnen

entschieden.&nbsp;Am Abend reist Hoffmann zur Landeskonferenz der SPD nach

Nürnberg.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die
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KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Die SPD Oberbayern ist für die Räterepublik

München * Auf einem außerordentlichen Gautag der SPD Oberbayern in München sprechen sich

die Delegierten mit 240 gegen 13 Stimmen für die Räterepublik aus.&nbsp;Andererseits haben

sie sich zuvor mit 223 zu 30 Stimmen gegen eine bedingungslose Anerkennung der Räterepublik

ausgesprochen.&nbsp;

6. April 1919 – Nürnberg will nicht zum Landtags-Sitz werden

Nürnberg * Am Rande des SPD-Parteitages in Nürnberg berät sich Ministerpräsident Johannes

Hoffmann mit seinem Parteifreund, dem Nürnberger Oberbürgermeister Otto Geßler, ob der

Landtag künftig in Nürnberg tagen soll.    Geßler spricht sich dagegen aus, da er befürchtet, dass

sich der „Schwabinger Literatenschwarm“ in Nürnberg breitmachen könnte. Er schlägt Hoffmann

Ansbach oder Bamberg vor.&nbsp;

6. April 1919 – Der Nürnberger SPD-Parteitag spricht sich gegen die Räterepublik aus

Nürnberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist zum Landesparteitag der SPD

nach Nürnberg gereist, um dort die Genossen gegen die Räterepublik zu mobilisieren. Die

Reichs-SPD hat Otto Wels geschickt, um die bayerischen Genossen auf Kurs zu halten.       Der

Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, zählt die Gründe auf, die aus

seiner Sicht unumgänglich für die Einführung der Räterepublik sind.   Ministerpräsident Hoffmann

verurteilt die Räterepublik aufs schärfste und sagt den Kommunisten und den Anarchisten den

Kampf an.      Durch seine Rücktrittsdrohung bringt er eine klare Mehrheit von 47 gegen 3
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Stimmen - „aus politischen und wirtschaftlichen Gründen“ - gegen eine bayerische Räterepublik

aus.&nbsp;

7. April 1919 – Die Ausrufung der Räterepublik Baiern funktioniert reibungslos

München - Freistaat Bayern&nbsp;*&nbsp;Die&nbsp;Ausrufung der Räterepublik

Baiern&nbsp;funktioniert in den Behörden reibungslos,&nbsp;       die Besetzung und Übernahme

der Zeitungsverlage geht überwiegend friedlich und widerstandslos vonstatten,&nbsp;   Polizei

und Militär verhalten sich ruhig und bekennen sich zur&nbsp;Räterepublik,&nbsp;   KPD und SPD

bleiben bei ihrer abwartenden Haltung und stellen sich den Ereignissen nicht entgegen.&nbsp;

7. April 1919 – Die Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als Kompromiss

München * Die KPD-Zeitung Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als

Kompromiss.&nbsp;Unter dem Titel „Arbeiter! Folgt nur den Parolen der kommunistischen Partei!“

protestiert die Zeitung, dass „durch die Proklamierung einer Scheinräterepublik der Gedanke des

Rätesystems verwässert oder erwürgt wird“.    Die „Abhängigen“ und die „Unabhängigen“, SPD

und USPD, sind nicht befugt und geeignet, „an Stelle des gesamten Proletariats die Räterepublik

zu verkünden“. Sie fordert dagegen die Errichtung einer kommunistischen Räterepublik, da nur

sie „die Arbeiterschaft aus aller Not und allem Elend befreien kann“.&nbsp;

7. April 1919 – Minister Josef Simon von der USPD tritt zurück

München - Nürnberg * Der im&nbsp;1. Kabinett Hoffmann&nbsp;für&nbsp;Handel und

Gewerbe&nbsp;zuständige Minister Josef Simon von der USPD tritt von dieser Funktion zurück.

Begründung:&nbsp;„Nachdem in München die Räterepublik ausgerufen ist, das Ministerium

Hoffmann den Kampf gegen das Rätesystem proklamierte, ist mein Verbleiben in diesem

Ministerium unmöglich.“

7. April 1919 – Die neue Räteregierung wird gebildet

München * In der Räteregierung, also dem Rat der Volksbeauftragten,&nbsp;haben

die&nbsp;Schriftsteller&nbsp;Ernst Toller, Gustav Landauer und Erich Mühsam führende

Funktionen. Ihre geringe politische Erfahrung betrachten sie nicht als Mangel, da sie den
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herrschenden Konventionen der Politik ja sowieso ablehnend gegenüberstehen. Deshalb wird die

Erste Räterepublik&nbsp;häufig auch abschätzend als Literatenrepublik bezeichnet.    Das

oberste Gremium der Räterepublik ist der Revolutionäre Zentralrat. Er ist den Volksbeauftragten

übergeordneten. Der Rat der Volksbeauftragten wird jedoch nie zusammentreten.       Oberster

Repräsentant der Baierischen Räterepublik ist zunächst Ernst Niekisch, der aber bereits nach

einem Tag den Vorsitz des Revolutionären Zentralrats niederlegt.   Ernst Toller wird ab dem 9.

April sein Nachfolger. Toller zählt zum linken Flügel der USPD und ist deren Vorsitzender in

München.   Das Amt des Volksbeauftragten für Finanzen übernimmt Silvio Gesell,  

Volksbeauftragter für Volksaufklärung wird der Anarchist Gustav Landauer.   Volksbeauftragter

für Äußeres wird Dr. Franz Lipp [USPD],   Volksbeauftragter für Inneres wird Fritz Soldmann

[USPD],   Volksbeauftragter für Volkswohlfahrt, das ehemalige Ministerium für Soziale Fürsorge,

wird August Hagemeister [USPD],   Volksbeauftragter für Justiz wird Konrad Kübler [BBB],  

Volksbeauftragter für Verkehr wird Gustav Paulukum [USPD],   Volksbeauftragter für Land- und

Forstwirtschaft wird der bisherige Minister Josef Steiner [BBB],   Volksbeauftragter für

Volkswirtschaft wird Edgar Jaffé [USPD],   Volksbeauftragter für Militär wird Otto Killer [USPD].  

Kommissar für das Ernährungswesen wird Johann Wutzlhofer [BBB] und   Kommissar für das

Wohnungswesen wird Dr. Arnold Wadler.      Max Levien wird von von Erich Mühsam für das Amt

als Volksbeauftragter für Militär vorgeschlagen, doch dieser sagt ab, da die KPD die Mitarbeit in

der Räterepublik ablehnt.    Damit wird weder die SPD noch die KPD bei der Ämterverteilung der

Volksbeauftragten berücksichtigt.    Mit&nbsp;der Ausrufung der Räterepublik wird der alte

Zentralrat für „erledigt“ erklärt. Gustav Landauer teilt mit: „Der alte Zentralrat existiert nicht mehr“.

Auch der Aktionsausschuss existiert nicht mehr, was allerdings nirgends offiziell erwähnt wird.

&nbsp;    Der Bayerische Landtag wird       als „unfruchtbares Gebilde des überwundenen

bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters“ für aufgelöst erklärt und   die sofortige Gründung einer

Roten Armee angekündigt.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle
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zu.&nbsp;

7. April 1919 – Die Schreibweise

München * Die Räterepublik Baiern wird nun mit „i“ statt mit „y“ geschrieben. Die neuen

Machthaber wollen damit verhindern, dass auch in der äußeren Form des Freistaats nichts mehr

an die wittelsbachische Monarchie erinnert.    Die Schreibweise „Bayern“ ist durch König Ludwig

I. am 20. Oktober 1825, nur zwei Tage nach seinem Regierungsantritt, in einer

Rechtschreibreform eingeführt worden. Mit dem griechischen „y“ im Landesnamen wollte er seine

Verehrung für den griechischen Befreiungskampf ausdrücken.    Das USPD-Organ Neue Zeitung

hält allerdings an der unveränderten Namensgebung des Landes fest.&nbsp;

7. April 1919 – Sozialminister Hans Unterleitner tritt zurück

München * Der USPD-Minister für Soziales, Hans Unterleitner, tritt von seinem Amt zurück. In

einem persönlich gehaltenen Brief schreibt er an Ministerpräsident Johannes Hoffmann:   

„Hochgeschätzter Herr Kollege Hoffmann!  Infolge der Haltung meiner Partei ist es mir nicht

möglich, weiter in der Regierung zu verbleiben. Ich bedauere aufs tiefste, dass eine so

außerordentlich tüchtige Kraft wie Sie nicht für die Räte arbeitet.     Manches, was jetzt in

München geschieht und was einen mit Abscheu erfüllt, hätte vermieden werden können, wenn

Sie sich mit der selben Energie wie für den Landtag für die Räte einsetzen würden.“&nbsp;

7. April 1919 – Hoffnung auf eine Räterepublik

München-Bogenhausen * Thomas Mann vertraut seinem Tagebuch folgendes an:    „Die erste

Seite der Nachrichten mit der Proklamation der Räte-Republik bedeckt. Heute Generalstreik und

‚Nationalfeiertag‘. Anschluss an Ungarn und Russland, Bruch mit Berlin. Rote Garde.

Sozialisierung der Presse. Expropriierungspläne [= Sozialisierungspläne].    Der Ton ist scharf,

und doch ist klar, dass es sich um ein vorbeugendes Werk der Mehrheitssozialisten handelt, wie

schon bei der ersten Revolution, allerdings so weit gehend, dass die Kommunisten mittun

können. Doch rechne ich mit einer vierten, ganz radikalen Umwälzung, bevor der Rückschlag

kommt.     Es ist anzunehmen, dass das Reich folgen wird, und wenn der radikale Sozialismus in

Deutschland haltbare Formen annimmt, wird auch den Proletariern der Entente-Länder, die dann

von kapitalistischer Ausbeutung Deutschlands nichts mehr zu hoffen haben, nichts anderes mehr

übrig bleiben. Man muss anerkennen, dass der Kapitalismus gerichtet ist.“&nbsp;
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7. April 1919 – Brüderliche Grüße nach Moskau

München * Der Volksbeauftragte für Äußeres, Dr. Franz Lipp, ein Stuttgarter Schriftsteller und

Journalist, informiert die Regierungen von der Gründung der Räterepublik Baiern und übermittelt

„brüderliche Grüße“ nach Moskau.&nbsp;Die lesenswerte Depesche lautet:       „Proletariat

Oberbayerns glücklich vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer

zusammen geschlossen, mit Bauernbund einig. Klerikal uns wohlgesinnt. Liberales Bürgertum als

Preußens Agent völlig entwaffnet.    Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, der aus meinem

Ministerium den Abtrittschlüssel mitgenommen hat.&nbsp;Die preußische Politik, deren

Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von Norden, Berlin, Leipzig, Nürnberg abschneiden,

auch von Frankfurt und vom Essener Kohlengebiet und uns gleichzeitig bei der Entente als

Bluthunde und Plünderer zu verdächtigen, dabei triefen die haarigen Gorillahände Gustav Noskes

von Blut.&nbsp;   Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel in reichlichen Mengen aus der

Schweiz und aus Italien. Wir wollen den Frieden für immer. Immanuel Kant: Ewigen Frieden 1795

Thesen 2 bis 5. Preußen will den Waffenstillstand zur Vorbereitung des Rachekrieges.“&nbsp;

7. April 1919 – Regensburg schließt sich der Münchner Räterregierung an

Regensburg * In Regensburg schließen sich SPD und USPD gemeinsam der Münchner

Räteregierung an.&nbsp;

7. April 1919 – Die Regierung Hoffmann geht nach Nürnberg, später nach Bamberg

München - Nürnberg - Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann verlegt den Sitz seines

Ministerrats zunächst nach Nürnberg, später nach Bamberg, wo er mit dem Landtag und den

noch verbliebenen SPD-Ministern Unterschlupf finden wird.    Bis zum 16. August 1919 ist

Bamberg der bayerische Regierungssitz. Untergebracht ist die Regierung in der ehemaligen

Fürstbischöflichen Neuen Residenz&nbsp;am Domplatz.&nbsp;

7. April 1919 – Auf dem Fürther Rathausturm weht die rote Fahne

Fürth - Nürnberg * Auf dem Fürther Rathausturm weht die rote Fahne. Doch das Experiment wird

scheitern, da weder die Nachbarstadt Nürnberg noch die Mehrheitssozialisten mitmachen.&nbsp;

7. April 1919 – In Würzburg wird die Räteherrschaft sofort bekämpft
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Würzburg * In Würzburg beginnt der Versuch der Räteherrschaft mit Belagerungszustand,

Pressezensur und Generalstreik, die ein Abgesandter aus München am Nachmittag offiziell

ausruft.    Die SPD reagiert sofort: Sie wendet sich dagegen und fordert ihre Mitglieder auf, „die

volle Verantwortung denen [zu] überlassen, die der bisherigen Regierung eine geordnete

Fortführung ihrer Geschäfte unmöglich machten“.    Die Revolutionäre nehmen daraufhin Geiseln,

eine rätefeindliche Einheitsfront, der auch die SPD angehört, ruft zum Bürgerstreik auf. Es kommt

zu Kämpfen um Residenz und Hauptbahnhof mit mehr als 20 Toten.&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;

8. April 1919 – Auch die Münchener Post verwendet die Schreibweise Baiern

München * Das SPD-Organ Münchener Post verwendet die Schreibweise „Baiern“ im

Zusammenhang mit der Räterepublik.&nbsp;

9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der

Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;
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10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

11. April 1919 – Die Münchner SPD gegen eigene Vertreter in den Rätegremien

München * Die Mitglieder der Münchner SPD sprechen sich mit knapper Mehrheit gegen die

Entsendung eigener Vertreter in die Gremien der Räterepublik aus.&nbsp;

11. April 1919 – In Regensburg wird die Räteregierung wieder aufgelöst

Regensburg * In Regensburg wird die von SPD und USPD unterstütze Räteregierung wieder

aufgelöst.&nbsp;

12. April 1919 – Inwieweit fühlen sich die Kommunisten an die Zusagen gebunden?

München-Graggenau * Die Vertreter der sozialistischen Parteien beschließen

im&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;- nach zahlreichen Kompromissen gegenüber der KPD - die

Zusammenarbeit.&nbsp;    Dabei ist immer unklar, ob und inwieweit sich die Kommunisten an die

Zusagen gebunden fühlen und ob sie überhaupt ein ernsthaftes Interesse an der

Zusammenarbeit haben oder einfach nur auf Zeit spielen.&nbsp;

13. April 1919 – Der Palmsonntag-Putsch der Regierung Hoffmann
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München-Maxvorstadt * Bewaffnete Mitglieder der Republikanischen Schutztruppe unter der

Führung von Alfred Seyfferitz dringen - entgegen der ursprünglichen Abmachung - bereits in der

Nacht zum Palmsonntag in das Wittelsbacher Palais ein und verhaften den Wohnungskommissar

Dr. Arnold Wadler und die USPD-Volksbeauftragten August Hagemeister und Fritz Soldmann.

Auch der Ex-Minister Dr. Franz Lipp wird festgenommen. Er hatte sich trotz seiner Entlassung

Zutritt in sein ehemaliges Ministerium verschafft.    Insgesamt werden 13 Personen verhaftet.

Ernst Toller wird rechtzeitig gewarnt und kann so seiner Festnahme entkommen.&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus

die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und

Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein
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Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

18. April 1919 – Die Kautsky-Dokumente zur Kriegsschuldfrage werden nicht veröffentlicht

Weimar * Dem Kabinett Scheidemann liegt die Dokumentensammlung zur Kriegsschuldfrage vor.

Diese wurde im November 1918 an Karl Kautsky von der USPD in Auftrag gegeben.&nbsp;Die

Dokumente belegen, dass die deutsche Reichsregierung im Juli 1914&nbsp;Österreich-Ungarn

zum Krieg gegen Serbien gedrängt hat und damit die Hauptverantwortung für den Ausbruch des

Ersten Weltkriegs trägt.    Nach ausführlichen Beratungen empfiehlt Reichsministerpräsident

Philipp Scheidemann von der Veröffentlichung der Kautsky-Dokumente vorerst Abstand zu

nehmen.&nbsp;

18. April 1919 – Ernst Niekisch geht zurück nach Augsburg

München - Augsburg * Ernst Niekisch zieht sich aus der Politik in München zurück und verlässt

die bayerische Landeshauptstadt in Richtung seiner Heimatstadt Augsburg. 

18. April 1919 – Ernst Niekisch bezeichnet Ernst Toller als gänzlich unfähig

München * Ernst Niekisch notiert über Ernst Toller in sein Tagebuch: „Toller: junger, eitler,

ehrgeiziger Student, Judenbengel, der aber voller Zerfahrenheit und gänzlich unfähig ist.“&nbsp;

19. April 1919 – Fake News - Die Propaganda der Gegenrevolution

München - Berlin * Nach dem Palmsonntag-Putsch der regierungstreuen Truppen dominiert

außerhalb Münchens die Propaganda der Konterrevolution. Der USPD-Politiker Felix

Fechenbach liest Berliner Zeitungen und notiert in sein Tagebuch:    „Es ist grauenvoll, was alles
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über München gelogen wird. Der Bahnhof zertrümmert, die Neuhauser Straße in Flammen,

Massenmorde, Vermögensbeschlagnahme und die Erklärung der Frauen des Bürgertums zum

Gemeineigentum. […] Wahr ist von all diesen Nachrichten nicht ein Wort.“&nbsp;

20. April 1919 – Mit erhobenem Haupte untergehen

München * Eugen Leviné erkennt, dass es für die bedrängte Räterepublik keine Unterstützung

von außen geben wird. Doch wenn die Revolution untergehen soll, dann - so seine Auffassung -

mit erhobenem Haupt:    „Es ist ein Irrtum zu glauben, dass kleinmütige Unterwerfung ein

besserer Weg sei, um Blutvergießen zu vermeiden oder zu verhindern. Im Gegenteil: Nur wenn

die Weißen Garden eine kühn entschlossene Armee vor sich haben und merken, dass der Kampf

auch in ihren Reihen Opfer fordern wird, werden sie bereit sein, Konzessionen zu machen. […]    

Die Weiße Armee wird auf jeden Fall einen Vorwand für ein Blutbad finden. […] Ist Arbeiterblut so

billig, dass man es zur Genugtuung von neugebackenen Pazifisten wehrlos vergießen darf?“.   

Leviné argumentiert damit gegen Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer, die mit der Regierung

Hoffmann verhandeln wollen.&nbsp;Doch auch der KPD-Parteiführer in Berlin, Paul Levi,

befürwortet eine bedingungslose Kapitulation, um unnötiges Blutvergießen zu vermeiden.&nbsp;

23. April 1919 – Reichswehrminister Gustav Noske ordnet den Angriff auf München an

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske [SPD] ordnet den Angriff Münchens durch zwei

große militärische Einheiten an und übernimmt für die Aktion selbst die Oberleitung.       Die an

der bayerischen Nordgrenze stehenden  Preußischen Hilfstruppen unter Generalleutnant Ernst

von Oven und   die Württembergischen Einheiten sowie die noch zu sammelnden bayerischen

Verbände und das Bayerische Schützenkorps bei Augsburg-Ulm.      Noske gibt dazu militärisch

präzise Anweisungen: „Das Operationsziel ist München. In München ist die Gewalt der

gesetzmäßigen bayerischen Regierung wiederherzustellen. […] Sobald München besetzt und der

Widerstand in München erloschen ist, übernimmt der bayerische Generalmajor [Arnold Ritter] von

Möhl den Befehl in München“.    Die Gesamtstärke der gegen die Räteregierung eingesetzten,

voll ausgerüsteten Streitkräfte beträgt annähernd 35.000 Mann. Der Oberbefehl wird dem

preußischen Generalleutnant Ernst von Oven übertragen. 

26. April 1919 – Die seit Längerem bestehenden Differenzen brechen auf

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus, in dem sich täglich die Betriebs- und Kasernenräte
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treffen, treten die seit längerer Zeit bestehenden politischen Differenzen zwischen den

Kommunisten, Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod einerseits, und den Unabhängigen

Sozialdemokraten, Emil K. Maenner, Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer andererseits, offen

zutage. Es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Folge die drei Letztgenannten von

ihren Ämtern zurücktreten.       Der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil K. Maenner, erklärt, dass

er nicht mehr für Handlungen bereitsteht, die „politischem Diebstahl“ gleichkommen und keine

Lust mehr hat, in einem „Marionettentheater“ zu sitzen.       Der Kommandeur des

Truppenabschnitts I (Dachau), Ernst Toller, betrachtet die jetzige Räteregierung als ein „Unheil

für das werktätige Volk“, weil die führenden Männer nur zerstören, ohne das geringste

aufzubauen. Deshalb kann er eine weitere Zusammenarbeit mit dem Vollzugsausschuss und

dem Generalstab nicht mehr verantworten.       Aus den gleichen Gründen will auch der

Abschnittskommandant der Roten Armee in Dachau, Gustav Klingelhöfer, seine Ämter

niederlegen.      Der Bankrat stellt sich geschlossen hinter Emil K. Maenner und bezeichnet die

Mitglieder des Vollzugsausschusses als „Hampelmänner“.    Mit ähnlich harten Worten wird die

„katastrophale Versorgungslage“ von den Anwesenden kritisiert, an der die Regierung Hoffmann

nur zum Teil schuld ist.    Nach einem weiteren Beschluss der Betriebsräte sollen die Münchner

Tageszeitungen - unter Auflage einer Vorzensur - wieder erscheinen können.    Während der

Sitzung trifft die Nachricht ein, dass im Passamt fünfzig Pässe gestohlen worden sind. Zur

Untersuchung des Vorgangs wird daraufhin eine Zehnerkommission gebildet. 

27. April 1919 – Die nur einen Tag andauernde Diktatur der Betriebsräte beginnt

München-Graggenau * Anschließend bildet sich eine „Geschäftskommission der Betriebs- und

Soldatenräte“, der keine Kommunisten, sondern ausschließlich Mitglieder der USPD, darunter

Ernst Toller und Gustav Klingenhöfer angehören. Gustav Landauer bietet diesem sofort seine

Mitarbeit an.    Sie soll bis zur Wahl eines neuen Aktionsausschusses am nächsten Tag regieren.

Damit beginnt die nur einen Tag andauernde „Diktatur der Betriebsräte“. 

27. April 1919 – Im Hofbräuhaus eskaliert schließlich der Konflikt

München-Graggenau * Im Festsaal des Hofbräuhauses eskaliert nun der Konflikt zwischen den

Befürwortern und Gegnern der Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann.    Verhandlungen mit

der Bamberger Regierung sind jedoch nicht mehr möglich, da sowohl die Regierung des

Freistaats Bayern als auch die Reichsregierung die Bedingungslose Kapitulation und die

Auslieferung aller Führer fordern.    „Die Verhältnisse in Südbayern haben sich nunmehr durch

Verschulden des Münchener Terrors zum direkten Kriegszustand entwickelt. [...] Gewalt kann nur
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mit Gewalt bekämpft und unterdrückt werden. Verhandlungen, Besprechungen und

Abmachungen mit den Volksfeinden, die unser Südbayern ins Unglück gestürzt haben, sind

vergeblich“.    Durch diese unnachgiebige Haltung sehen die Kommunisten keine andere Wahl,

als bis zum bitteren Ende zu kämpfen. Sieg oder Niederlage - dazwischen gibt es für sie keine

Alternative. 

3. Mai 1919 – Die Truppen der Regierung Hoffmann kommen nicht als Feinde

München * Die SPD lässt folgende Erklärung in den Münchner Zeitungen veröffentlichen:    „Jene

wahnwitzige Politik des Terrors und der Gewalt, die München in Gegensatz stellte zum ganzen

Land, die den Bürgerkrieg in Bayern entbrennen ließ, hat das schlimme Ende gefunden, das

vorauszusehen war. [...]     Die Truppen der sozialistischen Regierung Hoffmann kommen nicht

als Feinde der Arbeiterschaft, nicht als ‚Weiße Garde‘, sondern als Schützer der öffentlichen

Ruhe und Sicherheit, ohne die ein Neuaufbau im sozialistischen Sinne nicht möglich ist. Arbeiter,

helft den Soldaten bei ihrer schweren Aufgabe!“

5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,

weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg

Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der

Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im

Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 
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5. Mai 1919 – Ernst Niekisch wird verhaftet

Augsburg * Ernst Niekisch wird in seiner Augsburger Wohnung verhaftet. Die Zeit bis er abgeführt

wird nutzt er, um aus der SPD auszutreten und in die USPD einzutreten. 

7. Mai 1919 – Josef Hofmiller analysiert die Lage der SPD

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, der Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, analysiert die Situation: „Die Sozialdemokratie ist in einer Zwickmühle:

sie ist gezwungen Farbe zu bekennen, und diese Farbe ist nicht rot, wie die Masse geglaubt hat.

Sie hat niemals gewagt, den trennenden Strich zwischen sich und den Kommunisten zu ziehen;

die Leute aber, die die Regierung Hoffmann jetzt erschießen lässt, sind lauter Kommunisten.   

Die Sozialdemokratie hat die Massen immer auf den großen Kladderatatsch [= eine alte, in der

Kaiserzeit gebrauchte, humorvolle Bezeichnung für die Revolution] vertröstet und scharf

gemacht; jetzt, wo die Massen den Kladderatatsch machen und ausnützen wollen, lässt sie auf

sie schießen.     Man sieht es jeder Nummer der ‚Münchener Post‘ an, wie greulich der offiziellen

Sozialdemokratie die durch ihre eigene Schuld unheilbar gewordene Lage ist.“ 

9. Mai 1919 – Dankschreiben des Ministerpräsidenten an die Weißen Truppen

München * Im Regierungsorgan Freistaat wird ein Dankschreiben des Ministerpräsidenten

Johannes Hoffmann [SPD] an Generalleutnant Ernst Friedrich Otto von Oven veröffentlicht. Dem

militärisch Verantwortlichen für den hundertfachen Mord und Oberbefehlshaber der Weißen

Truppen spricht die bayerische Staatsregierung den „herzlichen Dank“ aus.    Wörtlich heißt es:

„Für die umsichtige Leitung und Durchführung der zur Befreiung Münchens aus der Hand der

Bolschewisten notwendigen militärischen Operationen spreche ich zugleich im Namen des

Gesamtministeriums den herzlichen Dank aus.     Größte Anerkennung gebührt den aus allen

Gauen Deutschlands herbeigeeilten Truppen, die in selbstloser Opferbereitschaft unserm

bedrängten Bayernland und dem ganzen Reich den größten Dienst erwiesen.“

10. Mai 1919 – Zur Nicht-Unterzeichnung des Versailler Friedensvorschlags aufgefordert

Berlin * Im SPD-Organ Vorwärts erscheint ein Leitartikel des Chefredakteurs Friedrich Stampfer

zum Versailler Friedensvorschlag. Er beinhaltet die klare Aufforderung: „Unterzeichnet nicht!“. 
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13. Mai 1919 – SPD-Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen

Berlin * Die SPD ruft zu einer Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen in

Berlin auf. Etwa 10.000 Menschen beteiligen sich an dieser Protestkundgebung. Eine erstaunlich

geringe Anzahl. 

23. Mai 1919 – Adolf Hitler sagt gegen den Soldatenrat Georg Dufter aus

München * Das früheste nachweisbare Dokument aus Adolf Hitlers politischer Laufbahn ist ein

Protokoll vom 23. Mai 1919, in dem der Gefreite vor einer militärischen

Untersuchungskommission über die Revolutionsvorgänge als Zeuge gehört und in dieser

Funktion gegen den Soldatenrat Georg Dufter, der zugleich Mitglied der USPD ist, auftritt. Über

Dufter, der die Propagandaabteilung des 2. Infanterieregiments geleitet hat, sagt Adolf Hitler im

Standrechtlichen Vernehmungsbüro folgendes aus:    „Dufter war einer der ärgsten und

radikalsten Hetzer des Regiments und hat jederzeit für die Räterepublik Propaganda gemacht. In

den öffentlichen Versammlungen des Regiments hat er jederzeit den radikalsten Standpunkt

vertreten und für die Diktatur des Proletariats agitiert. Dass einzelne Teile des Regiments der

roten Armee sich anschlossen, ist jedenfalls auf die Propagandatätigkeit des Dufter und des

Bataillonsrates Seiß zurückzuführen.     Durch seine Hetzereien gegen die Regimentstruppen, die

Dufter noch am 7. Mai belästigte, hat er bewirkt, dass auch Regimentsangehörige an diesem

Nachmittage mit den Pionieren sich zu Feindseligkeiten gegen die Regierungstruppen hinreißen

ließen.“ 

31. Mai 1919 – Umbildung der Regierung Hoffmann in Bamberg

Bamberg * Umbildung der bayerischen Regierung. Ministerpräsident Johannes Hoffman tritt

zurück, um den Weg für das zweite Kabinett Hoffmann freizumachen. In der neuen Koalition aus

SPD, BVP sowie der DDP und einem parteifreien Minister haben USPD und der Bauernbund

keinen Platz mehr. 

Juni 1919 – Hedwig Kämpfer wird aus der Haft entlassen

München * Hedwig Kämpfer wird aus der Haft entlassen, weil sie für die USPD zum Stadtrat

kandidiert. 
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23. Juni 1919 – Ernst Niekisch zu zwei Jahren Festungshaft verurteilt

München * Ernst Niekisch wird wegen Beihilfe zum Hochverrat zu zwei Jahren Festungshaft

verurteilt. 

26. Juni 1919 – Eduard Schmid (SPD) wird Erster Bürgermeister von München

München * Wahl von Eduard Schmid (SPD) zum Ersten Bürgermeister von München. 

26. Juni 1919 – Enorme Zugewinne der USPD in Giesing

München-Giesing * Die SPD erreicht in ihrer einstigen Hochburg Giesing statt der bei der

Landtagswahl am 12. Januar 1919 erreichten 58,9 Prozent jetzt bei der Stadtratswahl nur noch

18 Prozent. Dagegen erhöht sich der Stimmenanteil der USPD von 7,1 Prozent auf 45,4 Prozent

der Giesinger Wahlberechtigten. 

12. August 1919 – Der Landtag beschließt in Bamberg die Bayerische Verfassung

Bamberg * Mit 165 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen von der USPD und einer Enthaltung

beschließen die Mitglieder des Landtags in Bamberg die in elf Abschnitte und 95 Paragraphen

gegliederte neue Bayerische Verfassung.    In ihr wird Bayern als Freistaat und Mitglied des

Deutschen Reiches bezeichnet. Sie enthält einen Grundrechtekatalog und sieht für alle

Personen, die ihren Wohnsitz mindestens ein halbes Jahr in Bayern haben, die bayerische

Staatsbürgerschaft vor. 

17. August 1919 – Ein Volksfest zugunsten der gefallenen Revolutionäre

München-Giesing * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD lädt „alle sozialistisch

denkenden Männer und Frauen Münchens“ in die Waldrestauration Altstadelheim zu einem

„Volks-Fest mit Tanz, Glückshafen, Taubenstechen und Kegelscheiben“ ein. Der Erlös wird „den

Hinterbliebenen der gefallenen Revolutionäre“ zufallen. 

8. November 1919 – Festversammlungen zum Jahrestag der Revolution
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München * Aus Anlass des Jahrestages der Revolution beschließen die sozialistischen

Betriebsräte eine völlige Arbeitsruhe und Einstellung des Straßenbahnbetriebs. SPD und USPD

veranstalten mehrere Festversammlungen.    Am Nachmittag dieses ohne jeden Zwischenfall

verlaufenden Tages findet am Ostfriedhof eine Totenfeier statt.

15. Dezember 1919 – Alois Lindner zu 14 Jahre Zuchthaus verurteilt

München * Das Volksgericht München verurteilt Alois Lindner zu einer Zuchthausstrafe von 14

Jahren. Er hat am 21. Februar 1919 bei einem Attentat im Bayerischen Landtag       den

Innenminister Erhard Auer [SPD] durch Pistolenschüsse schwer verletzt.    In den

Auseinandersetzungen wird der BVP-Abgeordnete Heinrich Osel und Major Paul Ritter von

Jahreiß getötet.        Für die Dauer von fünf Jahren erkennt man ihm wegen niederer

Gesinnung die bürgerlichen Ehrenrechte ab. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.

9. Juni 1921 – Karl Gareis wird von Rechtsradikalen ermordet

München-Schwabing * Der USPD- und Fraktionsvorsitzende im bayerischen Landtag Karl Gareis
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wird nach einem Vortrag im Mathäserbräu zum Thema „Säkularisierung der Schule“ vor seinem

Wohnort in der Freystraße 1 in Schwabing von einem unbekannten Täter aus dem Hinterhalt

erschossen. Als verantwortlich für diesen Mord gilt die rechtsextreme „Organisation Consul“. Es

ist ein sogenannter „Fememord“. 

29. August 1921 – Eine Republikschutz-Verordnung wird erlassen

Berlin * Nach der Ermordung des bayerischen USPD-Vorsitzenden Karl Gareis am 9. Juni und

dem tödlichen Anschlag auf den Reichsminister der Finanzen, Matthias Erzberger, am 26. August

erlässt Reichspräsident Friedrich Ebert eine Republikschutz-Verordnung zur Wiederherstellung

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

5. November 1921 – Trauerzeremonie für das Königspaar

München * Von der Ludwigskirche aus führt der Weg des Trauerzugs für das tote Ex-Königspaar

- über den Karolinenplatz und Königsplatz - zur Frauenkirche. Am Trauerzug beteiligen sich

40.000 Personen, darunter eine große Anzahl staatlicher Beamte und Angestellte, die eigens aus

den acht Regierungsbezirken herangekarrt worden sind.    Der Trauerzug vermittelt den Eindruck,

als wären die alten Zeiten wieder zurückgekehrt und als hätte sich seit der Thronbesteigung

Ludwigs III. im Jahr 1912 nichts entscheidendes geändert. Der Prunk-Leichenwagen des

Ex-Königs und der Wagen mit dem Sarg der Ex-Königin werden jeweils von sechs Pferden

gezogen, die mit schwarzen, mit Kronen geschmückten Schabracken bedeckt sind.

Zehntausende Zuschauer säumen den Weg.     Da Münchens SPD-Bürgermeister Eduard

Schmid verfügt hat, dass „die städtischen Ämter und Betriebe am Tag der Beisetzung

grundsätzlich in vollem Umfange arbeiten“ müssen, müssen städtische Beamte für die Teilnahme

am Trauerzug eigens einen Urlaubstag opfern. 

März 1925 – Faulhaber verweigert dem Reichspräsidenten Ebert das Trauergeläut

München-Kreuzviertel * Unversöhnlich zeigt sich Erzbischof Michael von Faulhaber gegenüber

dem am 28. Februar 1925 verstorbenen, der SPD angehörenden Reichspräsidenten Friedrich

Ebert.    Der Kardinal verweigert ihm ein Trauergeläut in seiner Diözese, weil der Verstorbene ja

auf dem Boden einer Verfassung stand, die „auf eine Trennung von Staat und Kirche abzielte“.

Außerdem war Friedrich Ebert als „Mitglied und Führer einer politisch grundsätzlich religions- und

kirchenfeindlichen Partei, nicht durch die Wahl des deutschen Volkes
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‚Reichspräsident‘ geworden“. 

1928 – Antonie (Toni) Pfülf zieht in das Gartenhaus der Kaulbachstraße 12

München-Maxvorstadt * Die „Hauptlehrerin“ und „SPD-Aktivistin“ Antonie (Toni) Pfülf zieht in das

Gartenhaus der Kaulbachstraße 12.

8. Dezember 1929 – Karl Scharnagl [BVP] wird erneut Oberbürgermeister

München * Bei der Kommunalwahl erringt         die SPD 17 Sitze und wird damit stärkste Fraktion.

    Die BVP verliert leicht und erreicht 12 Sitze.     Die NSDAP kann 8 Sitze erreichen.        Karl

Scharnagl [BVP] wird erneut Oberbürgermeister. 

Februar 1933 – Im Kriegerheim ist die Ortsgruppe Giesing der NSDAP untergebracht

München-Obergiesing * An der Ecke Gietl- und Untere Grasstraße, wo heute das

Pfarrzentrum steht, befand sich früher die Wirtschaft Kriegerheim, in der während der NS-Zeit die

Ortsgruppe Giesing der NSDAP“untergebracht ist. Hier finden an den Wochenenden zahlreiche

Appelle und Kundgebungen von NS-Partei-Organisationen statt.    Zuvor dient die Wirtschaft den

Unabhängigen Sozialisten - USPD Giesings als Versammlungs- und Vereinslokal.

21. Februar 1933 – Hermann Göring will SPDler durch „national gesinnte“ Beamte ersetzen

Berlin * Hermann Göring will in den Polizeiverwaltungen in Preußen SPD-Mitglieder durch

„national gesinnte“ Beamte ersetzen.

5. März 1933 – NSDAP erreicht bei der Reichstagswahl nur 43,9 Prozent

Deutsches Reich - Berlin * Trotz NS-Terror und verfassungswidriger Behinderung von KPD, SPD

und Zentrum erreicht die NSDAP nur 43,9 Prozent. Es reicht aber für eine knappe absolute

Mehrheit für die Regierungskoalition aus NSDAP, DNVP und „Stahlhelm“.

24. März 1933 – Der Reichstag beschließt das sogenannte Ermächtigungsgesetz
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Berlin * Der Reichstag beschließt - nach der Aberkennung der Reichstagsmandate der KPD und

mit den Gegenstimmen der SPD das Gesetz zur Behebung der Not im Volk und Staat, das

sogenannte Ermächtigungsgesetz. Für das Gesetz stimmen

die Reichstagsfraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei - BVP,

DVP und DStP.    Nach Inkrafttreten des Gesetzes wird kein Steuergesetz mehr parlamentarisch

beraten und beschlossen.

24. März 1933 – Faulhaber: Mehr Toleranz gegenüber der neuen Regierung

München * Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber fordert seine bayerischen Amtsbrüder auf,

„trotz allem mehr Toleranz gegen die neue Regierung zu üben, die heute nicht bloß im Besitz der

Macht ist, was unsere Grundsätze nicht umstoßen könnte, sondern rechtmäßig wie noch keine

Revolutionspartei in den Besitz der Macht gelangte.“&nbsp;

26. April 1933 – Die SPD protestiert gegen die Ernennung Hitlers zum Ehrenbürger

München-Graggenau * Die SPD protestiert gegen die Ernennung des Reichskanzlers Adolf Hitler

und des Reichsstatthalters Franz Ritter von Epp zu Münchner Ehrenbürgern. Das ist der Anlass,

weshalb die NSDAP-Stadträte die SPDler bei der nächsten Sitzung aus dem Sitzungssaal

prügeln werden.      In einer Erklärung lehnt die NSDAP „jede weitere Zusammenarbeit mit den

marxistischen Arbeiterverrätern“ ab. Die SPD-Stadträte fordert sie auf, „sofort und ein für allemal

aus der Gemeindevertretung zu verschwinden“. 

28. April 1933 – Der Bayerische Landtag tritt letztmals zusammen

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt an diesem und dem darauffolgenden Tag

letztmalig für die nächsten 13 Jahre zusammen. Der Landtag wird nach dem Ergebnis der

Reichstagswahlen,vom 5. März 1933 gebildet. Von den 103 Abgeordneten gehören 51

Abgeordnete der NSDAP an, 30 der Bayerischen Volkspartei - BVP, 17 der SPD und 5 der

Kampffront. Von einer freien Volksvertretung kann allerdings keine Rede mehr sein.    Der

Landtag hat nur mehr das Ermächtigungsgesetzes zur endgültigen Selbstausschaltung als

Verfassungsorgan zu erlassen. Ansonsten dienen die beiden Sitzungen vornehmlich der

Demonstration der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Bayern. 
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29. April 1933 – Der Bayerische Landtag verabschiedet das Ermächtigungsgesetz

München-Kreuzviertel * Im Bayerischen Landtag wird das Ermächtigungsgesetz verabschiedet.

Lediglich die 16 anwesenden SPD-Abgeordneten stimmen gegen die vollständige

Machtergreifung Hitlers. Damit wird die bayerische Parlaments-Tradition mit einem Federstrich

beendet. 

10. Mai 1933 – Das Vermögen der SPD wird beschlagnahmt

Berlin * Das gesamte Vermögen der SPD wird beschlagnahmt. 

22. Mai 1933 – Die Münchner SPD-Stadträtekommen in Schutzhaft

München * Sämtliche Münchner SPD-Stadträte werden in Schutzhaft genommen. 

8. Juni 1933 – Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung Selbstmord

München-Maxvorstadt * Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung im Gartenhaus der Kaulbachstraße

12 Selbstmord. Nach den Reichstagswahlen im März 1933 wurden viele Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten in Schutzhaft genommen. Auch Toni Pfülf war vorübergehend wegen

„Aufforderung der Arbeiterschaft zum Widerstand gegen das NS-Regimes“ verhaftet worden.

22. Juni 1933 – Die SPD wird reichsweit verboten

Berlin * Die SPD wird im gesamten Reich verboten. Die Mandate der SPD-Abgeordneten

erlöschen damit. 

25. Juli 1933 – Die Machtergreifung der Nazis in München ist abgeschlossen

München * Durch das Verbot der KPD und SPD sowie der Auflösung der BVP wird das

Stadtratsgremium auf 40 Sitze reduziert. Aus dem Kreis der NSDAP rücken 17 Stadträte in den

nun rein nationalsozialistischen Stadtrat nach. Damit ist die Machtergreifung der Nazis in

München abgeschlossen. 
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7. April 1944 – Gerhard Schröder wird in Blomberg geboren

Blomberg * Gerhard Schröder, der spätere Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland und

SPD-Vorsitzende, wird in Blomberg geboren. 

18. September 1945 – Wilhelm Hoegner (SPD) wird zum Ministerpräsidenten ernannt

München * Die mangelnden Bemühungen bei der Entnazifizierung führen zur Absetzung des

Ministerpräsidenten Fritz Schäffer. Gleichzeitig wird Wilhelm Hoegner von der SPD zum

Ministerpräsidenten ernannt.

8. Februar 1946 – Wilhelm Hoegner erhält den Auftrag für eine neue Bayerische Verfassung

München * Ministerpräsident&nbsp;Wilhelm Hoegner, SPD, erhält den Auftrag, einen Entwurf für

einen neue Bayerische Verfassung&nbsp;zu erarbeiten.&nbsp;    Im Sitzungssaal der ehemaligen

Preußischen Gesandtschaft&nbsp;in der Prinzregentenstraße 9 trifft sich der 21-köpfige

„Verfassungsausschuss der Verfassungsgebenden Landesversammlung“ zu insgesamt 32

Sitzungen.

20. September 1946 – Zustimmung der Verfassungsgebenden Landesversammlung

München - Freistaat Bayern • Die Verfassunggebende Landesversammlung nimmt den im

Verfassungsausschuss entworfenen Text mit den Stimmen von CSU und SPD an. 

1. Dezember 1946 – Die erste Nachkriegswahl zum Bayerischen Landtag

Freistaat Bayern * Bei der ersten Wahl zum Bayerischen Landtag erhält die CSU 104 Sitze, die

SPD erringt 54, die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung - WAV 13 und die FDP 9 Sitze. Dadurch

kann Ministerpräsident Hans Ehard ein reines CSU-Kabinett leiten.

1. Dezember 1946 – Das Volk stimmt der Bayerischen Verfassung zu

München - Freistaat Bayern * In einer Volksabstimmung wird die unter der Führung des
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SPD-Politikers Wilhelm Hoegner ausgearbeitete Bayerische Verfassung mit einer Mehrheit von

70,6 Prozent angenommen. Die Verfassung des Freistaates Bayern regelt die Selbstständigkeit

des Freistaates als Land der Bundesrepublik Deutschland. 

2. Dezember 1946 – Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die Verfassungsurkunde aus

München - Freistaat Bayern * Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die

Verfassungsurkunde aus. 

4. Dezember 1946 – Der Ministerrat beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird nach der Volksabstimmung und

der Ausfertigung der Verfassungsurkunde durch Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] im

Ministerrat beschlossen. 

1946 – Die Landesversammlung beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird von der Landesversammlung mit

136 Stimmen von CSU und SPD, bei 14 Gegenstimmen von KPD, WAV und FDP beschlossen.

Nun kann das bayerische Volk am 1. Dezember über die Verfassung entscheiden. 

1. Juli 1948 – Thomas „Dammerl“ Wimmer [SPD] wird Oberbürgermeister

München • Thomas „Dammerl“ Wimmer [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister. 

14. August 1949 – Ergebnis der ersten Bundestagswahl 1949

Bundesrepublik Deutschland -Bonn * Bei der Wahl zum 1. Deutschen Bundestag erhält       die

CDU/CSU mit ihrem Bundeskanzler-Kandidaten Konrad Adenauer 31,0 Prozent und 139 Sitze.  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Kurt Schumacher erringt 29,2 Prozent der Stimmen und

131 Sitze.   Die FDP bekommt 11,9 Prozent und 52 Sitze.   Die DKP kommt auf 5,7 Prozent und

15 Sitze.      Insgesamt sind zehn Parteien im Deutschen Bundestag mit Abgeordneten vertreten.

Konrad Adenauer [CDU] wird Bundeskanzler einer Koalition aus CDU/CSU, FDP und DP. 
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26. November 1950 – Die CSU muss eine verheerende Niederlage hinnehmen

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl am 26. November 1950 muss die CSU eine

verheerende Niederlage hinnehmen:       Nur 27,4 Prozent der Stimmen entfallen auf die CSU,

während die Bayernpartei 17,9 Prozent erhält.   Die SPD wird mit 28 Prozent der Stimmen zur

stärksten Partei.   Obwohl sie 60.000 Stimmen mehr als die CSU erhält, bleiben die

Christsozialen aufgrund von Überhangmandaten trotzdem die stärkste Fraktion.      Hans Ehard

bildet eine Koalitionsregierung aus CSU, SPD und dem rechts stehenden Bund der

Heimatvertriebenen und Entrechteten - BHE.

6. September 1953 – Ergebnis der Bundestagswahl 1953

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 2. Deutschen Bundestag erhält       die

CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Konrad Adenauer 45,2 Prozent [+ 14,2] und 249

Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Erich Ollenhauer erringt 29,8 Prozent der Stimmen

[- 0,4] und 162 Sitze.   Die FDP bekommt 9,5 Prozent [- 2,4] und 53 Sitze.   Die DKP scheitert an

der Fünf-Prozent-Hürde.   Der Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und

Entrechteten - GB/BHE zieht mit 5,9 Prozent und 27 Sitzen in den Deutschen Bundestag ein.     

Unter den 487 Abgeordneten befinden sich 129 ehemalige Mitglieder der NSDAP.    Konrad

Adenauer [CDU] wird Bundeskanzler einer Koalition aus CDU/CSU und FDP.

28. November 1954 – Viererkoalition unter Wilhelm Hoegner (SPD)

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl Wahl bleibt die CSU zwar stärkste Fraktion. Doch der

SPD-Vorsitzende Waldemar von Knoeringen verständigt sich mit dem

Bayernpartei-Vorsitzenden Joseph Baumgartner. Nach dem Motto „Es geht auch ohne CSU“

kommen noch die FDP und der BHE dazu, womit die Viererkoalition perfekt ist.    Wilhelm

Hoegner, SPD, wird Ministerpräsident, Joseph Baumgartner, BP, sein Stellvertreter. 

20. August 1956 – Debatte um Jugendkontrolle und Polizeigewalt

München - München-Au * Der CSU-Landtagsabgeordnete und spätere Innenminister Heinrich

Junker tut sich als Scharfmacher hervor. Er stellt einen Antrag für Maßnahmen zum Schutze der

Jugend, in dem er     die ständige Überwachung von Kinos, Gaststätten und Parkanlagen,   die

Überwachung der jugendlichen Kraftfahrer, insbesondere der Mopedfahrer und   die Bekämpfung
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jeglicher auftretender Bandenbildung fordert.     Zur Durchsetzung seines Antrags unterstützt er   

das „rücksichtslose Eingreifen der Polizei“,   deren „rücksichtslose Gewaltanwendung“,   die

„Brechung jeglichen Widerstands […] mit allen an die Grenze des Gesetzes gehenden Mitteln“

und   die „Anweisung an die Staatsanwaltschaft, bei Vergehen und Verbrechen schärfsten

Strafantrag zu stellen“.     Junker kann sich mit seinen Vorstellungen gegen die SPD-dominierte

Viererkoalition nicht durchsetzen. Dieser Erfolg liegt an dem SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf

Schlichtinger, der sich für die Interessen und Nöte der Jugendlichen einsetzt. Ihm geht es nicht

darum, „wie man ‚die Halbstarken‘ bekämpfen und gegebenenfalls vernichten kann, sondern wie

man junge Menschen davor bewahren kann, Rowdys oder Verbrecher zuwerden“ und wehrt sich

gegen das Modewort „Halbstarke“.

14. September 1956 – Dialog statt Repression bei den „Halbstarken“

München - München-Au * Der SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf Schlichtinger macht in der

Frage der des Umgangs mit den „Halbstarken-Krawallen“ auf der Auer Jakobi-Dult das einzig

Richtige, indem er nicht über, sondern mit der Jugend sprechen will.   In Zusammenarbeit mit

dem Jungbürger- und Jugendforum München veranstaltet er im Hofbräukeller eine öffentliche

Diskussion über das Thema „Gibt es Halbstarke?“. Die eingeladenen Blasnführer kommen zur

Diskussion und tragen ihre Forderungen vor. In Zusammenarbeit mit der Polizei und der Presse

kann das Problem in München im Laufe der Zeit eingedämmt werden. Das wird aber erst nach

den „Schwabinger Krawallen“ sein.   

15. September 1957 – Ergebnis der Bundestagswahl 1957

Bundesrepublik Deutschland -Bonn * Bei der Wahl zum 3. Deutschen Bundestag erhält       die

CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Konrad Adenauer 50,2 Prozent [+ 5,0] und 277

Sitze.   Die CSU kommt in Bayern auf 57,2 Prozent.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Erich

Ollenhauer erringt 31,8 Prozent der Stimmen [+ 3,0] und 181 Sitze.   Die FDP bekommt 7,7

Prozent [- 1,8] und 43 Sitze.        Die DKP tritt nicht zur Wahl an. Sie wurde im Vorjahr verboten.   

Konrad Adenauer [CDU] wird Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland. Er kann mit der

CDU/CSU mit absoluter Mehrheit regieren.  

8. Oktober 1957 – Die Bayernpartei tritt aus der Viererkoalition aus

München * Die kleineren Koalitionspartner der Viererkoalition bekommen es mit der Angst zu tun,
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weshalb die Bayernpartei am 8. Oktober aus der Viererkoalition austritt und sie damit beendet.

17. Oktober 1957 – Hanns Seidel (CSU) bildet eine neue Koalitionsregierung

München * Der CSU-Politiker Hanns Seidel, seit 22. Januar 1955 neuer

CSU-Landesvorsitzender, bildet eine neue Koalitionsregierung, bestehend aus CSU, BHE und

FDP. Sein Stellvertreter wird Walter Stain vom GB/BHE. SPD und Bayernpartei - BP können

seither in Bayern kein Regierungsamt mehr ausüben.

23. November 1958 – Es bleibt bei der Dreierkoalition aus CSU, GB/BHE und FDP

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum Bayerischen Landtag ist die CSU die eindeutige

Wahlgewinnerin.       Die CSU kann ihren Stimmenanteil von 38,4 auf 45,6 Prozent erhöhen.   Die

SPD verbessert ihr Ergebnis um 2,7 Prozent auf 30,8 Prozent.   Die Bayernpartei - BP, der

Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten - GB/BHE sowie die FDP

fallen nach zum Teil massiven Verlusten unter die Zehnprozent-Marke.       Der Trend zum

Zweiparteien-System schält sich schon bei dieser Wahl deutlich heraus.    Obwohl die CSU mit

101 Sitzen fast die absolute Mehrheit erreicht hat, bleibt es bei der Dreierkoalition aus CSU,

GB/BHE und FDP.    Zum Ministerpräsidenten wird Hanns Seidel gewählt. Sein Stellvertreter,

Rudolf Eberhard, gehört aber aufgrund der Mehrheitsverhältnisse nun auch der Christlich

Sozialen Union an.

3. Mai 1960 – Die Amtszeit von OB Thomas Wimmer [SPD] endet

München • Die Amtszeit von Thomas „Dammerl“ Wimmer [SPD] als Münchner Oberbürgermeister

endet. 

3. Mai 1960 – Hans-Jochen Vogel [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister

München • Hans-Jochen Vogel [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister.&nbsp;

18. September 1961 – Ergebnis der Bundestagswahl 1961
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Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 4. Deutschen Bundestag erhält       die

CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Konrad Adenauer 45,3 Prozent [- 4,9] und 251

Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Willy Brandt erringt 36,2 Prozent der Stimmen [+

4,4] und 203 Sitze.   Die FDP bekommt 12,8 Prozent [+ 5,1] und 67 Sitze.      Konrad Adenauer

[CDU] wird Bundeskanzler einer Koalition aus CDU/CSU und FDP. 

30. September 1961 – Kardinal Julius Döpfner wird inthronisiert

München-Kreuzviertel * Kardinal Julius Döpfner wird als Erzbischof von München und

Freising inthronisiert. Er gehört - neben Papst Johannes XXIII. - zu den vier leitenden

Persönlichkeiten des Zweiten Vatikanischen Konzils und bemüht sich um eine Annäherung an die

SPD. 

19. September 1965 – Ergebnis der Bundestagswahl 1965

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag erhält       die

CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Ludwig Erhard 47,6 Prozent [+ 2,3] und 251

Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Willy Brandt erringt 39,3 Prozent der Stimmen [+

3,1] und 217 Sitze.   Die FDP bekommt 9,5 Prozent [- 3,3] und 50 Sitze.      Ludwig Erhard [CDU]

wird Bundeskanzler einer Koalition aus CDU/CSU und FDP. 

26. November 1966 – CDU/CSU und SPD vereinbaren eine Große Koalition

Bonn * Zwischen dem Kanzerkandidaten der CDU, Kurt Georg Kiesinger, und dem

oppositionellen Kanzerkandidaten der SPD, Willy Brandt, wird eine Große Koalition vereinbart.

1. Dezember 1966 – Kurt Georg Kiesinger wird Bundeskanzler einer Großen Koalition

Bonn * Kurt Georg Kiesinger wird Bundeskanzler der ersten Großen Koalition auf Bundesebene. 

28. September 1969 – Ergebnis der Bundestagswahl 1969

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag erhält       die
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CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger 46,1 Prozent [- 1,5] und

250 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Willy Brandt erringt 42,7 Prozent der Stimmen

[+ 3,4] und 237 Sitze.   Die FDP bekommt 6,8 Prozent [- 3,7] und 31 Sitze.   Die NPD scheitert mit

4,3 Prozent an der Fünf-Prozent-Hürde.      Willy Brandt [ SPD] wird Bundeskanzler einer

Koalition aus SPD und FDP. 

1970 – Ein roter Fleck im schwarzen CSU-Meer

Burglengenfeld * Hans Schuierer (SPD) wird zum Landrat des damaligen Landkreises

Burglengenfeld gewählt. Er folgt auf Walter Haschke, ebenfalls SPD, der das Amt seit 1948

innehat. Schuierer bleibt bis zur bayerischen Gebietsreform 1972 Landrat von Burglengenfeld.  

Als die Gebietsreform ansteht, gilt Burglengenfeld als roter Fleck im ansonsten von der CSU

dominierten Bayern. Der Landkreis soll mit drei weiteren Landkreisen zusammengelegt werden.

Nach Schuierers späterer Darstellung verfolgt der neue Gebietszuschnitt auch ein politisches

Ziel: Der sozialdemokratische Landrat soll sein Amt verlieren. Der damalige Regierungspräsident

der Oberpfalz bestätigt ihm dies Jahre später.

10. Juni 1972 – Hans-Jochen Vogel [SPD] beenddet seine Amtszeit als Münchner OB

München • Die Amtszeit von Hans-Jochen Vogel [SPD] als Münchner Oberbürgermeister endet. 

11. Juni 1972 – Georg Kronawitter [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister

München • Georg Kronawitter [SPD] wird erstmals Münchner Oberbürgermeister. 

11. Juni 1972 – Hans Schuierer gewinnt die Landratswahl

Schwandorf * Hans Schuierer (SPD) wird zum Landrat des neu gebildeten Landkreises

Schwandorf gewählt. Zunächst liegt er mit nur 375 Stimmen vor seinem CSU-Gegenkandidaten

Peter Spichtinger.   Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel wird

das knappe Wahlergebnis nachgezählt. Schuierer kommentiert den Vorgang später sinngemäß:

Wenn ein Sozialdemokrat in einem CSU-geprägten Landkreis gewinnt, könne etwas nicht

stimmen. Doch die Nachzählung bestätigt seinen Sieg: Sein Vorsprung wächst um weitere 50 auf

insgesamt 425 Stimmen.
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19. November 1972 – Ergebnis der Bundestagswahl 1972

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag erhält       die

SPD mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Willy Brandt 45,8 Prozent [+ 3,1] und 242 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Rainer Barzel erringt 44,9 Prozent der Stimmen [- 1,2]

und 234 Sitze.   Die FDP bekommt 8,4 Prozent [+ 2,6] und 42 Sitze.      Willy Brandt [SPD] wird

Bundeskanzler einer Koalition aus SPD und FDP. 

Februar 1973 – Stadtrat Siegmar Geiselberger regt die Errichtung einer Gedenktafel an

München * Stadtrat Siegmar Geiselberger, damals noch Mitglied der SPD, nimmt den

anstehenden 55. Todestag&nbsp;Kurt Eisners zum Anlass, die Errichtung einer

Gedenktafel&nbsp;anzuregen.

16. Mai 1974 – Helmut Schmidt wird 5. Bundeskanzler der BRD

Bonn * Nach dem Rücktritt von Willy Brandt wird Helmut Schmidt [SPD] zum 5. Bundeskanzler

der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Die größten Herausforderungen während seiner

Amtszeit sind die weltweite Wirtschaftsrezession und die Ölkrisen der 1970er Jahre, die die

Bundesrepublik unter seiner Führung besser überstand als die meisten anderen

Industriestaaten. 

3. Oktober 1976 – Ergebnis der Bundestagswahl 1976

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 8. Deutschen Bundestag erhält       die

SPD mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Schmidt 42,6 Prozent [- 3,2] und 224 Sitze.  

Die CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Helmut Kohl erringt 48,6 Prozent der Stimmen [+ 3,7]

und 254 Sitze.   Die FDP bekommt 7,9 Prozent [-0,5] und 40 Sitze.      Die CSU erringt in Bayern

60,0 Prozent der Stimmen und trägt damit 10,6 Prozent zum Gesamtergebnis der Union (48,6

Prozent) bei.  CDU und CSU sind mit insgesamt 243 Sitzen die stärkste Fraktion im Bundestag,

doch die sozialliberale Koalition aus SPD und FDP kann mit einer Mehrheit von zehn Sitzen

weiter regieren.    Helmut Schmidt [SPD] wird Bundeskanzler einer Koalition aus SPD und FDP. 

4. März 1978 – Die erste Amtszeit von Georg Kronawitter [SPD] als Münchner OB endet
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München • Die erste Amtszeit von Georg Kronawitter [SPD] als Münchner Oberbürgermeister

endet. 

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

5. Oktober 1980 – Ergebnis der Bundestagswahl 1980

Bundesrepublik Deutschland * In dem sehr emotionsgeladenen Wahlkampf [„Stoppt Strauß“]

konzentrieren sich die Auseinandersetzungen zwischen den beiden Kanzlerkandidaten Helmut
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Schmidt und Franz Josef Strauß. Bei der Wahl zum 9. Deutschen Bundestag erhält       die SPD

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Schmidt 42,9 Prozent der Stimmen [+ 0,3] und 228

Sitze.   Die CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß erhält 44,5 Prozent [- 4,1]

und 237 Sitze.   Die FDP bekommt 10,6 Prozent [+ 2,7] und 54 Sitze.   DIE GRÜNEN, die

erstmals bei einer Bundestagswahl antreten, kommen aber nur auf 1,5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.      Helmut Schmidt [SPD] wird Bundeskanzler einer Koalition aus SPD und FDP. 

5. November 1980 – Helmut Schmidt wird Kanzler einer SPD/FDP-Koalition

Bonn * Der 9. Deutsche Bundestag wählt Helmut Schmidt [SPD] zum Bundeskanzler. Er führt

eine Koalition bestehend aus SPD und FDP. 

10. Oktober 1982 – Ergebnis der Landtagswahl 1982

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl erhält       die CSU 58,3,   die SPD 31,9 Prozent.     

Erstmals in der Nachkriegsgeschichte ist der Bayerische Landtag ein Zweiparteienparlament.       

Die FDP erhält lediglich 3,5 Prozent.    Die Grünen kommen auf 4,6 Prozent und scheiterten

damit knapp an der Fünf-Prozent-Klausel.

17. Dezember 1982 – Auf vorgezogene Neuwahlen verständigt

Bonn - Bundesrepublik Deutschland * Durch eine bewusst verlorene Vertrauensfrage werden

Neuwahlen für den Deutschen Bundestag ausgelöst. CDU/CSU und FDP hatten sich schon zuvor

auf die Durchführung von vorgezogenen Neuwahlen verständigt. 

6. März 1983 – Helmut Kohl bleibt Bundeskanzler einer CDU/CSU/FDP-Koalition

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 10. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 48,8 Prozent der Stimmen [+ 4,3] und 255

Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Hans-Jochen Vogel erringt 38,2 Prozent [- 4,7] und

202 Sitze.   Die FDP bekommt 7,0 Prozent [- 3,6] und 35 Sitze.   Die Grünen kommen mit 5,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 4,1] und 28 Sitzen erstmals in den Deutschen Bundestag.  

   Helmut Kohl wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und FDP. 
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18. März 1984 – Georg Kronawitter [SPD] wird erneut Münchner Oberbürgermeister

München • Georg Kronawitter [SPD] wird erneut Münchner Oberbürgermeister. 

20. August 1985 – Ein Antrag für eine würdige Gestaltung eines Denkmals für Kurt Eisner

München-Graggenau * Der SPD-Stadtrat Alfred Lottmann stellt - aus Anlass des drei Jahre

später bevorstehenden 70. Jahrestage der Revolution und der Ermordung Kurt Eisners - an

Oberbürgermeister Georg Kronawitter den Antrag für eine „Würdige Gestaltung eines Denkmals

für Kurt Eisner“ und kritisiert dabei entschieden die im Jahr 1976 gefundene Lösung. Lottmann

regt eine Veränderung der Straßenführung in der heutigen Kardinal-Faulhaber-Straße an, um dort

den Platz für eine „Säule oder ähnliches“ zu schaffen. 

16. Januar 1986 – Aufnahme des Umweltschutzes im Grundgesetz scheitert

Bonn * Nach der Katastrophe von Tschernobyl beantragen die SPD-Fraktion und die Fraktion DIE

GRÜNEN, den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als Staatsziel in das Grundgesetz

aufzunehmen. Der Vorstoß scheitert an der Haltung von CDU/CSU. Dadurch wird die notwendige

verfassungsändernde Mehrheit nicht erreicht.&nbsp;    Die verfassungsrechtliche Verankerung

erfolgte schließlich 1994 durch die Einführung des Art. 20a Grundgesetz.

12. Oktober 1986 – Dietmar Zierer gewinnt das Direktmandat

Schwandorf * Bei der bayerischen Landtagswahl verliert die CSU im Stimmkreis Schwandorf ihr

Direktmandat. Der SPD-Politiker und entschiedene WAA-Gegner Dietmar Zierer setzt sich gegen

den CSU-Kandidaten durch. Das Wahlergebnis gilt als deutliches politisches Signal gegen die

WAA-Politik der Staatsregierung. 

12. Oktober 1986 – Ergebnis der Landtagswahl 1986

Freistaat Bayern - München * Franz Joseph Strauß wird zum dritten Mal Ministerpräsident und

kann       mit 128 CSU-Abgeordneten   gegen 61 SPD- und   15 Grüne-Abgeordnete regieren.     

Die SPD büßt 4,4 Prozent ein, die CSU 2,5 Prozent. Die Grünen schaffen mit 7,5 Prozent den

Einzug in den Bayerischen Landtag ohne Schwierigkeiten.
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25. Januar 1987 – Ergebnis der Bundestagswahl 1987

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 11. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 44,3 Prozent [- 4,5] und 234 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Johannes Rau erringt 37,0 Prozent der Stimmen [- 1,2] und 193

Sitze.   Die FDP bekommt 9,1 Prozent [+ 2,1] und 48 Sitze.   Die Grünen kommen mit 8,3 Prozent

der abgegebenen Stimmen [+ 2,7] und 44 Sitzen in den Deutschen Bundestag.      Helmut Kohl

wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und FDP. 

28. September 1988 – Verdacht auf manipulierte WAA-Gutachten

München-Haidhausen * SPD und Grüne beantragen im Bayerischen Landtag einen

Untersuchungsausschuss. Er soll klären, ob Beamte des Bayerischen Staatsministeriums für

Landesentwicklung und Umweltfragen politischen Einfluss auf wissenschaftliche Gutachten zur

WAA genommen haben. Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen der Bayerischen Landesanstalt

für Bodenkultur und Pflanzenbau sowie der Vorwurf, kritische Messwerte zur radioaktiven

Belastung nicht ausreichend berücksichtigt oder nachträglich abgeschwächt zu haben.   Der

Landtag setzt den Untersuchungsausschuss am 2. Februar 1989 ein. Die Ausschussmehrheit

und die Opposition gelangen später zu unterschiedlichen Bewertungen der Vorwürfe. 

2. Februar 1989 – Untersuchungsausschuss zu den WAA-Gutachten

München-Haidhausen * Der Bayerische Landtag setzt einen Untersuchungsausschuss ein, der

mögliche Manipulationen und politische Einflussnahmen auf wissenschaftliche Gutachten zur

Wiederaufarbeitungsanlage klären soll. Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen der Bayerischen

Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau sowie der Verdacht, Mitarbeiter des

Umweltministeriums hätten auf die Bewertung von Messdaten eingewirkt.   Der Ausschuss geht

auf einen Antrag von SPD und Grünen vom 28. September 1988 zurück. Seine Arbeit führt später

zu gegensätzlichen Bewertungen durch die CSU-Mehrheit und die oppositionelle Minderheit. 

22. Februar 1989 – Der Streit um die „richtige Inschrift“ am Eisner-Bodendenkmal

München-Graggenau * Bei der Stadtrats-Sitzung stehen zwei Vorschläge für die „richtige

Inschrift“ am Bodendenkmal für Kurt Eisner zur Auswahl. Während die Vertreter der

verschiedenen Parteien rasch überein kommmen, das ursprünglich vorgesehene „erschossen“
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durch „ermordet“ zu ersetzen, entwickelt sich um die Verwendung der Begriffe „Freistaat“ und

„Volksstaat“ eine scharf geführte Auseinandersetzung.  Soll man nun Kurt Eisner als den

Begründer des Freistaates Bayern bezeichnen oder gründete er bloß den Volksstaat

Bayern? Beide Begriffe wurden im Jahr 1918 gleichzeitig und synonym verwendet und sollten

nichts anderes als Republik bedeuten. Aber im Rückblick will man den heute so geschätzten

Begriff Freistaat nicht ausgerechnet einem linken Politiker zuschreiben. Dagegen denkt man bei

Volksstaat eher an die Sprache des Dritten Reiches und der damaligen DDR.  Der

SPD-Vorschlag für die Gedenkplatte lautet: „Kurt Eisner. 1867 - 1919. Begründer des Freistaats

Bayern und Ministerpräsident wurde am 21. Februar 1919 hier vor seinem Amtssitz ermordet.“ 

Es soll aber derjenige die Mehrheit erhalten, der das Reizwort Freistaat vermeidet. Der Vorschlag

von Bürgermeister Dr. Winfried Zehetmeier [CSU] setzt sich bei der Abstimmung mit einer

Mehrheit aus CSU, FDP und Grüne/ALM gegen die Stimmen der SPD durch. Die Inschrift auf der

Gedenktafel - als die „offizielle Wahrheit“ - lautet deshalb:    „KURT EISNER, DER AM 8.

NOVEMBER 1918 DIE BAYERISCHE REPUBLIK AUSRIEF,NACHMALIGER

MINISTERPRÄSIDENTDES VOLKSSTAATES BAYERN, WURDE AN DIESER STELLE AM 21.

FEBRUAR 1919ERMORDET.“

16. September 1989 – Richard Süßmeier bewirbt sich - erfolglos - um das Hacker-Festzelt

München-Theresienwiese * Richard Süßmeier bewirbt sich um das Hacker-Festzelt, doch CSU

und SPD stimmengeschlossen gegen ihn. Und das, obwohl ihn ein Gericht       vom Vorwurf des

Schankbetrugs frei spricht und   das Verfahren wegen illegaler Beschäftigung mit einer freiwilligen

Geldbuße in Höhe von 100.000 DMark endet.

7. November 1989 – Das Kurt-Eisner-Denkmal in der Kardinal-Faulhaber-Straße wird eingeweiht

München-Kreuzviertel * Das Kurt-Eisner-Denkmal in der Kardinal-Faulhaber-Straße wird

eingeweiht. Die Festrede hält Bürgermeister Dr. Klaus Hahnzog [SPD].

2. Dezember 1990 – Ergebnis der Bundestagswahl 1990

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Die Bundestagswahl 1990 steht massiv unter dem

Eindruck der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990.    Bei der Wahl zum 12.

Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 43,8

Prozent [- 0,5] und 319 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Oskar Lafontaine erringt
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33,5 Prozent der Stimmen [- 3,5] und 239 Sitze.   Die FDP bekommt 11,0 Prozent [+ 1,9] und 79

Sitze.   Die Grünen kommen auf 3,8 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 4,5] und ziehen

deshalb nicht in den Deutschen Bundestag ein.   Die PDS erkämpft nur 2,4 Prozent der Stimmen

und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Es ist aber vor der Wahl vereinbart

worden, dass es genügt, nur in einem der beiden Wahlgebiete diese Klausel zu überspringen.

Und das gelingt der PDS in den neuen Bundesländern unproblematisch. Die Partei erhält

dadurch 17 Sitze.    Das Gleiche gilt für die nur in der ehemaligen DDR antretendem Bündnis

90. Es erhält nur 1,2 Prozent vom Stimmenanteil, zieht aber mit acht Abgeordneten in den

Deutschen Bundestag ein.      Helmut Kohl wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

4. März 1992 – SPD-Landesvorsitzende Renate Schmidt als Krampfhenne verunglimpft

Passau * Ministerpräsident Max Streibl bezeichnet die SPD-Landesvorsitzende Renate Schmidt

beim Politischen Aschermittwoch in Passau als „Krampfhenne“. 

8. Oktober 1992 – Willy Brandt stirbt in Unkel

Unkel * Willy Brandt, der ehemalige Regierende Bürgermeister von Berlin und Bundeskanzler der

Bundesrepublik Deutschland sowie SPD-Vorsitzende, stirbt in Unkel. 

30. Juni 1993 – Die zweite Amtszeit von Georg Kronawitter [SPD] als OB endet

München • Die zweite Amtszeit von Georg Kronawitter [SPD] als Münchner Oberbürgermeister

endet. 

12. September 1993 – Christian Ude [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister

München • Christian Ude [SPD] wird Münchner Oberbürgermeister. 

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen
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Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“

16. Oktober 1994 – Ergebnis der Bundestagswahl 1994

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 13. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 41,4 Prozent [- 2,4] und 294 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Rudolf Scharping erringt 36,4 Prozent der Stimmen [+ 2,9] und 253

Sitze.   Die FDP bekommt 6,9 Prozent [- 4,1] und 47 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 7,3 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,2].   Die PDS erkämpft nur 4,4 Prozent der

Stimmen und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Aufgrund der

Grundmandatsklausel zieht die Partei trotzdem mit 30 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.        Helmut Kohl wird erneut Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

27. September 1998 – Ergebnis der Bundestagswahl 1998

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 14. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 35,1 Prozent [- 6,3] und 245 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Gerhard Schröder erringt 40,9 Prozent der Stimmen [+ 4,5] und 298

Sitze.   Die FDP bekommt 6,2 Prozent [- 0,7] und 43 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 6,7 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 0,6].   Die PDS erkämpft 5,1 Prozent der Stimmen
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[+ 0,7] und mit 36 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.      Gerhard Schröder wird

Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 

22. September 2002 – Ergebnis der Bundestagswahl 2002

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 15. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 38,5 Prozent [- 2,4] und 251 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber erringt ebenfalls 38,5 Prozent der

Stimmen [+ 3,4] und 248 Sitze.     Die FDP bekommt 7,4 Prozent [+ 1,2] und 47 Sitze.   Bündnis

90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 1,9].   Die PDS

erkämpft 4,0 Prozent der Stimmen [- 1,1] und zieht - durch die direkt gewonnenen Berliner

Wahlkreise - lediglich mit zwei Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.      Gerhard

Schröder wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 

9. Oktober 2002 – Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 steht fest

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 wird

bekannt gegeben. SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN können zusammen 577.000 mehr Wähler

als CDU/CSU und FDP für sich gewinnen. 

21. September 2003 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2003

Freistaat Bayern - München • Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 15. Legislaturperiode 180 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 15. Bayerischen

Landtag erhält       die CSU mit ihrem amtierenden Ministerpräsidenten Edmund Stoiber 60,7

Prozent [+ 7,8] und 124 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget erringt 19,6 Prozent

der Stimmen [- 9,1] und 41 Sitze.   DIE GRÜNEN kommen auf 7,7 Prozent der Wählerstimmen [+

2,0] und 15 Sitze.      Edmund Stoiber wird erneut Bayerischer Ministerpräsident und kann mit

seiner CSU-Alleinregierung mit einer Zweidrittel-Mehrheit regieren. 

25. September 2003 – 29 Straßennamen werden gutachterlich überprüft

München * Mit den Stimmen der SPD und der GRÜNEN beschließt der Stadtrat, dass 29

Straßennamen gutachterlich überprüft werden, die einen unmittelbaren Zusammenhang mit der
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Kolonialzeit haben.     Noch am gleichen Tag spricht die CSU von einem

„Entkolonisierungs-Feldzug“ und davon, dass „es überhaupt keine Notwendigkeit gibt [...] die

Straßenumbenennungen aus der Kolonialzeit [...] intensiver zu durchleuchten“. 

18. September 2005 – Ergebnis der Bundestagswahl 2005

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 16. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 34,2 Prozent [- 4,3] und 222 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrer Kanzlerkandidatin Angela Merkel erringt 35,2 Prozent der Stimmen [- 3,3] und

226 Sitze.   Die FDP bekommt 9,8 Prozent [+ 2,4] und 61 Sitze.   Bündnis 90/DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 0,5] und 51 Sitze.   Die PDS

erkämpft 8,7 Prozent der Stimmen [+ 4,7] und zieht mit 54 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin in einer Großen Koalition bestehend

aus CDU/CSU und SPD. 

26. September 2005 – Antrag zur Wiederaufnahme des Verfahrens zum Wiesn-Attentat

München - Berlin - Wiesbaden * Am 25. Jahrestag des Wiesn-Attentats bringen mehrere

Organisationen, Gewerkschaften und Einzelpersonen, darunter mehrere Münchner Stadträte

sowie Landes- und Bundespolitiker der SPD, im Deutschen Bundestag einen Antrag zur

Wiederaufnahme des Verfahrens ein.     Der Antrag findet  keine politische Mehrheit und wird

vom Bundeskriminalamt - BKA abschlägig beschieden. 

5. Oktober 2006 – Stadtrats beschließt die Umbenennung der Von-Trotha-Straße

München-Graggenau - München-Trudering * Die Vollversammlung des Münchner

Stadtrats beschließt die Umbenennung der Von-Throta-Straße in Hererostraße. 

28. September 2008 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2008

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum 16. Bayerischen Landtag        stürzt die CSU mit ihrem

amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Günter Beckstein auf 43,4 Prozent [- 17,3] ab und

verliert nicht nur 32 Abgeordnetenmandate [jetzt 92], sondern auch die seit 1962 ununterbrochen

erreichte absolute Mehrheit der Landtagsmandate.    Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget
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erringt 18,6 Prozent der Stimmen [- 1,0] und 39 Sitze das bisher schlechteste Ergebnis seit 1946. 

 Die FDP bekommt 8,0 Prozent [+ 5,4] und 16 Sitze und kommen nach 14 Jahren Abwesenheit

im bayerischen Parlament wieder zurück.   Erstmals ziehen die Freien Wähler mit 10,2 Prozent

der Stimmen [+ 6,2] und 21 Sitzen in den Bayerischen Landtag ein.    DIE GRÜNEN kommen auf

9,4 Prozent der Wählerstimmen [+ 1,7] und 19 Sitze. 

27. September 2009 – Ergebnis der Bundestagswahl 2009

Berlin * Bei der Wahl zum 17. Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrer amtierenden

Bundeskanzlerin Angela Merkel 33,8 Prozent [- 1,4] und 239 Sitze.   Die SPD mit ihrem

Kanzlerkandidaten Frank-Walter Steinmeier erringt 23,0 Prozent der Stimmen [- 11,2] und 146

Sitze.   Die FDP bekommt 14,5 Prozent [+ 4,7] und 93 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 10,7 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,6] und 68 Sitze.   Die PDS erkämpft 11,9

Prozent der Stimmen [+ 3,2] und zieht mit 76 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.     

Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und FPD. 

30. Mai 2011 – Das neue Kurt-Eisner-Denkmal wird eingeweiht

München-Angerviertel * Auf einem kaum frequentierten Platz am Oberanger, vor der Münchner

SPD-Zentrale, wird von der Stadt das von Rotraut Fischer gestaltete neue Denkmal für den

ersten demokratischen Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern, Kurt Eisner, eingeweiht.  Es ist

ein Glaskasten mit der Aufschrift „Jedes Menschenleben soll heilig sein“. Das Zitat stammt aus

Kurt Eisners Aufruf „An die Bevölkerung Münchens“ vom 8. November 1918, der in den

Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlicht worden war. 

15. September 2013 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2013

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 17. Legislaturperiode 180 Mitglieder an.    Bei der Wahl zum 17. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Horst

Seehofer 47,7 Prozent [+ 4,3] und 101 Sitze. Damit erreicht sie wieder die absolute Mehrheit.  

Die SPD mit ihrem Kandidaten Christian Ude erringt 20,6 Prozent der Stimmen [+ 2,0] und 42

Sitze.   Die Freien Wähler erhalten 9,0 Prozent der Stimmen [-1,2] und 19 Sitze.   DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der Wählerstimmen [- 0,8] und 18 Sitze.   Die FDP fliegt mit

3,3 Prozent (- 4,7 Prozent) aus dem Bayerischen Landtag.      Horst Seehofer wird erneut
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Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer CSU-Alleinregierung arbeiten. 

22. September 2013 – Ergebnis der Bundestagswahl 2013

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 18. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 41,5 Prozent [+ 7,7] und 311 Sitze.   Die

SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 2,7] und

193 Sitze.   Die FDP bekommt 4,8 Prozent [- 9,8] und scheitert damit an der Fünf-Prozent-Hürde. 

 Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,4 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 2,3] und 63

Sitze.   Die PDS erkämpft 8,6 Prozent der Stimmen [- 3,3] und zieht mit 64 Abgeordneten in den

Deutschen Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Großen

Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

2014 – König Ludwig II. im Stadtrats-Wahlkampf

München-Au - München-Isarvorstadt * Im Wahlkampf zur Stadtratswahl 2014 kommen dann alle

Parteien in die „Deutschen Eiche“, ein Hotel mit einer der weltweit größten und erfolgreichsten

Schwulensaunen, um zu zeigen, dass sie auch für die LGBT-Gemeinde wählbar sind. Der

CSU-Spitzenkandidat und spätere 2. Bürgermeister, Josef „Seppi“ Schmid, bringt - gegen die

Intention Diet­mar Holzapfels - die Idee vorschnell in den Stadtrat ein.   Und dann passiert, was

passieren muss: Die Partei­en im Rathaus rüsten sich zum Wahlkampf - und wie nicht anders zu

erwarten, prall­en jetzt die unterschiedlichen Sichtweisen und Positionen auf­einander.     Wenn

es nach der sich damals in der Opposition befin­denden CSU geht, soll das an den

„Märchenkönig“ erinnernde monumentale Denkmal sofort wieder entstehen - und zwar in

historischer Größe und umge­ben mit einem monumentalen Portikus. Außerdem soll ge­prüft

werden, ob im Unterbau des Denkmals mögli­cherweise ein Café Platz finden könnte, damit die

Bevölkerung den herrlichen Blick auf die Isar und die Maximilianskirche jederzeit genießen kann,

was jetzt ja nur von steinernen Bänken aus oder beim sommerlichen „Kulturstrand“ der

Urbanauten möglich ist.   Für die Regierungsparteien SPD und Grüne soll alles so bleiben wie es

ist, denn es sei „nicht zeitgemäß“, im 21. Jahrhundert ein Königsmonument originalgetreu wieder

aufzubauen, es gebe wesentlich wichtigere Themen im Rat­haus zu erledigen. Die Fronten

zwischen den Parteien stehen - natürlich mit etlichen Abweichlern - fest.   Das Stadtarchiv

München wird mit einer Untersuchung der bereits bestehenden Ludwig-II.-Erinnerungsorte

beauftragt. Dieses listet neun Stein- und Bronzebildnisse des einstigen Monarchen in München

auf. 
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21. Februar 2014 – Der Bayerische Landtag will kein Kurt-Eisner-Porträt

München-Graggenau * Die bayerische Landtagspräsidentin Barbara Stamm lehnt es ab, ein

Porträt des ersten demokratischen bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisners im Bayerischen

Landtag anzubringen. Der Verein „Das andere Bayern e.V.“ übergibt das Porträt schließlich der

SPD-Fraktion. 

16. März 2014 – Der Widerstand gegen das Königs-Denkmal schwindet

München-Au - München-Isarvorstadt * Bei der Stadtratswahl wird die CSU stärkste Fraktion und

geht mit der SPD eine Koalition ein. Damit verändert sich auch die Einstellung zum Lud­wig

II.-Denkmal auf der Corneliusbrücke.  Noch immer wollen weder die Stadträte der SPD noch der

Grünen den meterhohen Kini neu aus Bronze gießen lassen, da derartige figür­liche

Darstellungen „zu Beginn des 21.Jahrhunderts eigentlich nicht mehr die Ausdrucksform einer

demokratischen Gesellschaft“ sind.

16. März 2014 – Ergebnis der Kommunalwahl 2014 in München

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.    Dieter Reiter [SPD] erhält 40,4 Prozent, Josef Schmid [CSU] kommt auf

36,7 Prozent.&nbsp;Sabine Nallinger von den GRÜNEN kommt auf 14,7 Prozent der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl&nbsp;am 30. März. 

     Bei der Wahl zum Stadtrat&nbsp;erhält die CSU 32,6 Prozent [+ 4,9] und 26 [+ 3] Sitze.   Die

SPD erringt 30,8 Prozent der Stimmen [- 8,9] und 25 [- 8] Sitze.   Die GRÜNEN kommen auf 16,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 3,6] und 13 Sitze [+ 2].      Weiter sind bei Kommunalwahl

in München 14 Parteien angetreten:       Die FDP erhält 3,4 Prozent [- 3,4] und 3

Stadtratsmandate [- 2], &nbsp;   die Freien Wähler bekommen 2,7 Prozent [+ 1,1] und 2

Stadtratsmandate [+ 2], &nbsp;   die AfD&nbsp;kommt auf 2,5 Prozent [+ 2,5] und 2

Stadtratsmandate [+ 2],&nbsp;   die ÖDP erreicht 2,5 Prozent [+ 0,8] und 2 Stadtratsmandate [+

1], &nbsp;   die Linke bekommt 2,4 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate [- 1], &nbsp;   die

Rosa Liste&nbsp;kommt auf 1,9 Prozent [+/- 0] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die Partei

Hut&nbsp;erklimmt 1,3 Prozent [+ 1,3] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Piraten&nbsp;erhalten 1,2 Prozent [+ 1,2] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Bayernpartei - BP&nbsp;bekommt 0,9 Prozent [- 0,7] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die

rechtsradikale Bürgerinitiative Ausländerstopp - BIA&nbsp;kommt auf immerhin 0,7 Prozent [- 0,7]

und erhält ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die islamfeindliche Partei Die Freiheit&nbsp;kommt auf
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0,6 Prozent [+ 0,6], bekommt aber keinen Platz im Münchner Stadtrat.      Damit ist das seit 1990

bestehende Rot-Grüne Bündnis gescheitert.    Auch bei der Wahl

zum&nbsp;Bezirksausschuss&nbsp;verliert die SPD massiv.&nbsp;       Nur noch in 9 von 25

Gremien ist die SPD stärkste Fraktion (Bisher: 21).&nbsp;   Die CSU wird in 13 Stadtbezirken

stärkste Kraft (Bisher: 4)&nbsp;   Die GRÜNEN werden stärkste Fraktion in Au/Haidhausen, in der

Ludwigsvorsadt-Isarvostadt und in der Maxvorstadt.&nbsp;

30. März 2014 – Dieter Reiter zum Münchner Oberbürgermeister gewählt

München * Bei der Stichwahl&nbsp;der Oberbürgermeisterkandidaten erhält       Dieter Reiter

[SPD] 56,7&nbsp;Prozent.&nbsp;   Sein Kontrahent Josef Schmid [CSU] kommt auf

43,3&nbsp;Prozent der Stimmen.      Gewählter Oberbürgermeister der

Landeshauptstadt&nbsp;München ist damit Dieter Reiter.&nbsp;

30. April 2014 – Oberbürgermeister Christian Ude verabschiedet sich von den Münchnern

München-Graggenau * Oberbürgermeister Christian Ude verabschiedet sich an seinem letzten

Arbeitstag auf dem Marienplatz von den Münchnerinnen und Münchnern. 

1. Mai 2014 – Oberbürgermeister Dieter Reiters erster Arbeitstag

München-Graggenau * Seinen ersten Arbeitstag beginnt der neue Münchner

Oberbürgermeister Dieter Reiter auf der Kundgebung des DGB auf dem Marienplatz. Weil er im

Zusammenhang mit den städtischen Kliniken auch von Personalabbau spricht, erntet er bei den

anwesenden Gewerkschaftern Buh-Rufe und Pfiffe.      Ob er sich jetzt den Schlegel zur Hand

herbei gewünscht hat, dem ihm zuvor seine Mitarbeiter - verbunden mit dem Wunsch für einen

„guten Start und einer glücklichen Hand - auch beim Anzapfen“ - geschenkt haben, ist nicht

bekannt. 

26. Mai 2014 – Georg Schlagbauer (CSU) wird neuer Wiesn-Stadtrat

München-Graggenau - München-Theresienwiese * Der Landesinnungsmeister der bayerischen

Metzger Georg Schlagbauer von der CSU wird neuer Wiesn-Stadtrat. Der Besitzer einer

Metzgerei am Viktualienmarkt übernimmt mit dieser Funktion eine langjährige Domäne der SPD.
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Sein Vorgänger ist Helmut Schmid. 

31. Mai 2016 – Die Wiedererstehung des Ludwig II.-Denkmals

München-Au - München-Isarvorstadt * Im Bauausschuss wird eine 120.000 Euro teure

Machbarkeitsstudie zum Ludwig II.-Denkmal auf der Corneliusbrücke beschlossen. Eine Klausel

im Bündnisvetrag zwischen CSU und SPD macht es möglich, dass jeder der beiden Partner über

ein limitiertes „Konto“ mit städtischem Geld verfügen kann, aus dem ohne Veto des

Koalitionspartners Wunsch­projekte - wie etwa die Ludwig-Studie - ermöglicht werden können.    

Die CSU betont zum Denkmal des vom Absolutismus träumen­den Monarchen: „Wir wollen das

weiterhin haben.“   Dagegen bemerkt die SPD: „Unsere Begeisterung ist nicht größer geworden.

Wozu braucht man ein seit über 70 Jahren verschwundenes Denkmal?“ Noch dazu für einen

König, der bekanntlich nicht gerade als München-Fan gelten kann und im Stadtgebiet nur wenige

Spuren hinterlassen hat.

24. September 2017 – Große Verluste der etablierten Parteien bei der Bundestagswahl 2017

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 32,9 Prozent [- 8,6] und 240 Sitze [- 71].  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Schulz erringt 20,8 Prozent der Stimmen [- 4,9] und 152

Sitze [- 41].   „Bündnis 90/DIE GRÜNEN“ kommen auf 9,0 Prozent der abgegebenen Stimmen [+

0,6] und 66 Sitze [+ 3].   Die FDP bekommt 10,4 Prozent [+ 5,6] und erreicht damit 76 Sitze.   Die

Linke erkämpft ebenfalls 9,0 Prozent der Stimmen [+ 0,4] und zieht mit 66 Abgeordneten [+ 2] in

den Deutschen Bundestag ein.   Der große Siegerin der Bundestagswahl ist die Alternative für

Deutschland - AfD mit 13,0 Prozent [+ 8,3] und 95 Sitzen.        Angelika Merkel wird

Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

24. September 2017 – Die CSU stürzt ab - Riesige Stimmengewinne der AfD

Freistaat Bayern - München * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CSU in Bayern

lediglich 38,8 Prozent der Stimmen [- 10,5].   Die SPD kommt gerade einmal auf 20,0 Prozent [-

4,7],   die Grünen erhalten 9,8 Prozent [+ 1,2],   die Linke erreicht 6,1 Prozent [+ 2,3],   die FDP

kann 10,2 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen [+ 5,1].   Auch im Freistaat ist die Alternative

für Deutschland - AfD die große Gewinnerin, mit 12,4 Prozent der Stimmen, was einem Plus von

8,1 Prozent entspricht.

Münchner Zeitensprünge Seite 150/154



6. November 2017 – Die Landtags-SPD fordert einen Feiertag zum Demokratie-Jubiläum

München * Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Bayerischen Landtag, Markus Rinderspacher,

schreibt an Ministerpräsident Horst Seehofer: „Wir sollten das Jahr 2018 nutzen, um an die

Heldinnen und Helden der Demokratie in Bayern zu erinnern“, nachdem der Freistaat Bayern sein

100-jähriges Bestehen feiert.    Und weiter: „Der 8. November 1918 hat deshalb für den Freistaat

Bayern eine Bedeutung, die der des 14. Juli 1789 für Frankreich oder der des 4. Juli 1777 für die

USA in nichts nachsteht.“ Er fordert den CSU-Regierungschef auf, sich für den Feiertag im

kommenden Jahr einzusetzen. 

14. Oktober 2018 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2018

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 18. Legislaturperiode 205 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 18. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Markus

Söder 37,2 Prozent [- 10,5 %] und 85 Sitze [- 16]. Das ist das schlechteste Wahlergebnis der

CSU seit 1950.   Die GRÜNEN kommen auf 17,6 Prozent der Wählerstimmen [+ 9,0 %] und 38

Parlamentssitze [+ 20], davon 6 Direktmandate.   Die Freien Wähler erhalten 11,6 Prozent der

Stimmen [+ 2,6] und 27 Mandate [+ 8].   Die AfD bekommt 10,2 Prozent der Wählerstimmen [+

10,2] und 22 Sitze [+ 22] und zieht erstmals in den Bayerischen Landtag ein.   Die SPD erringt 9,7

Prozent der Stimmen [- 11,0] und 22 Landtags-Mandate [- 20]. Das ist das schlechteste

Landtagswahlergebnis der SPD seit 1893.   Die FDP erringt 5,1 Prozent der Wählerstimmen

[+1,8] und 11 Mandate [+ 11] und kann damit wieder in den Landtag einziehen.      Die

Wahlbeteiligung liegt bei 72,3 Prozent, so hoch, wie seit 1982 nicht mehr.    Markus Söder wird

Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer Regierungskoalition aus CSU und Freien

Wählern arbeiten. 

26. Juli 2020 – Alt-OB Hans-Jochen Vogel stirbt in München

München * Der Münchner Alt-Oberbürgermeister und spätere Bau- und Justizminister sowie

SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel stirbt im Alter von 94 Jahren in München.  

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in Bayern

Freistaat Bayern * Bei der Wahl im Freistaat Bayern zum 20. Bundestag erhält       die CSU als
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bayerisches Anhängsel der Union erhält im Freistaat immerhin 31,7 Prozent [-7,1]. Das sind

allerdings bundesweit lediglich 5,2 Prozent. Unabhängig von den Direktmandaten schrammt die

bayerische Splitterpartei knapp am Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde vorbei.    Die SPD

erringt 18,0 Prozent der Stimmen [+ 2,7].   Bündnis 90/Die Grünen kommen auf 14,1 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 4,3].   Die FDP bekommt 10,5 Prozent [+ 0,4].   Die Alternative für

Deutschland - AfD erhält 9,0 Prozent [-3,4].   Die Linke erkämpft ebenfalls 2,8 Prozent der

Stimmen [- 3,3].      Bis auf ein Direktmandat im Freistaat Bayern entfallen die anderen 45 auf die

CSU. Die Ausnahme ist die 28-jährige Jamila Schäfer, die das Direktmandat in München-Süd

gewinnt. 

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in München

München * Bei der Wahl in München zum 20. Bundestag erhält       das Bündnis 90/Die

Grünen 26,1 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 8,9].   die CSU 23,8 Prozent [- 6,2].   Die SPD

wird Drittklassig und erringt 19,0 Prozent der Stimmen [+ 2,8].   Die FDP bekommt 13,7 Prozent [-

0,5].   Die Alternative für Deutschland - AfD erhält 4,5 Prozent [- 3,8].   Die Linke erkämpft

lediglich 4,1 Prozent der Stimmen [- 4,2].      Insgesamt 14 Münchnerinnen und Münchner ziehen

in den neuen Bundestag ein. CSU: 3 Direktmandate, GRÜNE: 3, davon 1 Direktmandat, SPD: 2,

FDP: 3, AfD: 2, Linke: 1

26. September 2021 – SPD gewinnt Bundestagswahl 2021

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 20. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem Kanzlerkandidaten Olaf Scholz erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 5,2] und 206 Sitze.   

CDU/CSU mit Armin Laschet als Kanzlerkandidat kommen auf 24,1 Prozent [- 8,9] und 196 Sitze.

  Bündnis 90/Die Grünen erhalten mit ihrer Kanzlerkandidatin Analena Baerbock 14,8 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 5,9] und 118 Sitze.   Die FDP bekommt 11,5 Prozent [+ 0,8] und

erreicht damit 92 Sitze.   Der Alternative für Deutschland - AfD erhält 10,3 Prozent [-2,3] und 83

Sitze.   Die Linke erkämpft lediglich 4,9 Prozent der Stimmen [-4,3] und zieht aufgrund von

Überhang- und Direktmandaten mit 39 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.   Der

Südschleswigsche Wählerverband - SSW erhält 1 Mandat.      Der Anteil der Frauen bei den

Abgeordneten beträgt 35 Prozent. Die Fraktionen von CDU/CSU, FDP und AfD stellen sich als

besonders männerlastig dar. 

3. Februar 2026 – Eintritt fürs Oktoberfest ?
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München * Der bayerische Bierbrauerpräsident Georg Schneider schlägt vor, künftig Eintritt für

das Münchner Oktoberfest zu verlangen, da der Bierpreis bei Volksfesten nicht die

Haupt-Kalkulationsgrundlage für alle Kosten sein kann.     Diesen Vorstoß erteilt Münchens

Wiesn-Chef Christian Scharpf [SPD] umgehend eine Absage. „Das Oktoberfest ist ein Volksfest

und kein Freizeitpark“, sagt der Münchner Wirtschaftsreferent. Ein Eintritt passt überhaupt nicht

zum Volksfestcharakter der Wiesn und kommt nicht infrage. „Die Wiesn ist für jeden und jede da,

nicht nur für die, die sich einen teuren Eintritt leisten können.“ Die Gäste, die nur durchschlendern

und die Atmosphäre genießen wollten, seien genauso willkommen wie die, die in den Bierzelten

feiern oder sich in einem Fahrgeschäft vergnügen wollten.     

8. März 2026 – Ergebnis der Kommunalwahlen in München 2026

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.  Dieter Reiter [SPD] erhält 35,6 Prozent, Dominik Krause von den GRÜNEN

kommt auf 29,5 Prozent, Clemens Baumgärtner [CSU] kommt auf 21,3 Prozent. der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl am 22. März.  Bei

der Wahl zum Stadtrat    kommen die GRÜNEN auf 26,5 Prozent der Stimmen [-2,6] und 21

Sitze.  Die SPD erringt 19,1 Prozent der Stimmen [- 2,8] und 15 Sitze.  Die CSU erhält 24,9

Prozent [+ 0,2] und 19 Sitze.    Weiter sind bei Kommunalwahl in München 11 Parteien

angetreten:    Die Linke bekommt 6,6 Prozent [+ 3,3] und 5 Stadtratsmandate,    die AfD kommt

auf 5,9 Prozent [+ 2,1] und 5 Stadtratsmandate,   Volt erklimmt 4,7 Prozent [+ 2,9] und 4

Stadtratsmandate,   die FDP erhält 3,4 Prozent [- 0,1] und 3 Stadtratsmandate,    die ÖDP

erreicht 2,7 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate,    die Freien Wähler bekommen 2,5 Prozent

[+/- 0] und 2 Stadtratsmandate,    die Rosa Liste kommt auf 1 Prozent [+/- 0] und ein

Stadtratsmandat,    Bündnis Kultur erreicht 0,9 Prozent [+ 0,9] und ein Stadtratsmandat,   Die

Partei erklimmt 0,7 Prozent [- 0,6] und ein Stadtratsmandat,    die München Liste kommt auf 0,7

Prozent [- 0,1] und ein Stadtratsmandat,  die Bayernpartei - BP bekommt 0,4 Prozent [- 0,3] und

ein Stadtratsmandat,      Bei der Wahl zum Bezirksausschuss     werden die GRÜNEN in 15 von

25 Gremien stärkste Kraft,   die CSU gewinnt in zehn Bezirksausschüssen die Mehrheit,   die

SPD hat in keinem Bezirksausschuss noch eine Mehrheit. 

22. März 2026 – Dominik Krause wird Oberbürgermeister von München

München * Bei der Stichwahl der Oberbürgermeisterkandidaten erhält    Dieter Reiter [SPD] 43,7

Prozent.   Sein Kontrahent Dominik Krause [GRÜNE] kommt auf 56,3 Prozent der Stimmen.   

Gewählter neuer Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München ist damit der 35-jährige
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Dominik Krause. 
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